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Die dunkel eingefärbten Staaten sind Partnerländer der Schweizer Ostzusammenarbeit im Rahmen 
der traditionellen Osthilfe. Die hellgrau eingefärbten Länder betreffen den schweizerischen Erweite-
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Alle Kooperationsbüros verfügen ebenso über kleine Mittel, die zu diversen Zwecken eingesetzt wer-
den können. Diese Kleinkredite werden in dieser Projektliste nicht aufgeführt. 
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Arbeit in der Privatwirtschaft für junge Menschen, Phase 1 
Ausgangslage: Rund eine Million Menschen wandert zum Arbeiten nach Griechenland 
und Italien aus, weil sie in Albanien keine Beschäftigung findet. Gerade junge Frauen und 
Männer haben nur wenige Chancen auf dem albanischen Arbeitsmarkt. Die Schweiz ist 
seit 1992 auf dem Gebiet der arbeitsmarktorientierten Berufsausbildung und Weiterbil-
dung tätig. Mit diesem Projekt wird nun die Arbeitsförderung in der Privatwirtschaft anvi-
siert. 
Ziele: Die soziale und wirtschaftliche Situation der jungen Menschen in Albanien soll sich 
verbessern, indem eine enge Partnerschaft mit Privatunternehmen aufgebaut und eine 
marktgerechte Arbeitsmarktpolitik entwickelt wird. 
Umsetzung: Für die ersten zwei Jahre des Programms wurde die Gastwirtschaftsbran-
che ausgesucht, weil das Land mit seinen Küsten, Bergen und Unesco-Weltkultur-
erbstätten zwar attraktiv ist, es jedoch sein touristisches Potenzial noch lange nicht aus-
geschöpft hat. Geplant sind Massnahmen wie Aufbau von Ausbildungs-Netzwerken, Ma-
nagement- und Marketingtraining, Firmenpraktika, Informationsplattform, Karrierebera-
tung und Förderung der sozialen Kompetenz. 
 
Land/Region: Albanien 
Sektor: Wirtschaft und Beschäftigung 
Phasendauer: Juli 2012 – September 2013 
Phasenbudget: CHF 400 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: Juli 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




Beitrag an den Regionalen Beschäftigungspakt (TEP), Phase 1 
Ausgangslage: Etwa 30 Prozent der 15- bis 29-Jährigen in Albanien sind arbeitslos. An-
nähernd 70 Prozent der jungen Beschäftigten im Land befinden sich zudem in informellen 
Anstellungsverhältnissen, ohne Aussicht auf eine Karriere, ein geregeltes Einkommen 
und eine gesicherte Zukunft für sie selbst und ihre Familien. Arbeitsbeschäftigung für die 
junge Generation in Albanien ist das Ziel des Regionalen Beschäftigungspaktes (TEP). 
Dieser wurde vom Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) und der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (ILO) initiiert. Im nordöstlichen Kukës wurden dank vierzig 
staatlichen und privatwirtschaftlichen Partnern 942 Stellen geschaffen respektive formali-
siert. 
Ziele: Mindestens 500 neue Arbeitsstellen für junge Menschen und die Formalisierung 
(offizielle Anerkennung) von 2500 Jobs sind die Hauptziele bis Projektende.  
Umsetzung: Neben Kukës werden in zwei weiteren nordöstlichen Landeskreisen – 
Shkodra und Lezha – ebenfalls Pilotmodelle umgesetzt. Schliesslich soll das Modell lan-
desweit verankert werden. 
 
Land/Region: Albanien 
Sektor: Wirtschaft und Beschäftigung 
Phasendauer: Dezember 2011 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 1 600 000.– 
Projektbeginn: Dezember 2011 
Bisherige Ausgaben: CHF 800 000.– 






Programm für regionale Entwicklung in Nordalbanien, Phase 1 
Ausgangslage: Seit den 1990er-Jahren ist Albanien auf dem Weg zu einem demokrati-
schen und dezentralisierten Staat. Die neuen Institutionen sind jedoch noch schwach, vor 
allem auf lokaler und regionaler Ebene. Da die Kompetenzen nicht klar verteilt sind, 
kommt es zu Korruption und Misstrauen zwischen den verschiedenen Ebenen. Zudem 
unterscheiden sich die Regionen in ihrer sozialen und ökonomischen Entwicklung stark 
voneinander. Seit 2006 unterstützt die DEZA ein Dezentralisierungsprogramm auf lokaler 
Ebene. Österreich schlug deshalb der Schweiz eine Kooperation für ein regionales Ent-
wicklungsprogramm vor. 
Ziele: Das Programm soll zu einer Dezentralisierung auf regionaler Stufe beitragen und 
damit die sozioökonomische Entwicklung der zwei Qarke (Verwaltungsbezirke) Shkodra 
und Lezha anregen. Besonders für die Randgebiete und Minderheiten sollen die Dienst-
leistungen verbessert werden. 
Umsetzung: Für die beiden Regionen wird ein Entwicklungsplan erarbeitet. Ein effizien-
tes Finanzsystem wird aufgebaut. Österreich verwaltet das Programm; zusammen mit 
der Schweiz werden die Umsetzungsmodalitäten festgelegt. 
 
Land/Region: Albanien 
Sektor: Soziales und Infrastruktur; Demokratisierung / Dezentralisierung /   
Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: Juli 2009 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 2 245 000.– 
Projektbeginn: Juli 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 252 500.– 




Verbesserung des Sozialdienstes für randständige Roma und Ägypter, Phase 1 
Ausgangslage: Geschätzte 100 000 Roma leben in Albanien. Davon leben viele am 
Rande der Gesellschaft und in Armut, so dass sie in die Schweiz und Europa auswan-
dern. Ein funktionierendes Sozialwesen aufzubauen, das sich speziell um die Bedürfnis-
se der marginalisierten Bevölkerungsteile kümmert – zu denen auch Ägypter gehören – 
ist deshalb das Ziel dieser Reform. Dieses Unicef-Programm, welches Kinderschutzgrup-
pen in Städten und Gemeinden initiiert hat, wird nun von der Schweiz mit einem Beitrag 
unterstützt. 
Ziele: Auf nationaler Ebene wird die politische Rahmenarbeit geleistet, die dazu führen 
soll, dass auf lokaler Ebene praktische Lösungen entstehen, die das Leben der Rand-
ständigen verbessern. 
Umsetzung: 1300 Angestellte der Sozialdienste in Städten und Kommunen werden in 




Sektor: Dezentralisierung / Demokratisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: Januar 2013 – August 2016 
Phasenbudget: CHF 3 000 000.– 
Projektbeginn: September 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 810 000.– 
Partner: Unicef; Ministerium für Arbeit und Soziales, staatliche Sozialdienste, Finanz-




Förderung von regionalen und lokalen Regierungsstrukturen, Phase 2 
Ausgangslage: Kommunismus und Totalitarismus in der Vergangenheit Albaniens ha-
ben dazu geführt, dass eine demokratische Kultur mit dezentralisierten Regierungsstruk-
turen fehlt. Lokalen und regionalen Behörden mangelt es an Kompetenz und Transpa-
renz und die Bevölkerung nimmt kaum an politischen Entscheidungen teil. 
Ziele: Die lokalen demokratischen Strukturen werden gestärkt, um verantwortungsbe-
wusste lokale Verwaltungen zu fördern, zu deren Dienstleistungen die Einwohnerschaft 
Zugang hat. 
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Umsetzung: Die Kooperation zwischen den Gemeinden wird ausgebaut und politische 
Entscheidungsträgerinnen und -träger werden im Hinblick auf die Prinzipien guter Gou-
vernanz ausgebildet. Die DEZA übernimmt den Grossteil der Kosten des Projekts, bei 
dem der Europarat federführend ist. Die «Albanian Academy of Political Studies» wird fi-
nanziell unterstützt. Diese bildet junge Politikerinnen und Politiker und andere Personen 
in Leitungspositionen aus. Themen des Trainingsprogramms sind: EU-Recht, politische 




Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: August 2012 – Dezember 2015 
Phasenbudget: CHF 2 040 000.– 
Projektbeginn: Januar 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 487 500.– 




UN-Programm für die soziale Inklusion von Randgruppen, Phase 2 
Ausgangslage: Randgruppen in der albanischen Gesellschaft, etwa Roma, Behinderte 
und interne Migranten, die in Vorstädten leben, können weniger vom Wirtschaftswachs-
tum profitieren als der Rest der Bevölkerung. Mit den Vereinten Nationen als Partner un-
terstützt die Schweiz die Landesregierung darin, die soziale Fürsorge zu modernisieren. 
Das «Delivering as One»-Programm koordiniert die Entwicklungshilfe der Vereinten Nati-
onen und hilft acht ausgewählten Ländern dabei, ihre nationalen Entwicklungsziele zu er-
reichen. 
Ziele: Die verletzlichsten Bevölkerungsgruppen erhalten leichter Zugang zu Sozialdiens-
ten. 
Umsetzung: Durch Gesetze, politische Massnahmen, Sozialschutz-Mechanismen 
und -interventionen können alle Bevölkerungsteile Albaniens dezentralisierte Dienstleis-
tungen der lokalen und regionalen Verwaltungen beziehen. 
 
Land/Region: Albanien 
Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: September 2013 – Dezember 2016 
Phasenbudget: CHF 3 500 000.– 
Projektbeginn: November 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 540 000.– 




Einführung eines umfassenden politischen Planungssystems, Phase 2 
Ausgangslage: Albanien hat lange unter einem fragmentierten, unzusammenhängenden 
Planungssystem der Regierung gelitten. Kurzfristige Ziele wurden ohne Blick auf langfris-
tige Ziele oder Strategien angegangen. Das hat sich in den letzten Jahren verbessert. Die 
albanische Regierung hat mit Hilfe verschiedener Programme bereits einige Schritte un-
ternommen, um ihre Planungs- und Budgetierungsfähigkeiten zu verbessern. Ein umfas-
sendes Planungs- und Überwachungssystem (Integrated Planning System, IPS) soll der 
Regierung ermöglichen, ihre zentralen politischen und finanziellen Prozesse ganzheitlich 
anzugehen. 
Ziele: Mit dem Einsatz von IPS werden die politischen Planungs- und Budgetierungspro-
zesse effizienter abgewickelt und die Resultate auf der Strategie- und Programmebene 
systematisch überwacht. 
Umsetzung: Das Finanzministerium sowie das Departement für Strategien und Geber-
Koordination sind die Projektpartner. Sie sollen ihr Verwaltungs- und Budgetsystem aus-
bauen. Ausgewählte Fachministerien werden in dieser Phase stärker eingebunden; sie 
entwickeln für bestimmte Sektoren Strategien und Aktionspläne. Die Weltbank beaufsich-





Sektor: Gouvernanz; diverse/allgemein 
Phasendauer: Januar 2012 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 1 000 000.– 
Projektbeginn: März 2007 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 500 000.– 





Ausbau des Berufsschulsystems, Phase 4 
Ausgangslage: Noch haben in Albanien nicht alle Jugendlichen Zugang zu einer Be-
rufsausbildung. Die Arbeitslosigkeit nach der obligatorischen Schulzeit stellt vor allem un-
ter ethnischen Minderheiten und in abgelegenen Gebieten des Landes ein grosses Prob-
lem dar. Die albanische Regierung treibt die Reform des Berufsschulwesens voran – 
2002 wurde ein entsprechendes Gesetz verabschiedet. Die Schweiz unterstützt den Pro-
zess seit 15 Jahren. 
Ziele: Eine Berufsausbildung soll auch in Randregionen Albaniens möglich sein. Das 
Ausbildungsangebot in bestehenden Schulen soll erweitert, die Institutionen sollen pro-
fessionalisiert werden.  
Umsetzung: In der letzten Phase wurden Ausbildungsgänge in den Bereichen Informatik 
und Thermohydraulik entwickelt. Praktika bei Privatunternehmen und eine verstärkte Ko-
operation mit Betrieben in Geschäftszweigen wie Landwirtschaft, Medien, Kosmetik- und 
Modebranche sowie Tourismus verbessern die Fähigkeiten der jungen Erwachsenen zu-
sätzlich. Darüber hinaus werden innovative Geschäftsideen für eine selbständige Er-
werbstätigkeit gefördert. Ausführender Partner vor Ort ist die Vertretung von «Swiss-
contact» in Durrës. 
 
Land/Region: Albanien 
Sektor: Bildung; Wirtschaft und Beschäftigung 
Phasendauer: Oktober 2012 – Juni 2014 
Phasenbudget: CHF 3 200 370.– 
Projektbeginn: März 2006 
Bisherige Ausgaben: CHF 8 204 506.– 




Berufliches Entwicklungssystem im Gesundheitssektor, Phase 4 
Ausgangslage: Die gesundheitliche Situation der Menschen in Albanien ist schlechter 
als in anderen Ländern der Region. Es bestehen grosse Unterschiede zwischen Stadt 
und Land, aber auch beim Wissensstand des Personals im Gesundheitswesen, insbe-
sondere bei Allgemeinärzten und beim Pflegepersonal. Die Aus- und Weiterbildung ist 
ungenügend. 
Ziele: Die beruflichen Kompetenzen der im Gesundheitsbereich tätigen Personen – und 
damit die Qualität des Gesundheitssystems insgesamt – werden verbessert. Bisher wur-
den vier Ziele erfolgreich verfolgt: Der Aufbau eines Zentrums für permanente Weiterbil-
dung im Gesundheitsbereich; die Entwicklung eines Akkreditierungssystems für Weiter-
bildung; der Aufbau eines Zertifizierungssystems; ein ausgewogenes Verhältnis von 
Frauen und Männern im Aufbau und in der Umsetzung des Weiterbildungsprogramms. 
Umsetzung: Ein Konsortium unterstützt das Gesundheitsministerium bei der Projekt-
umsetzung. Die DEZA finanziert Reisen und Aufenthalt von Experten. Die albanische 
Regierung stellt die Infrastruktur bereit und übernimmt die Betriebskosten inklusive der 






Phasendauer: März 2011 – Februar 2014 
Phasenbudget: CHF 1 860 000.– 
Projektbeginn: August 2005 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 696 427.– 
Partner: Centre Hospitalier de l'Université de Montréal (CHUM), Unité de Santé Interna-




Dezentralisierung in den Regionen Shkodra und Lezha, Phase 3 
Ausgangslage: Dezentralisierung bedeutet, Verantwortung, Kompetenz und Ressourcen 
von der Landesregierung an lokale Behörden zu übertragen – ein Weg, um die Bevölke-
rung vermehrt in den politischen Prozess einzubeziehen und Armut auf lokaler Ebene zu 
bekämpfen. Insbesondere im Norden und Nordosten Albaniens erschwert der Kanun, das 
auf Ehre und Unterwerfung gegenüber dem Clan beruhende Recht, nach wie vor den 
Aufbau eines Rechtsstaats. So auch in den nordalbanischen Regionen Shkodra und 
Lezha. 
Ziele: Die lokalen Behörden Shkodras und Lezhas arbeiten mit der Bevölkerung zusam-
men. Sie planen, verwirklichen und begleiten Programme zugunsten der sozialen und 
wirtschaftlichen Entwicklung der Gemeinden. Bürgerinnen und Bürger beteiligen sich 
vermehrt am Gemeindeleben. 
Umsetzung: «HELVETAS Swiss Intercooperation» führt das Projekt aus. Die DEZA be-
rät die Gemeinden in den Bereichen Verwaltung, Finanz- und Projektmanagement sowie 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger. Bis jetzt haben 80 Prozent der Gemeinden in 
den beiden Regionen am Projekt teilgenommen; 15 von ihnen erhielten Gelder aus dem 
Fonds für Infrastrukturvorhaben. 
 
Land/Region: Albanien 
Sektor: Soziales und Infrastruktur; Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale   
Gouvernanz 
Phasendauer: März 2010 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 6 605 000.– 
Projektbeginn: Oktober 2005 
Bisherige Ausgaben: CHF 13 399 481.– 
Partner: HELVETAS Swiss Intercooperation; Gemeinden der Regionen Shkodra und 




Demografische und gesellschaftliche Statistiken, Phase 3 
Ausgangslage: Seit Beginn des Transitionsprozesses hat sich die Demografie Albaniens 
stark verändert. Die Schweiz unterstützt das Statistische Institut Albaniens (INSTAT) seit 
2000. Gemeinsam mit anderen Gebern hat die DEZA eine Volkszählung vorbereitet und 
durchgeführt. 2011 wurde eine weitere Volkszählung («Zensus 2011») durchgeführt. 
Ziele: Damit die Anforderungen der Regierung und der internationalen Geber an statisti-
sche Daten erfüllt werden können, muss die Datenqualität in den Bereichen Demografie, 
Gesundheit und Bildung verbessert werden.  
Umsetzung: Ein geografisches Informationssystem und ein Monitoringsystem zur Über-
wachung statistischer Indikatoren sollen die Qualität der Daten verbessern. Die Schweiz 
unterstützt die Valorisierung des Zensus, die Erhebung von Komplementärdaten über 
gesundheitliche, soziale und wirtschaftliche Aspekte sowie die Analyse und Publikation 






Phasendauer: April 2011 – Juni 2014 
Phasenbudget: CHF 2 000 000.– 
Projektbeginn: Januar 2000 
Bisherige Ausgaben: CHF 4 529 497.– 




Rehabilitation von Strassenkindern (CEFA), Phase 7 
Ausgangslage: Rund ein Drittel der albanischen Bevölkerung lebt laut Angaben der 
Weltbank in Armut. Bei ethnischen Minderheiten (wie zum Beispiel den Roma) liegt die 
Armutsziffer noch höher. Der Teufelskreis der Armut beginnt mit der fehlenden Integrati-
on der Kinder ins Schulsystem. Seit 1996 organisiert die lokale NGO «Ndihmë Për 
Fëmijët» (Aide aux enfants) unter Schweizer Projektleitung Nachhilfekurse und Familien-
vermittlung zur Reintegration von Strassenkindern in die Familie. 
Ziele: Mit diesem Projekt werden Strassenkinder wieder in die Gesellschaft (Schule, 
Lehrstelle) und Familie eingeführt. Sie sollen einen sozialen Rückhalt und Zukunfts-
perspektiven erhalten. 
Umsetzung: Das Projekt richtet sich an über 320 Strassenkinder und ihre Familien in 
den Städten Korça, Berat, Elbasan und Tirana. Priorität wird den Mädchen gegeben, um 
die Risiken von Frühheirat, Prostitution oder Betteln zu vermindern. In dieser letzten Pha-




Phasendauer: Januar 2013 – Oktober 2015 
Phasenbudget: CHF 1 800 000.– 
Projektbeginn: Januar 1996 
Bisherige Ausgaben: CHF 8 667 000.– 
Partner: Ndihmë Për Fëmijët (Aide aux enfants); diverse albanische Ministerien 
Projektnummer: 7F-00094.07 
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BOSNIEN UND HERZEGOWINA 
 
 
* Einbezug des Konzepts der Migration und Entwicklung in der Politik, Phase 1 
Ausgangslage: Fast ein Drittel der Bosniaken lebt im Ausland; 70 000 davon in der 
Schweiz. Es ist anzunehmen, dass auch weiterhin vor allem junge Landsleute emigrieren 
werden. Dies hat ernste Folgen für die sozioökonomische Entwicklung Bosnien und Her-
zegowinas, wie beispielsweise den «brain drain» – den Verlust von Wissen und Fachkräf-
ten. Das neue Konzept der Migration und Entwicklung, betont das Potenzial der Diaspo-
ra. Die Migranten sollen sich künftig mehr als Investoren, Dienstleister und Netzwerker an 
der Landesentwicklung beteiligen. 
Ziele: Bosniaken, die im Ausland leben, sollen sich mehr für die Landesentwicklung en-
gagieren. Dafür wird eine politische Grundlage geschaffen, die Migration als Chance be-
greift, nicht als Gefahr. 
Umsetzung: In mindestens zehn lokalen Verwaltungen werden politische Massnahmen 
beschlossen, die Migranten in die Landesentwicklung einbindet. Es entstehen zu diesem 
Zweck konkrete Projekte. Kooperationen mit den Organisationen von Migranten werden 
angestrebt. Welche Elemente das Potenzial der Diaspora ausschöpfen helfen, gilt es 
herauszufinden und in die Aktionspläne aufzunehmen. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina  
Sektor: Migration 
Phasendauer: Juli 2013 – Juli 2015 
Phasenbudget: CHF 930 000.– 
Projektbeginn: Juli 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 
Partner: Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP); Ministerium für Men-




* Gesundheitsnetzwerk für Osteuropa und Westbalkan, Phase 1 
Ausgangslage: Um die Gesundheitspolitik und -systeme in der Region Südosteuropas 
und Westbalkan zu stärken, wurde ein Netzwerk gegründet, das «South-Eastern Europe 
Health Network» (SEEHN). Daran sind zehn Länder beteiligt: Albanien, Bosnien und 
Herzegowina, Bulgarien, Kroatien, Israel, Mazedonien, Montenegro, Moldova, Rumänien 
und Serbien. Neun Regionale Gesundheits-Entwicklungs-Zentren existieren, die Themen 
wie etwa Infektionskrankheiten, Blutspendewesen, psychische Leiden oder Transplanta-
tionen öffentlich aufgreifen. Das Kooperationsbüro in Bosnien und Herzegowina finanziert 
und überwacht dieses regionale Projekt. 
Ziele: Die Vernetzung ermöglicht es, gemeinsame gesundheitspolitische Strategien und 
Massnahmen zu entwickeln und damit insgesamt die Qualität des Gesundheitssektors in 
der Region zu verbessern. Die zehn Mitgliedsländer, darunter auch Bosnien und Herze-
gowina, übernehmen bis zum Phasenende die gesamte Verantwortung für das Netzwerk. 
Umsetzung: Bis zur vollständigen Übergabe an die Mitglieder leitet das Regionalbüro 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) in Kopenhagen interimistisch die Verantwortung 
über die Projektumsetzung. Das kürzlich eröffnete SEEHN-Sekretariat in Skopje, Maze-
donien, wird nachher die Aktivitäten koordinieren. Geplant sind zudem eine eigene 
SEEHN-Website und -zeitung. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Gesundheit 
Phasendauer: Juni 2013 – Mai 2014 
Phasenbudget: CHF 403 500.– 
Projektbeginn: Juni 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 






* Reduktion von Gesundheitsrisiken, Phase 1 
Ausgangslage: Wegen Rauchens, Alkoholmissbrauchs, schlechter Ernährungsgewohn-
heiten und Inaktivität der Bevölkerung wächst in Bosnien und Herzegowina die Anzahl 
Fälle von chronischen Erkrankungen an. Sie sind die Hauptursache für Tod und Invalidi-
tät. Deshalb hat die DEZA zusammen mit der WHO und der Weltbank ein Präventions-
programm entwickelt. 
Ziele: Der Gesundheitszustand der Bevölkerung soll sich bessern, indem chronische 
Krankheiten präventiv bekämpft werden. 
Umsetzung: Eine Gesundheitspolitik, die gegen das Rauchen vorgeht und fett-, salz- 
sowie zuckerarme Ernährung fördert, wird angestrebt. Die Bevölkerung wird durch Kam-
pagnen und Schulungsmaterial für Kindergärten, Schulen und Unternehmen dafür sensi-
bilisiert, welche Folgen ein ungesunder Lebensstil hat. Familienmedizinische Teams er-
halten ein Training in der Risikoabschätzung von Herzkreislauferkrankungen. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Gesundheit 
Phasendauer: August 2013 – Juli 2017 
Phasenbudget: CHF 7 140 000.– 
Projektbeginn: Dezember 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 110 000.– 




Eröffnung des Instituts für Forensische Psychiatrie in Sokolac, Phase 1 
Ausgangslage: Kriegstraumata belasten einen grossen Teil der bosnisch-
herzegowinischen Bevölkerung. Suizide, Tötungen und andere Gewalttaten von psy-
chisch kranken Menschen sind nach dem Krieg bis heute angestiegen. Zwar hätten die 
verurteilten Delinquenten Anspruch auf einen Platz in einer psychiatrischen Institution, 
doch die Realität sieht anders aus: Sie werden in gewöhnliche Gefängnisse geschickt, 
wo sie psychiatrisch nicht betreut werden, ihrem Schicksal überlassen bleiben und nach 
der Haftentlassung häufig wieder Delikte begehen. 
Ziele: Das landesweit einzige Institut für Forensische Psychiatrie in Sokolac bietet Raum 
für 200 psychisch kranke Verurteilte. Es hilft dabei, die Resozialisierung der betroffenen 
Straftäter zu verbessern. 
Umsetzung: Das Institut wird mit medizinischem und anderem notwendigem Material 
ausgestattet. Das Personal trainiert sein Verhalten bei Krisensituationen. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Gesundheit 
Phasendauer: Oktober 2012 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 1 344 000.– 
Projektbeginn: Oktober 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 800 000.– 




Verbesserung der Krankenpflege, Phase 1 
Ausgangslage: Die Gesundheitsreform in Bosnien und Herzegowina hat zum Ziel, eine 
medizinische Grundversorgung für die Bevölkerung und besonders Benachteiligte anzu-
bieten, die bezahlbar und leicht zugänglich ist. Ein Schwerpunkt ist dabei die Verbesse-
rung der Krankenpflege. Hier setzt man in erster Linie an der Ausbildung der Pflegefach-
kräfte an. Es fehlen bisher klar definierte Stellenprofile oder ein Zulassungsverfahren. 
Ziele: Durch Krankheitsprävention, Früherkennung von Krankheiten und Gesundheits-




Umsetzung: Rund 19 000 Pflegerinnen und Pfleger in beiden Entitäten bilden die Ziel-
gruppe des Projekts. Massnahmen wie Qualitätsstandards und Weiterbildung, Ausbau 
der präventiven und gesundheitsfördernden Aktivitäten von Gemeindekrankenpflegenden 
(«community nurses») sind vorgesehen. Projektpartner ist ein Konsortium bestehend aus 
der lokalen Stiftung «fami», dem Genfer Universitätsspital sowie dem Institut für Pflege-
wissenschaft an der Universität Basel. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Gesundheit 
Phasendauer: Oktober 2013 – September 2016 
Phasenbudget: CHF 5 351 250.– 
Projektbeginn: Oktober 2011 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 259 000.– 
Partner: Universitätsspital Genf, Institut für Pflegewissenschaft, Basel; Stiftung «fami», 




Förderung einer arbeitsmarktorientierten Erwachsenenbildung, Phase 1 
Ausgangslage: Der Arbeitsmarkt im Land ist geprägt von weit verbreiteter Arbeitslosig-
keit. Ein Problem ist, dass die Arbeitssuchenden nicht die Fähigkeiten mitbringen, die auf 
dem Markt gefordert werden. Die Gründe dafür sind beispielsweise die mangelhafte Aus-
bildungsqualität, ein fehlender systematischer Ansatz und die Missachtung nicht-formeller 
Berufsfähigkeiten. Es gilt deshalb, die Aus- und Weiterbildung für vor allem junge Ar-
beitssuchende mit den Forderungen des Arbeitsmarktes abzustimmen und Schulangebo-
te im Bereich der Erwachsenenbildung auszubauen. 
Ziele: Künftig werden Absolventen von Erwachsenenbildung produktiver und fähiger 
sein, um in den Arbeitsmarkt (wieder-)einzusteigen. 
Umsetzung: Lehrpläne für Weiterbildung werden ausgearbeitet und umgesetzt, welche 
die Bedürfnisse von Arbeitgebern berücksichtigen. Ein Profilpass wird entwickelt, der die 
informellen, das heisst bisher unbescheinigten Fähigkeiten von Arbeitssuchenden fest-
hält. Berater in Arbeitsagenturen erhalten Trainings zum Thema Erwachsenenbildung. 
Schliesslich wird das Schulmaterial den Bedürfnissen von erwachsenen Lernenden an-
gepasst. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Bildung; Wirtschaft und Beschäftigung 
Phasendauer: Januar 2012 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 1 104 970.– 
Projektbeginn: Januar 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 609 000.– 





Verbesserung der Gesundheit und sozialen Stellung von psychisch Kranken,  
Phase 1 
Ausgangslage: In Südosteuropa hatte der Wechsel von der Zentralverwaltungs- zur 
Marktwirtschaft Einfluss auf die psychische Verfassung der Bevölkerung. Insassen in 
grossen Psychiatrien wurden vernachlässigt und misshandelt, was sich in hohen Sterb-
lichkeitsraten widerspiegelte. Kommt hinzu, dass psychisch kranke Menschen in der Ge-
sellschaft diskriminiert werden und manche – auch ihre pflegenden Angehörigen – ver-
armt sind. Um die psychische Gesundheit der Bevölkerung in der Region und 
insbesondere in Bosnien und Herzegowina zu verbessern, unterstützt die DEZA bereits 
erfolgreich ein Projekt (7F-06515) im Bereich der medizinischen Behandlung von psychi-
schen Krankheiten. Demgegenüber liegt bei dem neuen Projekt das Augenmerk darauf, 
ein länderübergreifendes Netzwerk von Experten anzuregen und Organisationen zu un-
terstützen im Kampf gegen die Stigmatisierung von psychisch Kranken. 
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Ziele: Die mentale Gesundheit der Bevölkerung in Bosnien und Herzegowina soll ver-
bessert und die Menschenrechte von psychisch Kranken respektiert werden. 
Umsetzung: Das Regionale Zentrum für Gesundheitsentwicklung in Sarajewo koordiniert 
das Expertennetzwerk. Nachdem der Ist-Zustand der Psychiatrie-Reform ermittelt und 
geeignete Ausbildungsmassnahmen festgelegt worden sind, werden regionale Trainings 
für Fachleute organisiert. Zugleich sollen kleine Vereinsprojekte gegen die gesellschaftli-
che Ächtung von psychisch Kranken ermöglicht werden. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Gesundheit 
Phasendauer: Januar 2012 – Juli 2014 
Phasenbudget: CHF 200 000.– 
Projektbeginn: Januar 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 100 000.– 
Partner: WHO; Regionales Gesundheits-Entwicklungs-Zentrum (RHDC), Gesundheits-




Weiterbildung für mobile Gemeindekrankenpflegende, Phase 1 
Ausgangslage: Mobile Krankenpflegende, sogenannte «community nurses», die zu den 
Familien nach Hause kommen, sind eine neue Berufskategorie in Bosnien und Herzego-
wina. Sie wurde im Rahmen des Familienmedizin-Programms eingeführt, das von der 
Schweiz unterstützt worden ist. Bei einfachen medizinischen Behandlungen ist nach er-
folgter ärztlicher Erstuntersuchung der Einsatz von mobilen Krankenpflegenden eine 
günstige Alternative zu ärztlichen Folgebehandlungen. Im Jahr 2010 zählte das Land 117 
Gemeindekrankenpflegerinnen und -pfleger. Die DEZA finanziert mit diesem Projekt die 
Weiterbildung von weiteren 150 mobilen Pflegefachkräften in der Republika Srpska. 
Ziele: Die Ausbildung der mobilen Krankenpflege ermöglicht es, dass schätzungsweise 
für 150 000 Menschen ein mobiler medizinischer Service bestehen wird. 
Umsetzung: Die zusätzlichen mobilen Krankenpflegefachkräfte werden dahingehend 
weitergebildet, dass sie Familien zuhause bei Themen wie Gesundheitsförderung, Ge-
schlechtskrankheiten und Suchtproblematik beraten. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Gesundheit 
Phasendauer: Januar 2011 – August 2013 
Phasenbudget: CHF 195 800.– 
Projektbeginn: Januar 2011 
Bisherige Ausgaben: CHF 195 800.– 




Arbeitsmarkt für die neue Generation, Phase 1 
Ausgangslage: Fast jeder sechste Mensch zwischen 18 und 30 Jahren steht in Bosnien 
und Herzegowina ohne einen Job da. Hauptursache für die hohe Arbeitslosigkeit ist nicht 
nur, dass die Arbeitssuchenden zu wenig markttauglich sind und nicht wissen, wo offene 
Stellen vorhanden wären, sondern vor allem auch, dass es generell zu wenige Arbeits-
plätze gibt. Die DEZA hat bereits Projekte gestartet, welche die Stellenvermittlung und 
Kompetenzförderung der Arbeitssuchenden aufgreifen. Ein dritter Schwerpunkt betrifft die 
Arbeitsförderung in der Privatwirtschaft. 
Ziele: 4000 – mindestens zur Hälfte weibliche – junge Arbeitslose und informell Beschäf-
tigte sollen eine angemessene Arbeitsstelle in drei Wirtschaftsbereichen erhalten, ange-
fangen mit der Informations- und Kommunikationstechnologie-Branche (IKT). 
Umsetzung: Ein Konsortium aus einer Schweizer NGO einer lokalen NGO setzt das Pro-
jekt um. Es werden gezielt Unternehmen mit IKT-Dienstleistern vernetzt, wie Webporta-





Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Wirtschaft und Beschäftigung 
Phasendauer: Juni 2013 – Mai 2017 
Phasenbudget: CHF 5 147 582.– 
Projektbeginn: April 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 597 582.– 
Partner: HELVETAS Swiss Intercooperation; Development Studio/Posao.ba, Regionale 




Studie über die bosnische Diaspora und ihre Integration in der Schweiz, Phase 1 
Ausgangslage: Zwischen 10 000 und 20 000 bosnische Flüchtlinge nahm die Schweiz 
während des Krieges und danach auf. Rund 70 Prozent der heute in der Schweiz leben-
den Bosniakerinnen und Bosniaker sind eingebürgert. Mehr als 10 000 Menschen sind 
jedoch wieder in ihre Heimat zurückgekehrt. Ein grosser Teil der bosnisch-
herzegowinischen Diaspora-Gemeinde vertraut den dortigen politischen Institutionen 
nicht und beteiligt sich deshalb kaum an der Landesentwicklung. Eine von der DEZA in 
Auftrag gegebene Studie soll das Profil der Migrationsgemeinschaft in der Schweiz statis-
tisch erfassen und untersuchen, wie diese besser eingebunden werden kann. Zugleich 
soll die Studie auch die Frage untersuchen, wie die Diaspora hier integriert ist. 
Ziele: Aus der Studie sollen als erster Schritt Erkenntnisse gewonnen werden, welchen 
Beitrag die bosnisch-herzegowinische Diaspora in der Schweiz an der Entwicklung Bos-
nien und Herzegowinas leisten kann. 
Umsetzung: Die studienleitende Schweizer Forschungsinstitution ist ein Forschungs-
team der Universität Neuenburg. Es arbeitet mit dem Ministerium für Menschenrechte 
und Flüchtlinge in Bosnien und Herzegowina zusammen und koordiniert die Forschungs-
arbeiten in beiden Ländern. Ebenfalls beteiligt ist das Schweizer Bundesamt für Migrati-
on. Die Studie und ein Massnahmenkatalog werden schliesslich veröffentlicht. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Migration 
Phasendauer: März 2012 – Februar 2014 
Phasenbudget: CHF 202 000.– 
Projektbeginn: März 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 100 000.– 
Partner: Bundesamt für Migration (BFM), Bern; Ministerium für Menschenrechte und 




Unterstützung der bosnischen Staatsanwaltschaft, Phase 1 
Ausgangslage: Die Justiz des Landes ist nicht effizient genug, um die organisierte Kri-
minalität zu bekämpfen. Im Fokus steht die bosnische Staatsanwaltschaft. Anfang des 
Jahres 2006 wurden 1,3 Millionen noch nicht verhandelte Gerichtsfälle registriert.  
Ziele: Die 20 Staatsanwaltschaftsbüros des Landes sollen kriminalistische Untersuchun-
gen nach internationalem Standard durchführen. Der «High Judicial and Prosecutorial 
Council» (HJPC), der oberste Rat der Justiz und Staatsanwaltschaft, soll seine Aufsichts-
funktion besser wahrnehmen. 
Umsetzung: Die Kantonale Staatsanwaltschaft Zürich berät den HJPC während der Pro-
jektumsetzung. Bei der Ausbildung der Staatsanwälte werden drei Punkte beachtet: Bes-
sere Untersuchungsmethoden, intensivere Zusammenarbeit mit der Polizei und transpa-
rentere Öffentlichkeitsarbeit. Zusätzlich wird nun das Justizministerium des Landes dabei 




Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Demokratisierung/Dezentralisierung 
Phasendauer: März 2010 – März 2014 
Phasenbudget: CHF 3 356 000.– 
Projektbeginn: März 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 3 266 000.– 
Partner: Kantonale Staatsanwaltschaft Zürich; High Judicial and Prosecutorial   




Beitrag an die Reform der Jugendgerichtsbarkeit, Phase 1 
Ausgangslage: Die Jugendstraffälligkeit nahm in den letzten Jahren stark zu. Jugendli-
che werden nach wie vor nach Erwachsenenrecht beurteilt und es gibt keine Massnah-
men zur Prävention von Jugendgewalt, wie sie die UN-Konvention für Kinderrechte vor-
sieht. Im Jahr 2006 wurde eine Nationale Strategie für Jugenddelinquenzrecht verab-
schiedet. Die DEZA leistet zusammen mit Unicef und der Schwedischen Agentur für 
internationale Entwicklungszusammenarbeit (SIDA) einen Finanzbeitrag. Sie ist zudem 
im Projektsteuerungsausschuss vertreten. 
Ziele: Die Kinderrechte im Land sollen an den internationalen Standard angepasst wer-
den. 
Umsetzung: Neun Gemeinden führen alternative Modelle zum Vorgehen gegen Jugend-
kriminalität ein. Fünf Anstalten werden speziell für jugendliche Straftäter ausgebaut. Es 
wird vermehrt auf diese Problematik in der Öffentlichkeit aufmerksam gemacht. Richter, 
Staatsanwälte, Sozialarbeiter und Polizei erhalten eine Ausbildung im Bereich Jugend-
delinquenz. 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Gouvernanz 
Phasendauer: Dezember 2009 – Juni 2013 
Phasenbudget: CHF 1 015 000.– 
Projektbeginn: Dezember 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 169 000.– 





Gesundheitsversorgung von psychisch Kranken, Phase 1 
Ausgangslage: Die Gesundheitsversorgung für psychisch Kranke musste nach dem 
Krieg von Grund auf neu aufgebaut werden. Die Herausforderung besteht nicht nur in der 
Behandlung, sondern auch in der Prävention von psychischen Krankheiten. Mit Hilfe der 
56 kommunalen Zentren für psychische Gesundheit (CCMH) werden weniger Patienten 
mit chronischen und schweren Geisteskrankheiten hospitalisiert und ihre Lebensqualität 
verbessert sich. 
Ziele: Das Gesundheitssystem soll reformiert werden, vor allem was die psychiatrische 
Patientenversorgung anbetrifft. Prozesse, Normen und Ausbildungsgänge werden ver-
einheitlicht, auf Gemeindeebene wird die Aus- und Weiterbildung des Psychiatrieperso-
nals modernisiert und Öffentlichkeitskampagnen verringern die Brandmarkung psychisch 
Kranker. 
Umsetzung: Hauptverantwortlich sind die betreffenden Ministerien Bosnien und Herze-
gowinas. Die DEZA unterstützt die Gesundheitsministerien bei der Reform der Gesund-
heitsversorgung. Psychiatrieexperten aus den Kantonen Genf, Bern, Freiburg und Jura 
steuern das Fachwissen bei. Ausserdem wird die Infrastruktur von 18 Zentren ausgebaut 




Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Gesundheit; Gouvernanz 
Phasendauer: Juni 2009 – Juni 2014 
Phasenbudget: CHF 4 546 000.– 
Projektbeginn: Juni 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 3 348 446.– 





Reform der Erwachsenen- und Weiterbildung, Phase 1 
Ausgangslage: Arbeitslosigkeit, vor allem von jungen Menschen, ist ein grosses Prob-
lem des Landes. Ein Grund liegt im veralteten Berufsbildungssystem, das sich nicht an 
den Anforderungen des Arbeitsmarkts orientiert. Bei der geplanten Reform des Berufs-
bildungssektors wird das Land von der EU und der Deutschen Gesellschaft für Internati-
onale Zusammenarbeit (GIZ) unterstützt, die sich auf die formelle Berufsbildung konzent-
rieren. Es besteht jedoch ein Mangel an Schulen, die Personen ohne Mittelschul-
abschluss und Arbeitslose mit wenig Berufserfahrung weiterbilden. Die DEZA setzt des-
halb im Bereich der Erwachsenen- und Weiterbildung an. 
Ziele: Ein nichtformelles Bildungssystem wird aufgebaut, das den Anforderungen des Ar-
beitsmarkts entspricht. Gering qualifizierte Erwerbstätige werden produktiver; die Be-
schäftigungsfähigkeit der Arbeitssuchenden soll sich verbessern. 
Umsetzung: Es braucht Qualitätslabels in der Erwachsenen- und Weiterbildung. Die 
neuen zertifizierten Ausbildungsgänge müssen auf die Marktbedürfnisse abgestimmt 
sein. Die vielversprechendsten Trainingsangebote werden privatwirtschaftlichen und 
staatlichen Akteuren vorgestellt. Zudem werden eine PR-Kampagne lanciert und Tätig-
keitsprofile entwickelt. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Bildung 
Phasendauer: März 2010 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 2 230 000.– 
Projektbeginn: März 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 664 874.– 
Partner: Republic Agency for SME Development in Republika Srpska (RARS), Regional 
Development Agency of the Herzegovina Canton (REDAH), Arbeitgeberverbände, Ge-




Einrichtung einer Stiftung für soziale Integration (SIF), Phase 1 
Ausgangslage: Mehr als die Hälfte der Bevölkerung Bosnien und Herzegowinas wird 
sozial ausgegrenzt. Sie leidet unter Armut, ungenügender Bildung und Diskriminierung, 
was eine Folge der Zerstörungen und Vertreibungen anfangs der 1990er-Jahre ist. Der 
soziale Sektor ist zudem hoch politisiert, besonders wegen der Rechte von Kriegsvetera-
nen, weshalb bisher nur ungenügende Reformen stattfanden. Die DEZA hat bisher ver-
schiedene lokale und im Land tätige Schweizer NGOs unterstützt, die soziale Dienstleis-
tungen erbrachten.  
Ziele: Um den sozialen Ausschluss in Bosnien und Herzegowina zu verringern, wird eine 
Stiftung für soziale Integration (SIF) ins Leben gerufen. Damit soll die Rolle der NGOs in 
Bosnien und Herzegowina in diesem Bereich ausgebaut werden. 
Umsetzung: In der Vorbereitungsphase dieses Projekts wurde die SIF etabliert und die 
Kofinanzierung durch weitere Geber gesichert. Das «Independent Bureau for Humanita-




Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Soziales und Infrastruktur; Gesundheit 
Phasendauer: Februar 2009 – Februar 2014 
Phasenbudget: CHF 1 602 000.– 
Projektbeginn: Februar 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 502 000.– 
Partner: Independent Bureau for Humanitarian Issues (IBHI), Sarajewo, Direktion für   




Verminderung der Jugendarbeitslosigkeit, Phase 3 
Ausgangslage: Die Jugendarbeitslosigkeit in Bosnien und Herzegowina ist gross – vor 
allem bei Jugendlichen mit einer schlechten Ausbildung. Es gibt kein Programm, das sie 
bei der Arbeitssuche unterstützt. Zudem wissen die Jugendlichen kaum, wie und wo sie 
nach offenen Stellen suchen können.  
Ziele: Das übergeordnete Ziel ist es, die Jugendarbeitslosigkeit in Bosnien und Herze-
gowina deutlich zu verringern. Konkret sollen Jugendliche bei ihrem Eintritt in den Ar-
beitsmarkt besser als bis anhin ausgebildet sein, damit sie leichter eine Stelle finden. 
Umsetzung: In Pilotschulen werden Berufsberatungen und -einstiegsprogramme für 
Schulen getestet. Auch junge Selbständigerwerbende werden mit Ausbildungskursen ge-
fördert. Miteinander kooperierende Arbeitsagenturen werden geschaffen. Die Gesell-
schaft für Organisation, Planung und Ausbildung («GOPA Consultants») setzt das Projekt 
zusammen mit verschiedenen nationalen und internationalen Partnern um. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Wirtschaft und Beschäftigung 
Phasendauer: Oktober 2011 – September 2014 
Phasenbudget: CHF 2 900 000.– 
Projektbeginn: August 2007 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 680 210.– 




Umsetzung des Wasser- und Umweltgesetzes, Phase 3 
Ausgangslage: Bosnien und Herzegowina hat in den vergangenen Jahren ein EU-
konformes Wasser- und Umweltgesetz ausgearbeitet, das in beiden Entitäten verab-
schiedet wurde. Das Gesetz sieht vor, dass die Wasserressourcen dezentral verwaltet 
werden. Die Gemeinden und Kantone werden in den nächsten Jahren auch über mehr 
Mittel für Umweltprojekte verfügen. 
Ziele: Die lokalen Behörden in den 17 unterstützten Gemeinden verfügen über die nöti-
gen Kapazitäten, um die gesetzlichen Vorschriften im Wasser- und Umweltbereich umzu-
setzen.  
Umsetzung: Die Gemeindebehörden erarbeiten strategische Entwicklungspläne und rea-
lisieren diese transparent. Sie werden dabei von einem Netzwerk diverser NGOs unter-
stützt. Die Bevölkerung wird für die Notwendigkeit nachhaltiger Wassernutzung sensibili-
siert. Zusätzlich werden unkonventionelle Technologien für dezentralisierte Abwasser-
anlagen in drei Gemeinden verwendet, wie sie zuvor in einem Pilotprojekt erfolgreich 
eingesetzt wurden. Dies geschieht mit slowenischer Hilfe. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Gouvernanz; Wasser 
Phasendauer: Januar 2010 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 4 370 000.– 
Projektbeginn: September 2006 
Bisherige Ausgaben: CHF 12 024 086.– 
Partner: Center for International Cooperation and Development (CMSR), Slowenien;  
Una-Sana, EKUS, Bihać; Swiss Resource Centre and Consultancies for Development 




Nachhaltige Entwicklung auf Gemeindeebene, Phase 3 
Ausgangslage: Der wirtschaftliche Aufschwung in Bosnien und Herzegowina erfasst 
nicht alle Menschen im gleichen Masse: Sozial schwächere und marginalisierte Bevölke-
rungsgruppen sind auf Unterstützung angewiesen, um nicht in Armut leben zu müssen. 
Dazu muss weiterhin Vergangenheitsbewältigung betrieben werden, was aus Erfahrung 
auf lokaler Ebene am besten gelingt. Die Schweiz unterstützt den Wissens- und Kompe-
tenztransfer an Gemeindebehörden schon seit mehreren Jahren.  
Ziele: Die lokalen Behörden und Organisationen der Zivilgesellschaft sollen mehr Ver-
antwortung für eine nachhaltige Entwicklung des Landes übernehmen. 
Umsetzung: In enger Zusammenarbeit mit den Städte- und Gemeindevereinigungen 
wurde eine standardisierte Entwicklungs- und Planungsmethode zur Gemeindeentwick-
lung erarbeitet und eingeführt, die im ganzen Land angewendet werden soll. Bisher ha-
ben 23 Pilotgemeinden mitgewirkt, weitere 20 sollen dazukommen. Umsetzender Pro-
jektpartner vor Ort ist das Büro des UN-Entwicklungsprogramms in Sarajewo. Es wird die 
Projektumsetzung schrittweise an lokale Partner übergeben. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Gouvernanz 
Phasendauer: Januar 2012 – Juni 2015 
Phasenbudget: CHF 4 650 000.– 
Projektbeginn: April 2007 
Bisherige Ausgaben: CHF 4 367 380.– 




Verfassungsreform in Bosnien und Herzegowina, Phase 4 
Ausgangslage: Die heutige Verfassung von Bosnien und Herzegowina ist für die Zukunft 
des Landes ungeeignet und unter anderem die Ursache für einen teuren, komplizierten 
Staat. Seit der Unterzeichnung des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens mit 
der EU wächst bei den Politikern und der Öffentlichkeit das Bewusstsein, dass eine Ver-
fassungsreform nötig wird. Die DEZA hat in den ersten drei Phasen dieses Projekts be-
reits einen wesentlichen Beitrag zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit für eine Verfas-
sungsreform beigetragen. 
Ziele: Das Ziel des Projekts ist es, einen transparenten und demokratischen Verfas-
sungsreform-Prozess unter Einbezug von Entscheidungsträgern, Zivilgesellschaft und 
Medien zu unterstützen. 
Umsetzung: Das «Human Rights Centre» in Sarajewo setzt das Projekt zusammen mit 
der Universität Zürich um. Ziel dieser Phase ist es, einen neuen kohärenten Strategieplan 
für künftige Interventionen zu entwerfen. Auf dieser Grundlage wird die DEZA über die 
Zukunft des Projekts entscheiden. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina 
Sektor: Gouvernanz; Soziales und Infrastruktur 
Phasendauer: Juni 2012 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 1 180 000.– 
Projektbeginn: Dezember 2004 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 841 859.– 









* Beitrag an das Weltbank-Programm zur Gesundheitsversorgung, Phase 1 
Ausgangslage: Kosovo weist einige der schlechtesten Gesundheitsindikatoren der süd-
osteuropäischen Länder auf: Die Lebenserwartung der Frauen liegt beispielsweise bei 
71, diejenige der Männer bei 67. Der Staat gibt für das Gesundheitswesen nur gerade 3 
Prozent des Bruttoinlandsproduktes aus. 40 Prozent der Kosten begleichen die Men-
schen aus eigener Tasche, sie zahlen für Medikamente oder für Behandlungen selber. 
Das Gesundheitsministerium möchte nun das Gesundheitswesen reformieren; es wird 
dabei von dem Weltbank-Programm unterstützt. Da Gesundheit ein neues Thema der 
Kooperationsstrategie für Kosovo 2013 bis 2016 ist, leistet die Schweiz für dieses Projekt 
einen finanziellen Beitrag. 
Ziele: Die gesamte albanische Bevölkerung soll Zugang zu verbesserten medizinischen 
Dienstleistungen haben. 
Umsetzung: Das Personal der regionalen Spitäler wird weitergebildet und themenbezo-
gene Dienstleistungsangebote eingeführt, um die Qualität der Gesundheitsversorgung zu 





Phasendauer: September 2013 – Juni 2014 
Phasenbudget: CHF 240 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: September 2013 





* Programm für lokale Gouvernanz, Phase 1 
Ausgangslage: Seit der Unabhängigkeit im Jahr 2008 ist Kosovo dabei, eine Dezentrali-
sierungsreform umzusetzen, welche die lokale Gouvernanz der 38 kosovarischen Ge-
meinden ausbauen soll. Die Reformziele sind bisher nur zur Hälfte erreicht worden. Die 
Dienstleistungen der Gemeinden sind vielerorts noch nicht ausreichend, die Verteilung 
der Finanzen an die Gemeinden ist umstritten, die Gesetze sind widersprüchlich.  
Ziele: Die kosovarischen Gemeinden sollen ihren Service – insbesondere für Minderhei-
ten – verbessern, zweitens Bürgern Einblick in die Budgetierung und politische Arbeit ge-
währen und drittens soll die Rechtslage der Beziehungen zwischen Landesregierung und 
lokalen Behörden geklärt werden.  
Umsetzung: Die Gemeinderäte übernehmen eine Schlüsselrolle bei der Kontrolle der 
Gemeindefinanzen und vermitteln zwischen Bevölkerung und lokaler Regierung. Die 
Vereinigung der Munizipalitäten Kosovos (AKM) vertritt die Interessen der Gemeinden 
gegenüber den nationalen Behörden. 
 
Land/Region: Kosovo 
Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: August 2013 – Juni 2014 
Phasenbudget: CHF 500 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: August 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 







* Förderung der Privatwirtschaft, Phase 1 
Ausgangslage: Obschon die kosovarische Wirtschaftsleistung durch staatliche Investiti-
onen und Geldüberweisungen der Diaspora-Gemeinde robust ist, liegt die Arbeitslosen-
quote im Durchschnitt bei 40 Prozent, bei den jungen Menschen zwischen 15 und 25 gar 
bei etwa 73 Prozent. Ein starker Privatsektor vermag am besten die nationale wirtschaft-
liche Entwicklung anzukurbeln, neue Arbeitsplätze zu schaffen und die Armut zu reduzie-
ren. 
Ziele: Mehr menschenwürdige und dauerhafte Arbeit und ein höheres Einkommen für 
junge Frauen und Männer in Kosovo sind das Ziel dieses Förderungsprogramms im pri-
vaten Sektor. 
Umsetzung: Unternehmen in der Tourismus- und Nahrungsmittelindustrie sowie privat-
medizinische Einrichtungen bieten diversifizierte, qualitativ bessere Produkte oder Dienst-
leistungen an und erschliessen sich neue Märkte. Die Gemeinden betreiben eine Förde-
rungspolitik, zunächst in den drei genannten Wirtschaftszweigen. Frauen erhalten mehr 
Möglichkeiten, ein eigenes Geschäft aufzubauen. 
 
Land/Region: Kosovo 
Sektor: Ländliche Entwicklung 
Phasendauer: April 2013 – September 2014 
Phasenbudget: CHF 1 401 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: April 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




Beitrag an das Anti-Korruptions-Programm der UNDP, Phase 1 
Ausgangslage: Korruption beeinträchtigt den Alltag der Zivilbevölkerung und hemmt In-
vestitionen aus dem Ausland. Kosovo rangiert von 183 Ländern auf dem 112. Platz des 
Korruptionswahrnehmungs-Indexes von «Transparency International». Die DEZA leistet 
nun einen finanziellen Beitrag an dieses Anti-Korruptions-Projekt, das vom UN-Entwick-
lungsprogramm angestossen wurde. Die Bürgerinnen und Bürger sollen über soziale 
Medien den Missbrauch von öffentlichen Geldern melden können; staatliche Institutionen 
bekämpfen die Korruption aktiv und verfolgen gemeldete Fälle strafrechtlich. 
Ziele: Das Ausmass der Korruption wird reduziert, indem kosovarische Institutionen 
transparent und effizient arbeiten sowie Kontrollmechanismen einführen. 
Umsetzung: Die Kosovarische Anti-Korruptions-Agentur (KAA) wird bei der Überwa-
chung der Regierungsinstitutionen unterstützt. Soziale Medien wie die Internetplattform 
www.kallxo.com werden von Bürgern zur Korruptionsbekämpfung genutzt. Der kosovari-
sche Justizrat wird darin bestärkt, der Korruption intern und extern entgegen zu wirken. 
 
Land/Region: Kosovo 
Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: Mai 2013 – Dezember 2015 
Phasenbudget: CHF 2 601 138.– 
Projektbeginn: September 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 228 375.– 
Partner: Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP), Rechtsstaatlichkeits-




Internationale Wirtschaftsschule in Mitrovica (IBCM), Phase 1 
Ausgangslage: Seit Ende des Balkankriegs 1999 ist Mitrovica, eine nordkosovarische 
Stadt, geteilt. Der Fluss Ibar bildet die Grenze zwischen der albanischen Gemeinde im 
Süden und der serbischen im Norden. Im Laufe der Jahre kam es immer wieder zu ge-
walttätigen Ausschreitungen zwischen den Bevölkerungsgruppen. Die Internationale Wirt-
schaftsschule in Mitrovica (IBCM) hat im März 2010 eröffnet. Sie verfügt über einen 
Campus in beiden Stadtteilen. Im letzten Schuljahr besuchten 119 albanische, serbische, 
Roma- und andere Studierende die Schule. Damit dient das Projekt als Brückenschlag 
zwischen den Ethnien. Die Schweiz beteiligt sich erstmals an einem Projekt im Norden 
Kosovos. 
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Ziele: Es gilt, die ethnischen Spannungen in der geteilten Stadt Mitrovica zu überwinden, 
zugleich die Privatwirtschaft in Nordkosovo anzukurbeln und das Land auf dem Weg zur 
Integration in die EU zu begleiten. Mindestens 400 Studierende aus allen Bevölkerungs-
gruppen sollen an den Studienprogrammen der IBCM teilnehmen. 
Umsetzung: Die DEZA unterstützt zwei Massnahmen finanziell: zum einen die Englisch-
kenntnisse der Studierenden mit einem Unterstützungsprogramm zu verbessern und zum 
anderen die bestehenden zweijährigen Studiengänge zu international anerkannten Ba-




Sektor: Wirtschaft und Beschäftigung 
Phasendauer: Mai 2012 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 1 250 000.– 
Projektbeginn: Mai 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 
Partner: niederländisches Aussenministerium, Schwedische Agentur für internationale 




Arbeitsförderung im KMU-Sektor, Phase 1 
Ausgangslage: Kleine und mittlere Unternehmen sind unabdingbar, um die hohe Ar-
beitslosigkeit in der kosovarischen Bevölkerung zu bekämpfen, denn sie machen über 60 
Prozent der Arbeitgeber aus. Dieses Projekt unterstützt den KMU-Sektor des Landes. Es 
handelt sich um eine Zusammenarbeit der DEZA mit der Österreichischen Entwicklungs-
zusammenarbeit (OEZA), dem kosovarischen Ministerium für Handel und Industrie (MTI) 
und der KMU-Förderagentur SMESA.  
Ziele: Es werden mehr Arbeitsstellen im KMU-Sektor geschaffen und die globale Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen gestärkt. 
Umsetzung: SMESA bietet erstens Hilfe bei der Finanzierung und Geschäftsentwicklung 
von KMU, die besonders die armen Bevölkerungsteile ansprechen soll. Zweitens erhalten 
angehende und bestehende KMU-Gründer Voucher für Beratung und Ausbildung durch 
lokale Privatunternehmen. SMESA bietet drittens Kredite für lokale KMU an. Die DEZA 
unterstützt die ersten beiden Punkte. 
 
Land/Region: Kosovo 
Sektor: Ländliche Entwicklung 
Phasendauer: September 2013 – Oktober 2015 
Phasenbudget: CHF 1 293 250.– 
Projektbeginn: Juni 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 335 000.– 
Partner: KMU-Forschung Österreich; Wirtschaftsinitiative für Kosovo (ECIKS), Ministeri-




AlbInfo – Die Website für die albanischsprachige Bevölkerung in der Schweiz,   
Phase 2 
Ausgangslage: Bis zu 250 000 Albanischsprechende – Albaner, Kosovaren, Mazedonier 
und Serben – leben in der Schweiz. Sie bilden die grösste Bevölkerungsgruppe aus dem 
Westbalkan. Diese albanischsprachige Diaspora ist nach wie vor stark mit der Gesell-
schaft und Familie in ihren Herkunftsländern verbunden. Sie hat einen Verein gegründet, 
der über die Website www.albinfo.ch zwei Ziele verfolgen möchte: den Integrationspro-
zess in der Schweiz zu fördern und mit Partnern zusammen in den Herkunftsländern Un-
ternehmens- und Entwicklungsinitiativen anzuregen. Inzwischen verzeichnet die Internet-
plattform monatlich 150 000 Besuche. 
Ziele: Die Diaspora (insbesondere die zweite Generation) in der Schweiz engagiert sich 
für die Integration in der schweizerischen Gesellschaft sowie die soziale, kulturelle und 
wirtschaftliche Entwicklung ihrer Ursprungsländer. 
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Umsetzung: Die DEZA leistet einen finanziellen Beitrag hinsichtlich der Entwicklung in 
den Herkunftsländern. Albinfo produziert neben der Website auch das TV-Programm   




Phasendauer: Juni 2013 – Dezember 2017 
Phasenbudget: CHF 750 000.– 
Projektbeginn: Mai 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 470 000.– 
Partner: Verein «albinfo.ch», Lausanne; Eidgenössische Kommission für Migrationsfra-




Beitrag zur ländlichen Wasserversorgung und Abwasserentsorgung, Phase 2 
Ausgangslage: Die Schweiz hat sich mit einigen Projekten auf dem Gebiet der Wasser-
versorgung in Kosovo als führend positioniert. Nach Schätzungen haben 40 Prozent der 
Bevölkerung nach wie vor keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser, das von den regio-
nalen Wasser-Unternehmen (RWC) geliefert wird. 
Ziele: Die Gesundheit der ländlichen Bevölkerung soll sich bessern, indem vier der ärms-
ten kosovarischen Gemeinden an die Wasserversorgung angeschlossen werden. 85 000 
Personen werden zukünftig mit Trinkwasser versorgt, davon 29 500 allein mit dem 
Schweizer Beitrag. 
Umsetzung: Fünf neue Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungssysteme werden 
gebaut. Die Landbevölkerung wird für den massvollen Umgang mit Wasser sensibilisiert. 
Lokale Firmen werden mit dem Bau beauftragt. Schliesslich wird dafür gesorgt, dass das 




Phasendauer: Dezember 2012 – September 2013 
Phasenbudget: CHF 2 000 000.– 
Projektbeginn: Dezember 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 196 250.– 
Partner: United States Agency for International Development (USAID); Community De-




Kofinanzierung der finanzpolitischen Reformen, Phase 1 
Ausgangslage: Seit der Unabhängigkeitserklärung im Februar 2008 sieht sich Kosovo 
einigen sozialen, wirtschaftlichen und politischen Herausforderungen gegenüber: 45 Pro-
zent der Bevölkerung ist arbeitslos, Armut und Korruption herrschen im Land und die 
Wirtschaft wächst nur schwach. Institutionelle und finanzielle Reformen sind notwendig, 
um die sozialen Bedingungen zu verbessern und das Land für Investitionen attraktiv zu 
machen. Die Weltbank und ein Konsortium aus 13 weiteren Gebern – darunter auch die 
DEZA und das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) – unterstützen die Regierung Ko-
sovos mit einem Finanzierungsprogramm. 
Ziele: Die finanzielle Unterstützung der kosovarischen Regierung soll zum Wirtschafts-
wachstum des Landes beitragen. Strukturelle und institutionelle Verbesserungen sollen in 
der Arbeits- und Investitionspolitik, Bildung, sozialen Sicherheit sowie im Eigentumsrecht 
erzielt werden. Zudem werden die Finanzwirtschaft und -verwaltung gestärkt. 
Umsetzung: Die Weltbank setzt das Projekt um. Auf Schweizer Seite trägt das SECO 
die Hauptverantwortung für das Projekt. Es finanziert das Programm mit 2 Millionen, die 






Phasendauer: Juli 2009 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 2 800 000.– 
Projektbeginn: Juli 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 800 000.– 




Beitrag zu einer neuen Volks-, Haushalts- und Agrarbetriebszählung, Phase 1 
Ausgangslage: Die letzte Volkszählung in Kosovo wurde im Jahr 1991 von der serbi-
schen Regierung unternommen, wurde aber von einer Bevölkerungsmehrheit boykottiert. 
Die letzten verlässlichen Zahlen sind dreissig Jahre alt und spiegeln die demografischen 
Veränderungen der vergangenen Jahre deshalb nicht wider. Ohne verlässliche Fakten 
konnten sich die Entwicklungsagenturen bisher nur auf Schätzungen stützen, um ihre 
Förderungsprogramme zu entwerfen. Eine neue Volkszählung ist deshalb nötig. Zusätz-
lich wird wegen veralteter Zahlen eine Zählung landwirtschaftlicher Betriebe durchgeführt. 
Ziele: Eine neue Statistik, welche die demografische und sozioökonomische Realität 
ausdrückt, ermöglicht es, adäquate politische Massnahmen der Regierung, Geber und 
Zivilgesellschaft zu bestimmen. 
Umsetzung: Es werden Pläne, Material, Infrastruktur und Personal gestellt, um den Zen-
sus durchzuführen. Die Ergebnisse der Zählung werden veröffentlicht. Daraus leiten sich 
auch Massnahmen für die Unterstützung der Minderheiten ab. Die Bevölkerung wird über 




Phasendauer: Januar 2011 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 1 825 000.– 
Projektbeginn: Januar 2011 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 600 000.– 





Förderung einer demokratischen Gesellschaft, Phase 1 
Ausgangslage: In Kosovo leben zahlreiche Ethnien: Albaner, Serben, Türken, Goranen, 
Bosniaken, Montenegriner, Roma, Aschkali und Ägypter. Frauen werden wegen der vor-
herrschenden traditionellen Geschlechterrollen benachteiligt. Um das sozialistisch ge-
prägte Land zu einem demokratischen System heranzuführen, das auf Werten wie 
Rechtsgleichheit, Meinungsfreiheit, Integration und Partizipation aufbaut, braucht es die 
aktive Teilnahme aller Volksgruppen. 
Ziele: Das übergeordnete Ziel ist es, zu einer demokratischen Entwicklung der kosovari-
schen Gesellschaft beizutragen, das heisst, dass die öffentlichen Institutionen transpa-
renter arbeiten, Bürgerinnen und Bürger mehr am politischen Leben teilhaben, die ver-
schiedenen Ethnien friedlich koexistieren und Minderheiten integriert sind. Frauen soll zu 
mehr Rechten verholfen werden. 
Umsetzung: Organisationen, die sich in den Bereichen Bürgerinitiativen, Minderheiten-
schutz und Frauenförderung engagieren, werden unterstützt, sei es mit Hilfe von Aus-




Phasendauer: November 2010 – Juni 2014 
Phasenbudget: CHF 1 896 000.– 
Projektbeginn: November 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 696 657.– 




Förderung der Arbeitsmarktfähigkeit junger Berufseinsteiger, Phase 1 
Ausgangslage: Jedes Jahr starten 20 000 bis 25 000 junge Kosovarinnen und Kosova-
ren in das Arbeitsleben. Von den Personen unter 25 Jahren sind jedoch fast drei Viertel 
arbeitslos. Dies liegt darin begründet, dass kaum ein Netzwerk zwischen den Bildungs-
stätten und der Privatwirtschaft besteht. Es existieren auch nur wenige Gewerkschaften 
im Land und die Unternehmen stellen eher Personen ihres Umfelds oder unqualifizierte, 
aber billige Arbeitskräfte ein als unbekannte junge Menschen mit guter Qualifikation. 
Ziele: Den 14- bis 30-Jährigen soll der Schritt vom Schul- ins Berufsleben erleichtert 
werden. 
Umsetzung: Die Landwirtschaft, die Informations- und Kommunikationstechnologie, das 
Baugewerbe sowie das private Gesundheitswesen sind die vielversprechendsten Sub-
sektoren. Angesetzt wird an drei Punkten: Erstens soll die Ausbildung der jungen Leute 
auf die Marktbedürfnisse abgestimmt sein. Zweitens braucht es private und öffentliche 
Stellenvermittlungsbüros, die junge Arbeitslose bei der Stellensuche und Karriereplanung 
begleiten. Drittens sollen Privatunternehmen dazu angeregt werden, in Geschäftsmög-
lichkeiten zu investieren, die neue Stellen schaffen. 
 
Land/Region: Kosovo 
Sektor: Wirtschaft und Beschäftigung 
Phasendauer: April 2013 – Dezember 2016 
Phasenbudget: CHF 8 045 000.– 
Projektbeginn: August 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 645 000.– 





Unterstützung für die Vereinigung kosovarischer Gemeinden, Phase 1 
Ausgangslage: Gegenwärtig sind die meisten Verwaltungsbereiche – Gesundheit, so-
ziale Dienste, Finanzen, Bildung – in den Händen der Landesregierung. Die Kompeten-
zen sollen auf die Gemeinden übertragen werden. Um die Rolle der Gemeinden im De-
zentralisierungsprozess zu stärken, unterstützt die Schweiz die 2001 gegründete Verei-
nigung kosovarischer Gemeinden (AKM). 
Ziele: Mit der Unterstützung der AKM sollen die Gemeinden ihre Dienstleistungen für die 
kosovarische Bevölkerung verbessern. Die AKM soll ein wichtiger Partner für die Zentral-
regierung und die lokalen Regierungen werden. 
Umsetzung: AKM setzt das Projekt um. Es wird für Austausch zwischen Gemeinden der 
Schweiz und des Kosovo gesorgt. Möglichkeiten, wie sich die kosovarische Exilgemeinde 




Phasendauer: März 2009 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 1 254 000.– 
Projektbeginn: März 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 836 029.– 




Kosovision Contest II – Pädagogischer Wettbewerb für die Demokratie, Phase 3 
Ausgangslage: Auch nach der Unabhängigkeitserklärung bleibt die Situation Kosovos 
schwierig. Zu den ethnischen Spannungen kommen hohe Arbeitslosigkeit, mangelhafte 
Infrastruktur sowie geringes Wirtschaftswachstum. Obschon die unter 15-Jährigen in Ko-
sovo einen Drittel der Bevölkerung ausmachen, wurden sie bis jetzt kaum in die Gestal-
tung des Landes miteinbezogen. 2007 fand im Bezirk Prizren der erste «Kosovision Con-
test» statt. Den Lehrpersonen wurde gezeigt, wie die Kinder mit einfachen Lehrmethoden 
auf eine aktive Rolle in der Gesellschaft vorbereitet werden können. 
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Ziele: Mit dem «Kosovision Contest II» wurde das Projekt auf ganz Kosovo ausgeweitet. 
Auch drei serbische Schulgemeinden nehmen teil. Der Wettbewerb soll den Kindern eine 
Stimme geben und sie dazu motivieren, aktiv an der Gestaltung ihres Landes mitzuarbei-
ten. 
Umsetzung: Die Pädagogische Hochschule Zürich koordiniert und überwacht das Pro-
jekt. Das Bildungsministerium informiert das Lehrpersonal, die UN-Friedenstruppe in Ko-
sovo liefert das Material an die Schulen und das «Kosovo Education Center» (KEC) un-
terstützt die Lehrpersonen im technischen Bereich. Lokale TV-Sender berichten über den 




Phasendauer: September 2011 – August 2014 
Phasenbudget: CHF 1 100 000.– 
Projektbeginn: Mai 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 292 573.– 
Partner: Pädagogische Hochschule Zürich (PHZH); Bildungsministerium (MEST), koso-




Bericht über die menschliche Entwicklung (Human Development Report),   
Phase 4 
Ausgangslage: Etwa ein Drittel der Kosovaren lebt im Ausland. Um die Entwicklung des 
Landes voranzubringen, ist deren Unterstützung im finanziellen, intellektuellen und sozia-
len Bereich wichtig. Um das Potenzial ausschöpfen zu können, braucht es verlässliche 
Informationen über Wirtschaft, Erziehung, soziale Entwicklung, Mobilität, Gesundheit, po-
litische Teilnahme und die Rolle der Frauen in der kosovarischen Gesellschaft. 
Ziele: Analysen zum Thema «Mobilität» werden konkrete Empfehlungen für die Migrati-
onspolitik des Ministeriums für Diaspora in Kosovo liefern. Dazu erscheint ein Human 
Development Report (UNO-Bericht über die menschliche Entwicklung). Darüber hinaus 
werden eine Konferenz und Workshops zum Thema durchgeführt. 
Umsetzung: Verantwortlich für die Projektumsetzung ist ein aus lokalen und internatio-
nalen Experten zusammengestelltes Team, das vom UNDP-Büro in Kosovo geleitet wird. 




Phasendauer: Mai 2013 – Juni 2014 
Phasenbudget: CHF 144 000.– 
Projektbeginn: August 2007 
Bisherige Ausgaben: CHF 495 000.– 




Förderung der Wasserversorgung auf dem Land, Phase 5 
Ausgangslage: 60 Prozent der Bevölkerung in Kosovo leben in ländlichen Gebieten. Nur 
ein Drittel davon hat aber Zugang zu einer sicheren Wasserversorgung. Trinkwasser-
verschmutzung ist eine der Hauptursachen für Krankheiten. Verbesserte Lebensbedin-
gungen auf dem Land sind eine wichtige Voraussetzung, um die Abwanderung in die 
Städte zu bremsen. Laut dem erklärten Ziel der kosovarischen Regierung sollen bis ins 
Jahr 2017 mehr als 80 Prozent der ländlichen Bevölkerung Zugang zu Wasser- und Ab-
wassersystemen haben. Bis jetzt haben um die 155 000 Personen in 125 Ortschaften ei-
nen Wasseranschluss erhalten. 
Ziele: Die Mehrheit der Bevölkerung erhält einen Anschluss an die Wasserversorgung 
und Abwasserentsorgung. 
Umsetzung: Die regionalen Wassergesellschaften bauen Wasserversorgungsysteme für 
mehr als 80 Prozent der Bevölkerung, das heisst 320 000 neue Kunden. Die Wasserver-





Sektor: Wasser; Gouvernanz 
Phasendauer: November 2013 – Dezember 2017 
Phasenbudget: CHF 13 900 000.– 
Projektbeginn: Juli 2005 
Bisherige Ausgaben: CHF 9 207 506.– 




Unterstützung der lokalen Gouvernanz, Phase 3 
Ausgangslage: Korrekt funktionierende Gemeindebehörden für die ganze Bevölkerung 
sowie dezentralisierte Verwaltungskompetenzen sind wichtige Elemente für den Aufbau 
von Verwaltungsstrukturen in Kosovo. Die Prinzipien der Europäischen Charta für lokale 
Selbstverwaltung gelten dabei als Richtlinie für die kosovarischen Gemeinden. Das 
schweizerisch-kosovarische Projekt für lokale Gouvernanz und Dezentralisierungen 
(LOGOS) wurde Mitte 2006 lanciert. 
Ziele: Die Gemeinden in Kosovo funktionieren nach den Prinzipien der «guten Regie-
rungsführung». Die Bürgerinnen und Bürger sowie der Privatsektor nehmen aktiv an der 
Gemeindeentwicklung teil. Die Erfahrungen auf der Lokalebene haben Einfluss auf die 
nationale Politik und Gesetzgebung. 
Umsetzung: Für die Projektumsetzung hat die DEZA «HELVETAS Swiss Intercooperati-
on» beauftragt, die mit den Gemeinden, dem Ministerium für Lokalverwaltung des Koso-
vo und der Vereinigung der Munizipalitäten Kosovos (AKM) zusammenarbeitet. Fünf von 
neun Gemeinden, in denen Infrastrukturprojekte realisiert und dabei Erfahrungen der lo-




Phasendauer: März 2013 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 2 230 000.– 
Projektbeginn: Juni 2006 
Bisherige Ausgaben: CHF 8 952 159.– 
Partner: HELVETAS Swiss Intercooperation; Ministerien für Lokalverwaltung und Finan-





Aufbau des Notariatssystems, Phase 3 
Ausgangslage: Kosovo weist ein veraltetes, reformbedürftiges Justizsystem auf. Die Ge-
richte sind überlastet mit Streitfällen zum Grundbesitzrecht und anderen zivilrechtlichen 
Fragen. Im jugoslawischen Staat existierten keine Notare, die diese Fälle regelten. Im 
Auftrag der DEZA hat das Lausanner «Institut des Hautes Études Notariales» (INH) ein 
Gesetz für ein notarielles System ausgearbeitet, welches das kosovarische Parlament 
2008 verabschiedet hat. Die Schweiz hat das Justizministerium bei der Gesetzeseinfüh-
rung unterstützt. 
Ziele: Die Einrichtung eines notariellen Systems trägt zum Aufbau rechtsstaatlicher 
Strukturen bei. Ausserdem werden die Rechtsdienste für die Bevölkerung erschwingli-
cher. 
Umsetzung: Insgesamt wurden in der letzten Phase die ersten 48 Notare in den Ge-
meinden Kosovos zertifiziert, womit die Gerichte von nicht strafrechtlichen Fällen entlas-
tet werden. Weitere 50 sollen folgen. Die neuen Notare werden künftig berufsbegleitend 
beraten. Eine Notarkammer sorgt für eine nachhaltige Unterstützungsstruktur und ein 







Phasendauer: März 2012 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 1 000 000.– 
Projektbeginn: Juli 2005 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 510 569.– 




Unterstützung der Kosovo Property Agency, Phase 5 
Ausgangslage: In Kosovo herrscht nach wie vor grosse Unsicherheit in Eigentumsfra-
gen. Durch den Systemzerfall und den Krieg sind viele Kataster-Einträge verloren gegan-
gen. Rechtsstreitigkeiten um Wohn- und Grundeigentum sind die Folge. Seit 2000 hat 
das Direktorat für Wohnraum und Eigentum, das von der Interimsverwaltungsmission der 
Vereinten Nationen in Kosovo (kurz UNMIK) eingerichtet wurde, über 40 000 Fälle regis-
triert, davon fallen 89 Prozent in die landwirtschaftliche Kategorie. Die Schweiz unter-
stützte das Direktorat für Wohnraum und Eigentum von Anfang an politisch und finanziell. 
Ziele: Dieses Projekt trägt zur Wiederherstellung von Recht und Ordnung in Kosovo bei. 
Durch die Sicherung der Besitzverhältnisse werden die Rückkehr für Flüchtlinge verein-
facht und Investitionen in die Wirtschaft gefördert. In dieser Phase werden die Streitfälle 
im Bereich Agrarland und Geschäftsimmobilien bearbeitet. 
Umsetzung: Unter dem Namen «Kosovo Property Agency» (KPA) verlängerte die 
UNMIK ihren Einsatz zur Klärung der Besitzverhältnisse in Kosovo. Die Rechtsprechung 
erfolgt in Zusammenarbeit mit der lokalen Justiz. Bis Phasenende sollen alle hängigen 




Phasendauer: Mai 2011 – Juni 2014 
Phasenbudget: CHF 2 498 000.– 
Projektbeginn: Dezember 2001 
Bisherige Ausgaben: CHF 9 786 007.– 






* Förderung der Privatwirtschaft, Phase 1 
Ausgangslage: Ein Drittel der mazedonischen Bevölkerung ist arm, 58 Prozent der jun-
gen Menschen, vor allem Frauen, sind arbeitslos, die Wirtschaft wächst nur moderat. Die 
Gründe dafür zu analysieren und zu beseitigen, ist der Ansatz dieses Projekts. In den 
drei Sektoren, die am meisten Wachstumspotenzial haben – Tourismus und Hotellerie, 
«Green Economy» und Kreativbranche – werden neue Arbeitsstellen geschaffen und das 
Einkommen der Arbeitnehmenden erhöht. 
Ziele: Kleine und mittlere Unternehmen in den drei Wirtschaftszweigen wachsen und bie-
ten mehr Jobs und höhere Löhne an. Junge Menschen erfüllen die Anforderungen der 
Privatwirtschaft nach Abschluss ihrer Ausbildung. Frauen haben mehr berufliche Mög-
lichkeiten und treffen bessere Arbeitsbedingungen an. 
Umsetzung: Alternative touristische Attraktionen, ökologischer Tourismus sowie Unter-
nehmen, die zur nachhaltigen Entwicklung beitragen, werden gefördert. Ausbildungsan-
gebote werden auf die Marktbedürfnisse abgestimmt. Kinderbetreuung für arbeitende 
Mütter wird angeboten. Menschenrechtsorganisationen, die sich für Frauenrechte einset-
zen, werden unterstützt. 
 
Land/Region: Mazedonien 
Sektor: Ländliche Entwicklung 
Phasendauer: November 2013 – April 2015 
Phasenbudget: CHF 1 250 000.– 
Projektbeginn: November 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




* Beitrag an eine ausgeglichene regionale Wirtschaftsentwicklung, Phase 1 
Ausgangslage: Die wirtschaftliche Entwicklung in den acht Regionen Mazedoniens ist 
unausgewogen. Die Menschen treibt es vom Land und aus den kleineren Städten in die 
Hauptstadt. Deutschland hat seit 2005 ein nationales Programm unterstützt, das eine 
ausgeglichene Entwicklung der Regionen fördert. Die DEZA leistet nun einen finanziellen 
Beitrag in der Schlussphase, um die politische Koordination auf regionaler Ebene zu ver-
bessern. 
Ziele: Indem die regionalen Verwaltungen, die nach EU-Standards arbeiten, gefördert 
und die nationale und regionale Politik besser koordiniert werden, sollen die unterentwi-
ckelten Landesteile aufblühen. 
Umsetzung: Nachdem Institutionen in allen acht Regionen aufgebaut wurden, welche 
die regionale Entwicklung fördern, und ein Zuschuss-System für Projekte in den Regio-




Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: März 2013 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 1 986 000.– 
Projektbeginn: November 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 750 000.– 






Wiederaufbau des Ökosystems am Prespa-See, Phase 1 
Ausgangslage: Die Prespa-Region ist ein einzigartiges Habitat, das zu Mazedonien, Al-
banien und Griechenland gehört. Mehr als 2000 Tier- und Pflanzenarten sind hier hei-
misch, wie zum Beispiel der Krauskopfpelikan. Leider schädigen Nährstoffanreicherung 
(Eutrophierung), Abwässer aus Städten und Industrie sowie intensive Landwirtschaft den 
Grossen Prespa-See und seine Zuflüsse. Zudem machen auch Erosionsprozesse dem 
Ökosystem zu schaffen. Die Schweiz ist führend im Bereich des Wasser- und Umwelt-
managements in Mazedonien und engagiert sich so auch bei diesem Projekt. 
Ziele: Die Wasser- und Bodenqualität im Prespa-See und seinen Zuflüssen wird verbes-
sert. 
Umsetzung: Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) und die Ge-
meinde Resen setzen das Projekt um in Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Um-
welt und Raumplanung. Gegen Erosion wird neu bewaldet und Wildbäche reguliert. 
Feuchtgebiete, Flusskorridore und Pufferzonen werden wiederhergestellt. Abfälle wie 




Phasendauer: Juli 2012 – Juni 2018 
Phasenbudget: CHF 6 682 000.– 
Projektbeginn: Dezember 2011 
Bisherige Ausgaben: CHF 630 000.– 




Naturschutzprogramm im Einzugsgebiet des Flusses Bregalnica, Phase 1 
Ausgangslage: Mazedonien ist der Hotspot Europas, wenn es um die biologische Viel-
falt geht: 16 000 Blumen-, Tier- und Pilzsorten gibt es, davon sind 850 endemisch. Zu 
den bedrohten Arten zählen der Braunbär, Wolf, Balkanluchs und einige Vogelarten. Die 
Gefahr für die Natur kommt von Seiten der extensiven Landwirtschaftsnutzung und Aus-
beutung der natürlichen Ressourcen. Zwar wurden auf der rechtlichen Ebene die Grund-
lagen für den Naturschutz geschaffen, doch sind die lokalen Behörden mit der Ausfüh-
rung überfordert. Die Bevölkerung hat ausserdem noch kaum ein ökologisches 
Bewusstsein entwickelt. 
Ziele: Im Einzugsgebiet des Flusses Bregalnica soll ein Naturschutzprogramm aufgebaut 
werden, das gleichzeitig die Armut auf dem Land mindert. 
Umsetzung: Die Einwohnerschaft wird für einen nachhaltigen Umgang mit den natürli-
chen Ressourcen sensibilisiert. Die lokalen Verwaltungen erhalten Unterstützung bei ih-
rer Aufgabe, die Natur zu schützen. Eine Expertenrolle im Naturschutz der Region über-




Sektor: Land- und Forstwirtschaft 
Phasendauer: März 2013 – Dezember 2016 
Phasenbudget: CHF 5 040 870.– 
Projektbeginn: November 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 651 000.– 
Partner: HELVETAS Swiss Intercooperation; 13 Gemeinden in der Region Bregalnica, 




Unterstützung der parlamentarischen Gesetzgebungsarbeit, Phase 2 
Ausgangslage: In den letzten etwa zwanzig Jahren hat Mazedonien grosse Verände-
rungen in einem schwierigen politischen Umfeld erlebt. Die politischen Institutionen sind 
inzwischen stabiler geworden. Allerdings findet nach wie vor kaum ein konstruktiver Dia-
log zwischen den politischen Parteien statt. 
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Ziele: Das mazedonische Parlament soll zu einer funktionierenden, autonomen Legislati-
ve werden, die den Rechtsstaat respektiert und die Demokratie in Mazedonien stärkt. In 
dieser Phase gilt es auszuwerten, wie im Parlament die Beratung und Information organi-
siert sind. Gemeinsam mit den Parlamentsmitgliedern wird das zukünftige Profil eines 
Parlamentsinstituts entwickelt, das die Abgeordneten bei der Gesetzgebungsarbeit unter-
stützt. 
Umsetzung: Mazedonische, slowakische und schweizerische Parlamentarier schliessen 
sich zu einer Arbeitsgruppe zusammen. Es sollen Erfahrungen mit parlamentarischen In-




Phasendauer: Dezember 2009 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 4 654 000.–  
Projektbeginn: Februar 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 854 000.– 
Partner: National Democratic Institute (NDI); Project on Ethnic Relations (PER); Institute 




Fonds für die Unterstützung der Zivilgesellschaft, Phase 3 
Ausgangslage: Mazedonien befindet sich in einem Dezentralisierungsprozess. Dieser ist 
mit einigen Herausforderungen verbunden. Entscheidungsstrukturen und -prozesse von 
Lokalbehörden müssen ebenso gestärkt werden wie die Zivilgesellschaft. Die Beziehun-
gen zwischen den Ethnien sind noch immer sehr angespannt und müssen verbessert 
werden. 
Ziele: NGOs sollen die öffentlichen Ausgaben und die Praktiken der Privatwirtschaft kri-
tisch und faktenbasiert überwachen. Sie werden den Dialog zwischen den verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen unterstützen. 
Umsetzung: Eine lokale Agentur wird mit der Einrichtung des Fonds, der fachlichen Be-
ratung, Überwachung von Beitragszahlungen und Evaluation der Resultate beauftragt. 
Der Fonds teilt sich auf drei verschiedene Beitragstypen auf. Es fliessen erstens instituti-
onelle Beiträge an lokale NGOs. Zweitens gehen Zahlungen von bis zu 100 000 Franken 
an Kooperationsprojekte. Schliesslich werden jährlich 15 000 Franken ad hoc an Organi-




Phasendauer: August 2012 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 1 500 000.– 
Projektbeginn: Dezember 2006 
Bisherige Ausgaben: CHF 4 338 836.– 




Unterstützung des mazedonischen Gemeindeverbands ZELS, Phase 3 
Ausgangslage: Der mazedonische Gemeindeverband ZELS ist der Fürsprecher der 
Gemeinden und stellt Dienstleistungen für die lokale Selbstregierung bereit. Die Gemein-
debehörden wenden sich an den Verband für die Unterstützung in den Bereichen Ausbil-
dung, Verbindungen zu internationalen Geldgebern sowie Kommunikation mit der Zent-
ralregierung. In den zurzeit laufenden Bestrebungen zur Dezentralisierung in Mazedonien 
spielt ZELS eine sehr wichtige Rolle.  
Ziele: Das Ziel ist es, dass ZELS zu einem Partner für die Dezentralisierung und politi-
sche Stabilität in Mazedonien wird. Der Gemeindeverband trägt zudem dazu bei, dass 
Mehrsprachigkeit als Charakteristikum der lokalen Demokratie in multiethnischen Ge-
meinden verwurzelt ist. Konkret soll die Managementfähigkeit von ZELS ausgebaut wer-
den. Durch verbesserte und zahlbare Dienstleistungen, die der Verband seinen Mitglie-
dern anbietet, soll er zudem unabhängiger und nachhaltiger werden. 
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Umsetzung: Die DEZA hilft ZELS finanziell bei der Leitung und Unterstützung der Ge-
meinden in den Bereichen Politik und gemeindeüberschreitender Zusammenarbeit sowie 
bei der Begleitung der interethnischen Komitees in multiethnischen Gemeinden. Zudem 




Phasendauer: Juli 2011 – Dezember 2015 
Phasenbudget: CHF 1 403 000.– 
Projektbeginn: September 2003 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 911 155.– 
Partner: mazedonischer Gemeindeverband ZELS; Europäische Stiftung für die nachhal-




Gemeindeforen für mehr Bürgerpartizipation, Phase 3 
Ausgangslage: Seit dem Rahmenabkommen von Ohrid aus dem Jahre 2001 befindet 
sich Mazedonien auf dem Weg zu einem dezentral organisierten Land. Die lokalen Be-
hörden müssen ihre Strukturen und Entscheidungsprozesse anpassen, damit die Bevöl-
kerung aktiv an der regionalen Entwicklung teilnehmen kann. Seit einigen Jahren hat die 
Schweiz Erfahrungen gesammelt im Land bei der Dezentralisierung und der Unterstüt-
zung lokaler Regierungen. Bei diesem Programm werden Gemeindeforen gegründet, wo 
Bürgerinnen und Bürger ihre Bedürfnisse und Forderungen gegenüber den Behörden 
äussern können. 
Ziele: Die Bevölkerung Mazedoniens soll sich am Gemeindeleben beteiligen und die lo-
kalen Behörden sollen kompetent ihre Verantwortung wahrnehmen. Ende dieser Phase 
wird in der Mehrheit der Gemeinden das Modell der Gemeindeforen in den Statuten auf-
genommen sein. 
Umsetzung: Bisher wurde das Programm in 38 Gemeinden der total 84 mazedonischen 
Gemeinden eingeführt. 5 Gemeinden kommen noch dazu. Das Vertrauen gegenüber der 
lokalen Regierung hat seit Beginn tendenziell zugenommen, wie eine Studie in einer der 




Phasendauer: März 2011 – August 2014 
Phasenbudget: CHF 3 755 000.– 
Projektbeginn: Januar 2005 
Bisherige Ausgaben: CHF 7 354 131.– 




Umwelterziehung in Schulen, Phase 6 
Ausgangslage: Die Umwelterziehung in mazedonischen Schulen wurde lange Zeit stark 
vernachlässigt. Es fehlte an Lehrerausbildung, didaktischem Material und grundsätzlich 
an Sensibilität gegenüber ökologischen Themen. Im Verlauf des Projekts hat die DEZA 
unter anderem die Publikation von Unterrichtsmaterial, Spielen und eines Umweltkalen-
ders finanziert. Das Projekt hat das Umweltbewusstsein der Kinder, ihrer Lehrpersonen 
und Eltern sowie der Behörden verbessert. Der Umweltunterricht wurde landesweit und 
obligatorisch in den bestehenden Lehrplan eingeführt. Hauptverantwortlich ist das Minis-
terium für Bildung und Forschung (MoES). 
Ziele: Dank einer sauberen und gesunden Umwelt wird die Lebensqualität in Mazedoni-
en besser. 
Umsetzung: Das MoES hat die Hauptverantwortung für die Projektumsetzung über-
nommen. Die NGO OXO nimmt eine beratende und unterstützende Rolle ein. Sogenann-
te «grüne Gemeinden» unterstützen ihre Schulen bei der Umwelterziehung; sie sorgen 
dafür, dass ökologische Standards in ihrem Verwaltungsgebiet eingehalten werden. Das 






Phasendauer: September 2013 – Dezember 2015 
Phasenbudget: CHF 805 000.– 
Projektbeginn: März 2002 
Bisherige Ausgaben: CHF 4 183 716.– 





Kleinaktionen des Kooperationsbüros Skopje, Phase 5 
Ausgangslage: Mazedonien ist eines der ärmsten Länder des Westbalkans: Das durch-
schnittliche Einkommen beträgt beispielsweise lediglich 350 Schweizer Franken im Mo-
nat. Damit lokale NGOs innovative Projekte politisch unabhängig durchführen können, ist 
internationale Unterstützung nötig. Kredite für Kleinaktionen bieten dabei einen grossen 
Vorteil. Sie ermöglichen es dem Kooperationsbüro der DEZA, sich in kurzfristigen Aktio-
nen mit direkter und schneller Wirkung zu engagieren. 
Ziele: Kleinaktionen unterstützen klare Bedürfnisse der verletzlichsten Bevölkerungs-
gruppen wie Kinder und Roma. Kleine, aber interessante Projekte mit einem Nutzen für 
viele Menschen können realisiert werden. 
Umsetzung: Mit diesen Kleinkrediten kann das Kooperationsbüro schnell und unbürokra-
tisch auf Bedürfnisse vor Ort eingehen. Die Aktionen müssen auf lokaler Initiative beru-
hen und etwas zur Verbesserung der Menschenrechte oder der politischen, ökonomi-
schen und sozialen Verhältnisse beitragen. Die Kredite für die Aktionen betragen 




Phasendauer: März 2011 – Mai 2013 
Phasenbudget: CHF 200 000.– 
Projektbeginn: April 2001 









Wirtschaftsförderung auf Gemeindeebene in Ostserbien, Phase 1 
Ausgangslage: Die wirtschaftlichen Ungleichheiten der serbischen Regionen sind aus-
geprägt. Dies hat damit zu tun, dass sich die Investitionen bisher wegen der zentralisti-
schen Politik auf den Raum Belgrad im Süden und die autonome Provinz Vojvodina be-
schränkt haben. Im Osten jedoch sind die Gemeindeverwaltungen knapp an Finanzen 
und Personal. 
Ziele: In Ostserbien soll die Gemeindeentwicklung mit Hilfe der zehnjährigen Erfahrung 
der Schweiz bei der Unterstützung von lokaler Gouvernanz vorangebracht werden. Damit 
soll das regionale Wirtschaftsgefälle abnehmen. 
Umsetzung: Die öffentlichen Dienstleistungen der Gemeindeverwaltungen für die Ein-
wohnerschaft und die Privatwirtschaft werden verbessert. Die Regionale Entwicklungs-
agentur RARIS soll für eine ausgewogene Gemeindeentwicklung sorgen und die Zu-
sammenarbeit zwischen den Gemeinden fördern. Die Deutsche Gesellschaft für 
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) ist federführend bei diesem Projekt. 
 
Land/Region: Serbien 
Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: März 2013 – Dezember 2016 
Phasenbudget: CHF 3 565 000.– 
Projektbeginn: August 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 65 000.– 
Partner: Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ); Regionale 




Stärken der Transparenz, Effizienz und Kontrollfunktion des Parlaments, Phase 1 
Ausgangslage: Serbien ist auf dem Weg zur Integration in die EU. Das Parlament spielt 
dabei eine Schlüsselrolle, denn es entscheidet als Legislative über Gesetze und setzt 
diese um. Die letzte Wirtschaftskrise hat jedoch gezeigt, dass die Finanzkontrolle des 
Parlaments verbessert werden muss. Zudem vertreten viele der Parlamentsmitglieder 
kaum die lokalen Bedürfnisse und Interessen der Bevölkerung. 
Ziele: Das vom UN-Entwicklungsprogramm lancierte Projekt stärkt die Transparenz und 
Effizienz des Parlaments und baut seine Überwachungsfunktion aus. 
Umsetzung: Prüfungsteams analysieren die Regierungspolitik. Mobile Kommissionssit-
zungen schaffen Verbindungen zwischen nationaler und lokaler Ebene. Darüber hinaus 
werden fünf Gemeindeversammlungen unterstützt. Ein innovativer Ansatz wird über das 
sogenannte «E-Parlament» verfolgt: Ein Onlinesystem ermöglicht beispielsweise ortsun-
abhängige öffentliche Anhörungen. 
 
Land/Region: Serbien 
Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: August 2012 – August 2015 
Phasenbudget: CHF 1 000 000.– 
Projektbeginn: August 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 297 000.– 




Personalmanagementprogramm für lokale Selbstverwaltungen, Phase 1 
Ausgangslage: Der Dezentralisierungsprozess in Serbien hat gerade im letzten Jahr ei-
nige Fortschritte gemacht, so dass die lokalen Selbstverwaltungen einige Kompetenzen 
gewonnen haben. Es wurde jedoch bis anhin versäumt, eine effiziente Personalführung 
zu etablieren. Das Resultat sind aufgeblähte Verwaltungen und ein Mangel an qualifizier-
tem Personal.  
Ziele: Die kommunalen Selbstverwaltungen erbringen effizient öffentliche Dienstleistun-
gen, indem das Personalmanagement modernisiert wird. 
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Umsetzung: «MSP Consulting Ltd.» ist erfahren bei der Zusammenarbeit mit Gemein-
den. Die Organisation hilft, die Gemeindeverwaltung in den Pilotgemeinden zu reorgani-
sieren und die neuen Personalmanagement-Abteilungen einzuführen. Zudem werden 
jährlich Ausbildungen durchgeführt im Trainingszentrum der Ständigen Konferenz der 




Phasendauer: Mai 2012 – Oktober 2013 
Phasenbudget: CHF 200 000.– 
Projektbeginn: Mai 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 140 000.– 
Partner: MSP Consulting Ltd.; Ministerien für Menschen- und Minderheitenrechte und 




Privatwirtschaftliche Entwicklung durch Arbeitsförderung in der Holzwirtschaft, 
Phase 1 
Ausgangslage: Die Entwicklung der klein- und mittelständischen Unternehmen wird in 
Serbien behindert von tiefer Produktivität, schlechten wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen und ungenügender Zusammenarbeit zwischen den Marktteilnehmern. Vor allem den 
Frauen, Jugendlichen und Arbeitslosen soll dieses Projekt bessere Arbeitsmöglichkeiten 
verschaffen. 
Ziele: Die Märkte im Subsektor Holzwirtschaft sollen verbessert werden. Das Programm 
wird vom Süden auf die anderen Landesteile ausgeweitet. 
Umsetzung: In der Holzwirtschaft werden die Fähigkeiten und das Wissen der Arbeits-
kräfte gestärkt; Berufsschulen knüpfen beispielsweise Kontakte zu Möbelfirmen. Möbel-
hersteller erhalten ein Marketing-, Design- und Managementtraining sowie Zugang zu lo-
kalen Quellen für Qualitätsholz. Wissen über gut verkäufliche Forstpflanzen wird 
verbreitet und Sammler, Sammelstellen sowie Verarbeiter und Exporteure von Wald-
früchten arbeiten besser zusammen. VEEDA, die Regionale Agentur für wirtschaftliche 
Entwicklung, führt das Programm durch.  
 
Land/Region: Serbien 
Sektor: Wirtschaft und Beschäftigung 
Phasendauer: April 2010 – August 2014 
Phasenbudget: CHF 4 020 000.– 
Projektbeginn: April 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 404 239.– 





Beitrag an die Ständige Konferenz der Städte und Gemeinden (SCTM), Phase 1 
Ausgangslage: Serbien besitzt eine starke Zentralregierung; die lokalen Verwaltungen 
haben dementsprechend kaum Machtkompetenzen. Die mangelnde Koordination zwi-
schen der zentralen Verwaltung und den lokalen Behörden ist der Grund dafür, dass zwi-
schen den Landesregionen grosse Unterschiede herrschen, was den Reichtum und die 
Entwicklung anbetrifft. Eine Institution versucht diesem Ungleichgewicht entgegenzuwir-
ken: die Ständige Konferenz der Städte und Gemeinden Serbiens (SCTM). 
Ziele: Die SCTM repräsentiert die Interessen der verschiedenen Gemeinden und Städte 
gegenüber dem Machtzentrum in Belgrad. Die SCTM nimmt ihre Aufgaben als Bera-
tungsorgan und Interessenvertreterin wahr. Die lokalen Verwaltungen wiederum sollen ih-
re Interessen aktiver vertreten. 
Umsetzung: Die DEZA leistet einen institutionellen Beitrag an die SCTM für das Lob-





Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: Januar 2010 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 2 250 000.–  
Projektbeginn: Januar 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 644 937.– 





Gemeindeentwicklung in Süd- und Südwestserbien, Phase 1 
Ausgangslage: Serbien ist ein stark zentralisiertes Land, die politische und wirtschaftli-
che Macht liegt in Belgrad. Dies hat Konsequenzen für den Süden und Südwesten des 
Landes. Die Regionen sind betroffen von Armut und ethnischen Konflikten, die Infrastruk-
tur ist rudimentär. In Zusammenarbeit mit der EU knüpft dieses Programm an erfolgrei-
che Vorläuferprojekte an, welche die lokale Gouvernanz, die Gemeindeverwaltung sowie 
die regionale Infrastruktur im Südwesten Serbiens verbessert haben. 
Ziele: Die Schweiz trägt zur Gemeindeentwicklung zweier sensibler Regionen an der 
Grenze des Kosovo bei. 25 Gemeinden werden mit diesem Programm unterstützt. Alle 
Bevölkerungsgruppen erhalten einen leichteren Zugang zu besseren Gemeindedienst-
leistungen. 
Umsetzung: Die Schweiz trägt 20 Prozent der Gesamtkosten des Programms. Die Ge-
meinden werden in den Bereichen Führung und Planung unterstützt. Die wirtschaftliche 
und soziale Infrastruktur wird verbessert. UNOPS, das Büro für Projektdienste der Ver-
einten Nationen, setzt das Programm um. 
 
Land/Region: Serbien 
Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: Mai 2010 – März 2014 
Phasenbudget: CHF 4 215 000.– 
Projektbeginn: Mai 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 107 214.– 




Programm für Kinder mit Roma-Herkunft oder Behinderung – Integration durch 
Schulbildung, Phase 3 
Ausgangslage: Mangelnde Schulbildung ist in Serbien und Montenegro eine Hauptursa-
che für die grosse Armut. Ungefähr 80 000 Kinder im schulfähigen Alter besuchen keine 
Primarschule. Die meisten sind entweder Roma-Kinder oder behindert. Gemeinsam mit 
dem Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (Unicef), dem Schweizerischen Roten Kreuz 
und der NGO «Pomoć Deci» wurde ein Reformprojekt ins Leben gerufen, das in über 
sechzig Gemeinden die Schulabbrecherquoten senken konnte. Die Kinder können aus-
serdem bereits im Alter von drei bis fünf Jahren kostenlos eine Vorschule besuchen. 
Ziele: 15 000 Kinder sollen eine Primarschulausbildung erhalten. Der ärmste Bevölke-
rungsteil soll bis 2015 in das Schulsystem integriert sein. 
Umsetzung: Das Ministerium für Erziehung, Wissenschaft und technologische Entwick-
lung wirkt als Partner mit. Das Serbische Rote Kreuz unterstützt Vor- und Primarschulen 




Phasendauer: Juni 2013 – Mai 2017 
Phasenbudget: CHF 7 320 000.– 
Projektbeginn: Januar 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 5 990 000.– 





Reform des Justizsektors, Phase 1 
Ausgangslage: Die Lage des serbischen Justizsystems verschlechterte sich in den 
1990er-Jahren durch Faktoren wie Wirtschaftskrise, Krieg und internationale Sanktionen. 
Nach dem politischen Wandel im Jahr 2000 hat sich immer noch wenig geändert: Politi-
ker ernennen Richter, um ihre eigenen Interessen durchzusetzen, und sogenannte Ty-
coons haben die Kontrolle über die Justiz. Die Bürgerinnen und Bürger werden deshalb 
vom Rechtssystem nur wenig geschützt; sie vertrauen der Justiz kaum. 
Ziele: Der Justizsektor soll reformiert werden. Rechtsstaatlichkeit wird hergestellt, Kor-
ruption bekämpft und die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen werden verbessert. Das 
gesetzliche und institutionelle Umfeld der Judikative soll gestärkt und die Organisation 
der Gerichte und Staatsanwälte angepasst werden. 
Umsetzung: Seit Projektstart konnten einige Erfolge erzielt werden: Die serbischen Ge-
richte arbeiten effizienter im Vergleich zum Vorjahr, die Prozesse dauern weniger lang, 
Gerichtsgebäude wurden behindertengerecht umgebaut und Gerichtsübersetzer werden 
eingesetzt. Die Weltbank verwaltet das Projekt und finanziert es mit einem Fonds. Sie un-
terstützt die serbische Regierung bei der Umsetzung. 
 
Land/Region: Serbien, Montenegro 
Sektor: Gouvernanz/Justiz 
Phasendauer: November 2008 – Dezember 2015 
Phasenbudget: CHF 1 160 000.– 
Projektbeginn: November 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 160 000.– 




Entwicklung der Privatwirtschaft in Südwestserbien, Phase 3 
Ausgangslage: Nachdem sich die serbische Wirtschaft jahrelang erfreulich entwickelte, 
hat die globale Wirtschaftskrise auch Serbien getroffen. Südwestserbien weist gerade bei 
Frauen und Jugendlichen eine landesweit überdurchschnittliche Arbeitslosenrate auf. 
Auch die Produktivität der kleinen und mittleren Unternehmen ist geringer. Die Haupt-
branchen von jungen Menschen und Frauen dort sind der Tourismus und die Landwirt-
schaft respektive traditionelle Produkte; sie werden deshalb von der DEZA gefördert. 
Ziele: 1000 neue Vollzeitarbeitsstellen im Tourismus in der Landwirtschaft und Herstel-
lung traditioneller Produkte werden geschaffen in 25 ländlichen und abgelegenen Ge-
meinden von vier südwestserbischen Bezirken. 
Umsetzung: Die «Regional Development Agency Zlatibor» in Užice setzt das Programm 
um. Die Tourismusbranche müssen ihre Feriendestinationen und die Produzenten ihre 
traditionellen Produkte inner- und ausserhalb der Landesgrenzen besser vermarkten und 
stärker mit den Behörden zusammenarbeiten. Ferner braucht es im Tourismus gute Per-




Sektor: Ländliche Entwicklung 
Phasendauer: Juni 2013 – Mai 2017 
Phasenbudget: CHF 3 200 000.– 
Projektbeginn: Oktober 2007 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 871 654.– 




Verbesserung der sozialen Integration, Phase 2 
Ausgangslage: Aufgrund der Wirtschaftskrise steigt die Armut in Serbien wieder an, 
nachdem sie zuvor stetig abnahm. Eine Politik der sozialen Integration (SI) der serbi-
schen Zentralregierung sieht vor, die am stärksten betroffenen Gesellschaftsgruppen wie 
Arbeitslose, Roma, Jugendliche und Flüchtlinge mittels Bildung und Beschäftigung sozial 
besser zu integrieren. Es wurde beispielsweise ein neues Gesetz über die Grundausbil-
dung entworfen. Die Regierung hat zudem für eine intensivere Zusammenarbeit mit der 
Bevölkerung ein entsprechendes Büro aufgebaut und ihr Generalsekretariat erneuert. 
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Ziele: Die soziale Integration der randständigen Bevölkerungsgruppen in Serbien soll 
sich bessern, indem griffige politische Massnahmen auf nationaler und lokaler Ebene ge-
troffen werden. 
Umsetzung: Der stellvertretende Premierminister für Europäische Integration koordiniert, 
überwacht und berichtet über die Umsetzung der SI-Politik. Unterstützt wird er dabei von 
einem Projektmanager und SIPRU, der Einheit für soziale Integration und Armutredukti-
on. Die Arbeitsgruppe Soziale Integration hat die Aufgabe, die Sozialintegrationspolitik zu 




Phasendauer: Mai 2013 – April 2017 
Phasenbudget: CHF 3 988 000.– 
Projektbeginn: Juni 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 4 988 628.– 




Weiterbildung von Lehrkräften, Phase 4 
Ausgangslage: Bis 1990 investierte Serbien einen grossen Teil des Bruttosozialprodukts 
in die Bildung. Zwölf regionale Zentren waren für die Aus- und Weiterbildung der 
Lehrkräfte zuständig. Seit den 1990er-Jahren hingegen wurden die Unterrichtsmethoden 
und Schulbücher nicht mehr weiterentwickelt. 2001 erklärte die neue demokatische 
Regierung die Bildungsreform zu einer ihrer Prioritäten. 2009 haben sich mit dem neuen 
Fortbildungssystem gegen 50 000 Lehrpersonen weitergebildet. 
Ziele: Ein dezentrales System für berufliche Weiterbildung von Lehrkräften trägt zu einer 
erfolgreichen Bildungsreform bei. 
Umsetzung: Dieser Kredit dient der Stärkung des Zentrums für berufliche Bildung des 
Schulpersonals in Serbien. Das Zentrum ist eine von Regierungsstellen ausgegliederte 
administrative Einheit, welche die Fortbildung der Lehrkräfte auf Primar- und Sekundar-
stufe organisiert. Es erarbeitete die gesetzlichen Richtlinien und baute regionale Ausbil-
dungszentren für Lehrer, Schulpsychologen und -direktoren sowie administrative Mitar-
beitende. In dieser letzten Projektphase wird das System landesweit ausgedehnt. 
 
Land/Region: Serbien  
Sektor: Bildung 
Phasendauer: Juli 2010 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 2 920 000.– 
Projektbeginn: Juni 2002 
Bisherige Ausgaben: CHF 6 060 033.– 





Kleinaktionen des Kooperationsbüros Belgrad, Phase 13 
Ausgangslage: In Serbien leidet ein grosser Teil der Bevölkerung noch immer unter ho-
her Arbeitslosigkeit und einem tiefen Einkommen. NGOs werden von der Regierung nach 
wie vor vernachlässigt. Um innovative Projekte durchzuführen, sich mit der Armutsbe-
kämpfung zu beschäftigen und Regierungspraktiken kritisch zu hinterfragen, ist internati-
onale Unterstützung nötig. Kredite für Kleinaktionen bieten dabei einen grossen Vorteil. 
Sie ermöglichen es dem Kooperationsbüro der DEZA, sich in kurzfristigen Aktionen mit 
direkter und schneller Wirkung zu engagieren. 
Ziele: Kleinaktionen unterstützen klare Bedürfnisse der verletzlichsten Bevölkerungs-
gruppen wie Kinder, Behinderte und Roma. Kleine, aber interessante und innovative Pro-
jekte mit einem Nutzen für viele Menschen können realisiert werden. 
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Umsetzung: Mit diesen Kleinkrediten kann das Kooperationsbüro schnell und unbürokra-
tisch auf Bedürfnisse vor Ort eingehen. Die Kleinaktionen müssen auf lokaler Initiative 
beruhen und etwas zur Verbesserung der Menschenrechte oder der politischen, ökono-
mischen und sozialen Verhältnisse beitragen. Die Kredite für die Aktionen in der Höhe 
von maximal 20 000 Schweizer Franken können nur von der Leitung des Kooperations-




Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 200 000.– 
Projektbeginn: April 2001 




REGIONAL WESTBALKAN   
(BETRIFFT MINDESTENS ZWEI LÄNDER)  
 
 
* Inklusion der Romagemeinden, Phase 1 
Ausgangslage: Acht bis zwölf Millionen Roma leben in Europa. Soziale Diskriminierung 
und Intoleranz gegenüber ihnen ist weit verbreitet. Ein von den Vereinten Nationen ge-
startetes Programm hilft dafür zu sorgen, dass die nationalen Integrationsstrategien im 
Westbalkan umgesetzt werden. Die Schweiz finanziert die ersten zwei Jahre des Pro-
gramms und ermöglicht so einen sofortigen Start. 
Ziele: Die Lebensbedingungen der Roma-Bevölkerung in Albanien, Bosnien und Herze-
gowina, Kosovo, Mazedonien, Montenegro und Serbien sollen verbessert werden. 
Umsetzung: Es werden realistische Ziele auf nationaler Ebene bestimmt und in die loka-
len Entwicklungspläne aufgenommen. Die sozialen Probleme der Roma werden wissen-
schaftlich untersucht, um daraus geeignete politische Massnahmen zu gewinnen. Lokal 
erfolgreiche Integrierungsmethoden werden an anderen Orten wiederholt. Das Regional-
zentrum des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen in Bratislava (Slowakei) 
koordiniert das Programm. 
 
Land/Region: Westbalkan 
Sektor: Soziales und Infrastruktur 
Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 1 900 000.– 
Projektbeginn: Januar 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




* Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern, Phase 1 
Ausgangslage: Die Frauen im Westbalkan sind den Männern nicht gleichgestellt, was 
ihre wirtschaftliche Situation, Ausbildung oder ihren gesellschaftlichen Status anbelangt. 
Ein regionales Programm der Weltbank widmet sich diesem Thema und wird nun von der 
Schweiz mit einem finanziellen Beitrag unterstützt. Es analysiert die Gründe für die Be-
nachteiligung des weiblichen Geschlechts in Kosovo, Bosnien und Herzegowina sowie 
Serbien. 
Ziele: Sind die Gründe für die Diskriminierung der Frauen bekannt, wird dieses Wissen 
an die Regierung, Geber und Zivilgesellschaften weitergegeben, um so zu einer Gleich-
stellung der Frauen und Männer im Westbalkan beizutragen. 
Umsetzung: Eine öffentliche Debatte zu Genderthemen und geeignete politische Mass-




Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: Dezember 2012 – Dezember 2016 
Phasenbudget: CHF 2 000 000.– 
Projektbeginn: Dezember 2012 





* Regionaler Fonds zur Modernisierung der Gemeindedienste, Phase 1 
Ausgangslage: Die öffentlichen Dienste der südosteuropäischen Länder sind mit den-
selben Problemen konfrontiert, wenn es etwa um die Wasser- und Abfallbewirtschaftung 
oder wirtschaftliche Entwicklung geht. Dennoch tauschen sie untereinander kaum Erfah-
rungen aus. Die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit hat deshalb 
einen Offenen Regionalen Fonds («Open Regional Fund», kurz ORF) gegründet, um 
Projekte zur Modernisierung der Gemeindedienste zu beraten oder zu finanzieren, die 
über die Ländergrenzen hinausgehen.  
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Die DEZA beteiligt sich am Fonds, da fast die Hälfte ihrer Projekte im Westbalkan den 
Schwerpunkt der Dezentralisierung und lokalen Gouvernanz betrifft. 
Ziele: Öffentliche Dienste, die sich an den EU-Standards orientieren und eine transnatio-
nale und -kommunale Zusammenarbeit pflegen, tragen zu einer Demokratisierung und 
Stabilisierung Südosteuropas bei. 
Umsetzung: Um Beratung oder Finanzierungshilfen zu erhalten, müssen die regionalen 
Projekte von mindestens drei Partnern aus drei Ländern stammen. Sie empfangen ma-
ximal 500 000 Euro für zwei Jahre. 
 
Land/Region: Westbalkan 
Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: Februar 2013 – Februar 2016 
Phasenbudget: CHF 4 800 000.– 
Projektbeginn: Februar 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




Beitrag für das Europäische Roma-Informationsbüro (ERIO), Phase 1 
Ausgangslage: Roma bilden die grösste Minderheit in Europa, haben aber im Laufe ih-
rer Geschichte viel Diskriminierung und soziale Ausgrenzung erfahren. ERIO, das Euro-
päische Roma-Informationsbüro, ist offizieller Partner der Europäischen Union bei der In-
tegration dieser Minderheit in die EU und in die potenziellen EU-Beitrittsländer im West-
balkan. Die Organisation liefert fundierte Informationen, nimmt mit romaspezifischen 
Themen Einfluss auf die politische Agenda der EU und überwacht die Beitrittskandidaten 
dahingehend, ob sie die Rechte der Roma-Bevölkerung respektieren. Die Schweiz unter-
stützte ERIO bereits in einer erfolgreichen Kleinaktion. So wurde in den «Nationalen In-
tegrations-Strategien bis 2020» ein Roma-Paragraf eingefügt, der speziell die offiziellen 
und potenziellen EU-Beitrittsländer betrifft. 
Ziele: Die Roma-Minderheit soll in der EU sowie Ländern des Westbalkans, die der EU 
beitreten möchten, besser integriert werden. 
Umsetzung: ERIO wird darin unterstützt, dass sie die politischen Interessen der Roma 
vertritt. Zu diesem Zweck werden die Management- und Marketing-Kompetenzen der Or-
ganisation gestärkt. Themen wie Gender, Armut und Behinderung sollen besser in die 




Phasendauer: Dezember 2011 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 250 000.– 
Projektbeginn: Dezember 2011 
Bisherige Ausgaben: CHF 72 500.– 




Regionales Polizeiprogramm im Westbalkan, Phase 1 
Ausgangslage: Die organisierte Kriminalität in Südosteuropa ist ein gravierendes Prob-
lem. Sie ist seit den regionalen Konflikten aufgeblüht: Menschenschmuggel, Drogen- und 
Waffenhandel, Korruption und Geldwäsche bedrohen die Sicherheit der Bevölkerung. Um 
die organisierte Kriminalität effektiv und effizient zu bekämpfen, braucht es Polizeirefor-
men in der Region und eine Kooperation über die Landesgrenzen hinaus. Besonders gilt 
es, Kosovo in die Zusammenarbeit stärker einzubeziehen. Die Schweiz unterstützt seit 
1990 das westbalkanische Polizeikooperationsprogramm. 
Ziele: Das Programm hilft mit, die Sicherheitslage der Bevölkerung im Westbalkan und 
ganz Westeuropa zu verbessern. 
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Umsetzung: Für die strategische und praktische Polizeizusammenarbeit werden die Vo-
raussetzungen geschaffen, das heisst die Polizeizusammenarbeits-Konvention für Süd-
osteuropa wird umgesetzt. Regionale Initiativen und Projekte der Rechts- und Polizeiinsti-
tutionen werden gefördert, damit sie präventiv das organisierte Verbrechen bekämpfen 





Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2016 
Phasenbudget: CHF 5 680 000.– 
Projektbeginn: August 2011 
Bisherige Ausgaben: CHF 680 000.–  




Stipendiumsplätze für Postgraduierte aus dem Westbalkan, Phase 1 
Ausgangslage: Die Eidgenössische Stipendienkommission für ausländische Studieren-
de (ESKAS) bietet pro Jahr 15 bis 20 Stipendien für Nachdiplom-Studierende aus dem 
Westbalkan an. Um den akademischen Austausch zwischen der Schweiz und den West-
balkanländern zu vertiefen, bietet die DEZA weitere 20 Stipendiumsplätze an. Im Zeit-
raum zwischen 2010 und 2014 sollen zusätzlich 60 bis 80 Stipendiatinnen und Stipendia-
ten aus Serbien, Bosnien und Herzegowina, Mazedonien, Albanien, Montenegro und 
Kosovo neun Monate an einer Schweizer Universität studieren. 
Ziele: Die Zusammenarbeit zwischen akademischen Instituten der Westbalkanländer und 
der Schweiz soll sowohl quantitativ als auch qualitativ verstärkt werden. 
Umsetzung: Das Eidgenössische Departement für auswärtige Angelegenheiten (EDA) 
informiert die begünstigten Länder über das erweiterte Angebot. ESKAS bearbeitet die 





Phasendauer: Juli 2009 – Juni 2014 
Phasenbudget: CHF 1 600 000.– 
Projektbeginn: Juli 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 431 550.– 
Partner: Staatssekretariat für Bildung und Forschung; Schweizer Vertretungen in den  




Kernbeitrag an den Regionalen Kooperationsrat («Regional Cooperation Council»), 
Phase 2 
Ausgangslage: Eine gut funktionierende regionale Zusammenarbeit ist eine wichtige Vo-
raussetzung für die nachhaltige Stabilität und die europäische Integration der südosteu-
ropäischen Länder. Da die geografisch-politische Neugestaltung dieser Länder von nati-
onalistischer Propaganda und ethnischen Spannungen begleitet wird, ist eine Plattform 
für ihre Zusammenarbeit und die Vermittlung wichtig. Der seit dem Februar 2008 tätige 
Regionale Kooperationsrat («Regional Cooperation Council», RCC) ist die Nachfolge-
organisation des Stabilitätspakts für Südosteuropa. 
Ziele: Das Ziel des RCC ist die Stärkung der Zusammenarbeit der Länder Südosteuro-
pas und der EU sowie die Koordination mit den Ländern, welche die Organisation finan-
ziell unterstützen. Der Beitrag der Schweiz soll die Arbeit vom Generalsekretariat des 
RCC ermöglichen. 
Umsetzung: Der RCC mit Sitz in Sarajewo hat die Kernaufgaben des Stabilitätspakts 
übernommen. Dazu gehören die Förderung der regionalen Zusammenarbeit und die Un-
terstützung von Integration der Region in die EU und die Nato. Gleichzeitig dient der RCC 





Sektor: Konfliktprävention und -transformation 
Phasendauer: Januar 2011 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 456 750.– 
Projektbeginn: März 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 834 906.– 




Beitrag an den Roma Education Fund, Phase 6 
Ausgangslage: 2003 fand in Budapest eine Regionalkonferenz über die Situation der 
Roma im erweiterten Europa statt. Diese Konferenz hat die Jahre 2005 bis 2015 zum 
«Jahrzehnt der Roma» erklärt. Ein wichtiger Aspekt dieses Jahrzehnts ist die Schaffung 
eines Fonds für die Bildung der Roma-Kinder, des «Roma Education Fund» (REF). Im 
Studienjahr 2011/2012 erhielten 1081 Studierende ein Hochschulstipendium, 262 davon 
stammen vom Westbalkan. 
Ziele: Der Beitrag an den REF soll dabei helfen, den grossen Unterschied in der Bildung 
der osteuropäischen Roma und der übrigen Bevölkerung zu verkleinern. Auf diese Weise 
soll der Teufelskreis der Armut durchbrochen werden, in dem sich die Mehrheit dieser 
rund zehn Millionen Menschen befinden. 
Umsetzung: Der Stiftungsrat und das Büro des REF sind in Budapest beheimatet. Ihre 
Aufgabe ist es, neue nachhaltige Projekte entstehen zu lassen, sie auszuwählen und 
über ihre Umsetzung zu wachen. Seit Ende 2004 zahlt die DEZA einen Beitrag an den 
REF. In der Organisation vertreten wird sie von Alexander Wittwer, dem Schweizer Bot-




Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 2 273 000.– 
Projektbeginn: Dezember 2004 
Bisherige Ausgaben: CHF 6 328 360.– 




SCOPES: Wissenschaftliche Zusammenarbeit zwischen Osteuropa und der 
Schweiz – institutionelle Partnerschaften, Phase 3 
Ausgangslage: Internationale Zusammenarbeit ist ausschlaggebend für die Qualität ei-
nes Forschungssystems. Es ist deshalb in der jetzigen Umbruchphase sehr wichtig, dass 
die Forschungsinstitutionen und Forschenden ihre Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit 
ausbauen und sich weiter qualifizieren. 
Ziele: Forschungsgruppen und -institutionen in Osteuropa sollen mit diesem Projekt in 
die Lage versetzt werden, die Schwierigkeiten der Transition zu meistern, indem sie ihre 
Leistung steigern, qualitativ hoch stehende Forschung betreiben und stärker in internati-
onale Forschungsnetzwerke eingebunden sind. 
Umsetzung: Das Programm finanziert institutionelle Partnerschaften. Schweizer Partner 
unterstützen Forschungseinrichtungen in den Partnerländern bei ihren Umstrukturie-
rungs- und Modernisierungsprozessen auf institutioneller Ebene. Die DEZA und der 
Schweizerische Nationalfonds übernehmen für die Durchführung des vorliegenden For-
schungsprogramms je die Hälfte der Kosten. 
 
Land/Region: Regionalprogramm  
Sektor: Soziales und Infrastruktur 
Phasendauer: Juli 2013 – Dezember 2016 
Phasenbudget: CHF 8 000 000.– 
Projektbeginn: Januar 2005 
Bisherige Ausgaben: CHF 8 799 568.–  
Partner: Schweizerischer Nationalfonds, Dienst für Internationale Zusammenarbeit, For-
schungsinstitute der schweizerischen Hochschulen; osteuropäische Forschungsanstalten 
Projektnummer: 7F-04070.03 
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Demokratieförderung und grenzüberschreitende Kooperation in Südosteuropa 
(Regionaler Kooperationsrat), Phase 7 
Ausgangslage: Der Regionale Kooperationsrat (ehemals Stabilitätspakt) will die regiona-
le Zusammenarbeit in Südosteuropa stärken und die Region an die Strukturen der EU 
heranführen. Die Schweiz unterstützt unter anderem den Aufbau nationaler Gemeinde-
verbände in den Ländern Südosteuropas sowie deren regionales Netzwerk NALAS 
(«Network of Associations of Local Authorities from South-Eastern Europe»). Das Projekt 
fördert den Aufbau glaubwürdiger demokratischer Institutionen auf lokaler und regionaler 
Ebene. Das Netzwerk ist inzwischen für seine Mitglieder und die breite Bevölkerung zu 
einer wichtigen Informationsquelle für lokale und regionale Verwaltung geworden. 
Ziele: Die Gemeindebehörden sollen in der Lage sein, von der Bevölkerung nachgefragte 
Dienstleistungen zu erbringen und die Bürgerinnen und Bürger zu motivieren, sich am 
politischen Prozess zu beteiligen.  
Umsetzung: Das Sekretariat von NALAS in Skopje ist für die Gesamtkoordination ver-
antwortlich und setzt die Aktivitäten um. NALAS soll zur Hauptinformationsquelle für die 
lokalen Verwaltungen und ihre Verbände in der Region werden. 
 
Land/Region: Südosteuropa 
Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: Juli 2013 – Dezember 2017 
Phasenbudget: CHF 2 520 000.– 
Projektbeginn: September 2000 
Bisherige Ausgaben: CHF 3 419 063.– 





Unterstützung der Bildungsreforminitiative Südosteuropa   
(Regionaler Kooperationsrat), Phase 6 
Ausgangslage: Der Auf- und Ausbau von Grundschulbildung, Berufsbildung und 
universitärer Ausbildung sind für alle Länder Südosteuropas ein zentrales Thema. 
Deshalb gründete die «Task Force Education and Youth» (TFEY) des Stabilitätspakts 
2004 die «Education Reform Initative for South Eastern Europe» (ERI SEE). Diese 
koordiniert vor allem die regionale Vernetzung der Bildungsministerien Südosteuropas. 
Die Schweiz engagiert sich im Rahmen des Regionalen Kooperationsrats seit 2000 in 
diversen Projekten im Bildungsbereich.  
Ziele: Die Integration der südosteuropäischen Länder in die Bildungsprogramme Europas 
wird gefördert. 
Umsetzung: Das «ERI SEE»-Sekretariat in Zagreb ist seit Juni 2010 geschlossen; ein 
neues Büro wird in Belgrad aufgebaut. Das Zentrum für Bildungspolitik (CEP) übernimmt 
vorübergehend die Aufgabe, verschiedene Seminare, Studienbesuche, Studien und 
regionale Konsultationen durchzuführen und zweimal jährlich ein Treffen der Bildungs-




Phasendauer: Mai 2012 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 187 500.–  
Projektbeginn: Juli 2000 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 146 641.– 






Programm zur Förderung der Forschung in den Sozialwissenschaften, Phase 4 
Ausgangslage: Sozialwissenschaften sind für den demokratischen Transitionsprozess 
wichtig, da sie eine fundierte Abwägung der politischen Optionen erleichtern. In Südost-
europa werden sie allerdings stark vernachlässigt. 
Ziele: Die übergeordneten Ziele des Programms sind die Verbesserung des Übergangs 
zu einem demokratischen System und zur politischen Entscheidungsfindung. Konkret sol-
len die Forschungsmöglichkeiten vor allem der jungen Forscher und der Frauen verbes-
sert werden und die Zusammenarbeit der Forscher in Südosteuropa vorankommen. 
Umsetzung: Das Programm wird von einem Team der Universität Freiburg umgesetzt. 
Dieses fördert in dieser Phase 23 Forschungsprojekte der gesamten Westbalkan-Region, 
die sich mit der Transition beschäftigen. Themen sind: Migration, soziale Ungleichheiten 
und Sozialstaat, Gouvernanz und Dezentralisierung. Geleitet wird das Programm von ei-





Phasendauer: August 2013 – Dezember 2016 
Phasenbudget: CHF 7 600 000.–  
Projektbeginn: Oktober 2007 
Bisherige Ausgaben: CHF 7 500 000.– 
Partner: Universität Freiburg (Schweiz), Interfakultäres Institut für Mittel- und Osteuropa 




Ausbildung von Fachleuten aus dem Gesundheitswesen, Phase 6 
Ausgangslage: Die Gesundheitssysteme der meisten Länder Osteuropas befinden sich 
im Übergang zu modernen, dezentralisierten Systemen. Unter anderem werden nach-
haltige Gesundheitsversicherungen aufgebaut und die Bewirtschaftung der Infrastruktur 
verbessert. Medizinisches Personal wird in den Bereichen Gesundheitsmanagement 
und -administration weitergebildet. 
Ziele: Ziel des Projekts sind effiziente Gesundheitswesen in den Transitionsländern Ost-
europas. 
Umsetzung: Mehr als 350 medizinische Fachleute überwiegend aus Rumänien, Bulga-
rien, Albanien und aus Moldova nahmen an Sommerkursen in der Schweiz teil. Das Pro-
gramm richtet sich an Fachleute und Führungskräfte, die im Gesundheitswesen tätig sind 
(Spitäler, Verwaltungen usw.). Themen wie die Entwicklung des Gesundheitswesens  
oder Möglichkeiten der Zusammenarbeit werden erläutert. Das Tropen- und Public 
Health-Institut Basel beteiligt sich neben der Universität von Lugano sowie der «Swiss 
School of Public Health» (SSPH+) an den Sommerkursen. Die Teilnehmenden aus den 
osteuropäischen Ländern werden von den jeweiligen Kooperationsbüros in Chiᶊinǎu, 
Duschanbe, Kiew, Minsk, Priština, Sarajewo, Skopje, Tirana sowie Wladikawkas vorge-
schlagen und ausgewählt. 
 
Land/Region: Südosteuropa (Regionaler Kooperationsrat) 
Sektor: Gesundheit; Bildung 
Phasendauer: Mai 2010 – April 2013 
Phasenbudget: CHF 700 000.– 
Projektbeginn: Mai 1996 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 759 455.– 




Schweizer Kulturprogramm Pro Helvetia im Westbalkan, Phase 14 
Ausgangslage: Die DEZA erachtet die Kultur als wichtig für soziale und wirtschaftliche 
Entwicklungsprozesse. Sie unterstützt in Osteuropa und dem Balkan seit 1990 ein Kul-
turprogramm. Standen zu Beginn die Staaten Mitteleuropas im Fokus, liegt der Schwer-
punkt heute im Westbalkan. 
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Ziele: Mit der Förderung von kulturellen Initiativen und Organisationen soll die regionale 
Zusammenarbeit gestärkt werden. Übergeordnete Ziele sind die Förderung der Mei-
nungsfreiheit, der friedlichen Konfliktbewältigung und die Beachtung von Minderheiten. 
Umsetzung: Pro Helvetia leitet das Programm über die regionale Programmleitung in 
Sarajewo. Förderbeiträge werden an kulturelle Zusammenarbeitsprojekte geleistet, die 
mindestens zwei Länder des Westbalkans einbeziehen. Die lokalen Büros unterstützen 
zudem Kleinaktionen von Kulturschaffenden und kulturellen Organisationen. 
 
Land/Region: Westbalkan 
Sektor: Kultur; Gouvernanz/allgemein 
Phasendauer: Januar 2010 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 4 263 000.– 
Projektbeginn: Januar 1990 
Bisherige Ausgaben: CHF 54 360 908.– 




Beiträge an Projekte schweizerischer Jugendorganisationen, Phase 13 
Ausgangslage: Jugendliche in Südosteuropa stehen unter immer mehr wirtschaftlichem 
und sozialem Druck. Eine staatliche Jugendpolitik ist erst am Entstehen, die neuen 
Jugendorganisationen sind noch kaum vernetzt. In der Schweiz leben zudem viele 
Jugendliche aus diesen Ländern, die Mühe haben, sich zu integrieren. Sie leben 
zwischen zwei Kulturen und müssen die kriegsbedingten Traumata in ihren Familien 
überwinden. 
Ziele: Die Verständigung zwischen Jugendlichen im Westbalkan und in der Schweiz wird 
gefördert. Die Jugendlichen werden dabei unterstützt, die Gesellschaft aktiv mitzugestal-
ten und konstruktiv auf Transformations- und Demokratisierungsprozesse einzuwirken. 
Umsetzung: Mit einmaligen Beiträgen bis 10 000 Schweizer Franken finanziert die DEZA 
Projekte von den Jugendorganisationen. Die Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände 
(SAJV) übernimmt die Ausschreibung und Bewilligung von Projektbeiträgen. 
 
Land/Region: Südosteuropa 
Sektor: Soziales und Infrastruktur; Gouvernanz 
Phasendauer: März 2011 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 375 330.–  
Projektbeginn: April 1992 
Bisherige Ausgaben: CHF 6 141 758.– 










* Reform der medizinischen Aus- und Weiterbildung, Phase 1 
Ausgangslage: 1995 begann Kirgisistan, den Gesundheitssektor zu reformieren. So 
wurde etwa die Familienmedizin eingeführt. Doch wie es in der Sowjetunion üblich war, 
bildete man weiterhin hochspezialisierte Ärzte aus. Dieses Projekt reformiert die medizi-
nische Aus- und Weiterbildung. Ein neues Medizinstudium zum «Allgemeinpraktizieren-
den» wurde lanciert. Auch die medizinische Weiterbildung wird nun modernisiert. 
Ziele: Die Gesundheitsversorgung wird landesweit und besonders in den ländlichen Ge-
bieten verbessert, indem die medizinische Aus- und Weiterbildung an internationale 
Standards angepasst wird. 
Umsetzung: Die Studierenden erhalten ein Trainingszentrum, um ihre praktischen Fä-
higkeiten zu verbessern, und eine elektronische Bibliothek. Lehrkräfte in allen medizini-
schen Ausbildungsinstitutionen werden auf der Basis des neuen allgemeinpraktischen 
Studiengangs umgeschult. Auch die Weiterbildung für Familienmediziner und Pflegefach-




Phasendauer: April 2013 – März 2014 
Phasenbudget: CHF 850 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: April 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 
Partner: Hôpitaux Universitaires de Genève; Kirgisische Staatliche Medizinische Akade-
mie (KSMA), Kirgisisches Staatliches Medizinisches Institut für Medizinische Fort- und 




* Dezentralisierung der Spitalführung, Phase 1 
Ausgangslage: Seit mehr als 15 Jahren ist Kirgisistan daran, den Gesundheitssektor zu 
verbessern. Zahlreiche Erfolge wurden bereits erzielt. Die knappen finanziellen Ressour-
cen im Gesundheitsbereich werden jedoch ineffizient verwendet. Die medizinischen Ein-
richtungen im Land arbeiten nicht selbstverantwortlich, die Spitaldirektoren erhalten ihre 
Anweisungen zentral vom Gesundheitsministerium. Die Schweiz unterstützt das Ministe-
rium jetzt dabei, die Autonomie der medizinischen Einrichtungen landesweit auszubauen. 
Ziele: Die Qualität der medizinischen Dienstleistungen soll gesteigert werden, indem die 
Spitäler im Land als eigenständige Betriebe geführt werden. 
Umsetzung: Das Projekt umfasst drei Ebenen: Die Landesregierung muss die gesetzli-
che Basis schaffen, damit die Spitäler selber unternehmerische Entscheidungen treffen 
können. Auf Bezirksebene werden sie von Aufsichtsräten überwacht. Die Spitaldirektoren 
und ausgewählte Mitarbeitende erhalten ein Managementtraining in den Bereichen Fi-




Phasendauer: August 2013 – Mai 2014 
Phasenbudget: CHF 400 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: August 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 






* KMU-Förderung in den Südprovinzen Alai und Chong-Alai, Phase 1 
Ausgangslage: Die politischen Unruhen im Juni 2010 haben gezeigt, dass zwischen den 
Gebirgsregionen und den Hauptstädten enorme Unterschiede in der wirtschaftlichen 
Entwicklung bestehen. Die arme junge Landbevölkerung hofft in den Grossstädten – 
meist vergeblich – Arbeit zu finden. So wird die urbane Infrastruktur stark belastet und es 
bilden sich Armutsgürtel um die Metropolen. Es braucht die lokalen kleinen und mittleren 
Unternehmen, um die Wirtschaft in den Gebirgsregionen anzukurbeln. Sie schaffen neue 
Arbeitsplätze und bieten damit eine berufliche Perspektive für die jungen Arbeitslosen. 
Ziele: Die Privatwirtschaft in den zwei rückständigsten Provinzen Alai und Chong-Alai mit 
insgesamt 100 000 Einwohnern wird gefördert, so dass neue Unternehmen und damit 
Jobs entstehen. Die ethnischen Spannungen zwischen Kirgisen und Usbeken im Süden 
des Landes sollen damit entschärft werden. 
Umsetzung: Da die Landwirtschaft 20 Prozent zum Bruttoinlandsprodukt beiträgt, wer-
den die KMU dieser Branche gefördert. Ihre Produkte müssen besser vermarktet werden 
und mehr verbindliche Verträge abgeschlossen werden. Ausserdem sollen die KMU lang-
fristige Strategien entwickeln. 
 
Land/Region: Kirgisistan 
Sektor: Ländliche Entwicklung 
Phasendauer: Dezember 2012 – März 2014 
Phasenbudget: CHF 570 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: Dezember 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




* Nationale Bewirtschaftung der Wasserressourcen, Phase 1 
Ausgangslage: Kirgisistan hat 2005 ein Wassergesetz verabschiedet, das auf den Prin-
zipien einer integrierten Bewirtschaftung von Wasserressourcen basiert, das heisst die 
nachhaltige Wassernutzung bezweckt. Doch wegen politischer Unruhen in den folgenden 
Jahren konnte das Land das Gesetz noch nicht umsetzen. Mit diesem Projekt, das die 
Weltbank hauptsächlich finanziert, wird dies nun möglich.  
Ziele: Die Wasser- und Energieressourcen in der Region zu sichern beugt Konflikte vor 
und fördert die wirtschaftliche Entwicklung respektive mindert die Armut der ländlichen 
Bevölkerung. 
Umsetzung: Ein System zum Austausch von Information über die Wasserressourcen 
sowie ein Bewilligungsprozedere zur Abwasserentsorgung und zum Wasserverbrauch 
werden aufgebaut. Das Departement für Wasserressourcen und Bodenverbesserung er-
probt bei sechs Be- und Entwässerungsanlagen für 60 000 Hektaren Land die Verwal-
tung nach modernen Führungs-, Betriebs- und Unterhaltsverfahren. Die Wassernutzeror-
ganisationen werden darin unterstützt, ihre Be- und Entwässerungssysteme selber zu 




Phasendauer: Januar 2013 – Juni 2017 
Phasenbudget: CHF 8 800 000.– 
Projektbeginn: Januar 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 







Polizeiausbildung in Südkirgisistan, Phase 2 
Ausgangslage: Im Juni 2010 gerieten kirgisische und usbekische Jugendgruppen in 
Osch aneinander, der zweitgrössten Stadt im Süden des Landes. In der Folge wurden 
393 Personen getötet, Tausende verletzt und 400 000 Menschen verloren ihr Zuhause. 
Diese schweren Unruhen gehen auf drei Sicherheitsthemen zurück, die in diesem Projekt 
behandelt werden: Erstens soll die kirgisische Polizei die Menschenrechte besser schüt-
zen. Zweitens gilt es, das Vertrauen der Bevölkerung in die Polizei zu stärken. Und drit-
tens soll die Polizei auch Angehörige von Minderheiten anstellen. Die OSZE, die Organi-
sation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, unterstützt die kirgisischen 
Behörden bei ihrem Reformbestreben. Die letzte Phase hat gezeigt, dass das Projekt gut 
angenommen wird. 
Ziele: Die kirgisische Polizei soll für die Sicherheit aller Gesellschaftsteile und Ethnien 
sorgen. 
Umsetzung: Inzwischen werden Polizeikorps von 13 Distrikten beraten. Es kommen in 
der zweiten Phase zwei neue Distrikte hinzu. Internationale Polizeiberater sowie ein lokal 
rekrutiertes Programmteam sind präsent.  
 
Land/Region: Kirgisistan 
Sektor: Konfliktprävention und -transformation 
Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2015 
Phasenbudget: CHF 1 500 000.– 
Projektbeginn: April 2011 
Bisherige Ausgaben: CHF 605 000.– 




Abfallentsorgung und Infektionskontrolle in Spitälern, Phase 2 
Ausgangslage: Viele kirgisische Krankenhäuser sammeln ihre medizinischen Abfälle of-
fen auf dem Spitalgelände; diese werden anschliessend in die Abfalldeponien der Ge-
meinden abtransportiert. Die gesundheitliche Gefahr ist dementsprechend gross. Ein wei-
teres Gesundheitsrisiko ist, dass das Spitalpersonal die Spritzen und Nadeln von Hand 
mit Chlor desinfiziert. Das Personal kann sich dabei über Schnittverletzungen mit Infekti-
onskrankheiten anstecken. Ein Modell zur Abfallentsorgung und Infektionskontrolle wurde 
inzwischen in Spitälern von Talas und Naryn erfolgreich erprobt. 
Ziele: Hauptziel ist es, die Entsorgung medizinischer Abfälle im ganzen Land zu verbes-
sern und das Infektionsrisiko in den Spitälern zu reduzieren. 
Umsetzung: Kontrollmassnahmen gegen das Infektionsrisiko werden neu nicht nur in 
den zehn Geburtskliniken von Naryn und Talas getroffen, sondern auch in den Spitälern 




Phasendauer: April 2011 – März 2014 
Phasenbudget: CHF 3 252 760.–  
Projektbeginn: Dezember 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 480 000.– 
Partner: Schweizerisches Rotes Kreuz (SRK), Bern; Republican Centre for Infection 




Lokale Selbstverwaltung der Gemeindebudgets, Phase 1 
Ausgangslage: Die kirgisische Regierung investiert seit dem letzten Jahr in die regionale 
Entwicklung und fördert die lokalen Selbstverwaltungen, indem die öffentlichen Finanzen 
dezentral verwaltet werden. Wie die Bevölkerung auf lokaler Ebene in die Finanzverwal-
tung und Budgetierungsprozesse einbezogen werden kann, ist Kern dieses Projektes. 
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Ziele: 131 von insgesamt 457 «Aiyl Okmotus» (AOs) – womit die ländlichen Gemeinden 
gemeint sind – sollen über genug Personal und Finanzen verfügen, um die öffentlichen 
Dienste für ihre Einwohnerschaft wahrnehmen und ihre Haushaltsbudgets effektiv und ef-
fizient führen zu können. 
Umsetzung: Die Dezentralisierung schreitet durch verbesserte Gesetze voran. Die Ein-
wohner lernen, Vertrauen in die lokalen Behörden zu gewinnen und realistische Forde-
rungen an diese zu stellen. Bürgerinnen und Bürger sollen erkennen, dass sie die Budge-




Sektor: Gouvernanz; Demokratisierung/Dezentralisierung 
Phasendauer: November 2011 – März 2015 
Phasenbudget: CHF 2 910 000.– 
Projektbeginn: November 2011 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.–  
Partner: Development Policy Institute, Staatliche Agentur für Regionale Entwicklung,   




Budgethilfe für das Gesundheitsreform-Projekt Kirgisistans, Phase 4 
Ausgangslage: Seit 1999 engagiert sich die Schweiz bei der Reformierung des kirgisi-
schen Gesundheitssektors. Durch die Einführung von Familienmedizin und einer gesetz-
lichen Krankenversicherung ist nun die medizinische Grundversorgung für 95 Prozent der 
Bevölkerung zugänglich. Das Ziel der Gesundheitsreform von 2012 bis 2016 lautet, die 
Qualität der Gesundheitsdienste zu steigern. Die Schweiz garantiert zusammen mit ande-
ren Entwicklungspartnern mit ihrem finanziellen Ko-Beitrag die Kontinuität des Reform-
projekts. 
Ziele: Der Gesundheitszustand der kirgisischen, vor allem der ländlichen Bevölkerung 
soll besser werden. 
Umsetzung: Die Finanzverwaltung, wofür das Gesundheitsministerium zuständig ist, soll 
verbessert werden. Das Departement wird dabei von der Weltbank kontrolliert. Die Welt-




Phasendauer: Oktober 2012 – Dezember 2016 
Phasenbudget: CHF 13 815 000.– 
Projektbeginn: Januar 2006 
Bisherige Ausgaben: CHF 11 880 000.– 
Partner: Weltbank (Treuhandfonds), WHO; Ministerien für Gesundheit und Finanzen Kir-




Rechtliche Unterstützung der Landbevölkerung, Phase 6 
Ausgangslage: Die Bodenreform und Privatisierung des Landes führt seit Beginn der 
1990er-Jahre zu Streitigkeiten unter den Bauern. Eine wichtige Aufgabe in diesem Zu-
sammenhang ist es, die Information und die Fähigkeiten der Behörden und der Bevölke-
rung im Rechtsbereich zu verbessern, die Korruption zu bekämpfen und die Wissens-
lücken des Rechtspersonals zu schliessen. Auf allen diesen Ebenen konnten in den 
letzten Jahren durch den Rechtsbeistand Fortschritte erzielt werden. Dieser wird von der 
öffentlichen Organisation LARC («Legal Assistance for Rural Citizens») angeboten. Lan-
desweit gibt es 22 Büros. 
Ziele: Die Landbevölkerung erhält leichter Zugang zum Rechtssystem und entwickelt so 
etwas wie eine «Rechtskultur». LARC soll zu einer unabhängigen und nachhaltigen NGO 
werden, die landesweit preiswerte Rechtsdienste anbietet für ärmere Klienten. 
Umsetzung: LARC ist für die Projektumsetzung verantwortlich. In dieser letzten Phase 






Phasendauer: Januar 2011 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 1 800 000.–  
Projektbeginn: Januar 2000 
Bisherige Ausgaben: CHF 6 900 000.– 




Gesundheitsförderung in den ländlichen Gemeinden, Phase 6 
Ausgangslage: Vor allem abgelegene Gebiete Kirgisistans leiden unter der Ausbreitung 
von ansteckenden Krankheiten, oftmals ausgelöst durch mangelnde Hygiene und unge-
nügende Vorbeugung. Seit 1999 beteiligt sich die Schweiz an der Umsetzung des staatli-
chen Programms zur Reform des Gesundheitswesens – ein Prozess, an dem viele inter-
nationale Geber beteiligt sind. Der Schweizer Beitrag ermöglichte in den fünf wichtigsten 
Spitälern der Region Naryn dringend nötige Verbesserungen der Infrastruktur. Zudem 
wurde das Personal in grundlegenden Hygiene- und Spitalmanagement-Fragen weiter-
gebildet und die Behörden und Bevölkerung mit Gesundheitskampagnen sensibilisiert. 
Ziele: Das kirgisische Gesundheitswesen wird reformiert. Die Gesundheit der Bevölke-
rung in den ländlichen Landesregionen soll sich verbessern. 
Umsetzung: Die regionalen Erfolge in Naryn haben heute Modellcharakter und wurden 
auf weitere Landesteile übertragen. Umgesetzt wird das Projekt vom Schweizerischen 
Roten Kreuz. In dieser Phase werden 1300 Gesundheits-Komitees in den Gemeinden 




Phasendauer: April 2011 – März 2014 
Phasenbudget: CHF 4 865 000.–  
Projektbeginn: November 1999 
Bisherige Ausgaben: CHF 15 500 000.– 
Partner: Schweizerisches Rotes Kreuz (SRK), Bern; Republican Center for Health   








* Beitrag zur Verbesserung der Gesundheitsversorgung in Transnistrien, Phase 1 
Ausgangslage: Zwar engagiert sich die Schweiz schon seit 2005 dafür, die medizinische 
Grundversorgung in Moldova zu verbessern, doch in Transnistrien, einer abgespaltenen 
Region im Osten des Landes, konnten aufgrund des politischen Konflikts bisher nur ver-
einzelt Projekte umgesetzt werden, obschon Handlungsbedarf besteht. Es mangelt an 
moderner Infrastruktur, Personal und Geld im Gesundheitswesen. Im Rahmen eines Ver-
trauensbildungsprogramms der Vereinten Nationen, das sich um eine bessere Situation 
Transnistriens in fünf Themengebieten bemüht – Zivilgesellschaft, Wirtschaft, Infrastruk-
tur, Umwelt und Gesundheit –, leistet die Schweiz nun einen finanziellen Beitrag für den 
Gesundheitssektor. 
Ziele: Die medizinische Versorgung für die transnistrische Bevölkerung soll sich bessern. 
Umsetzung: In dieser ersten Phase werden die Frauenkliniken neu ausgestattet, so dass 
die medizinische Versorgung für Mütter und Kinder vor, während und nach der Geburt 




Phasendauer: November 2013 – Oktober 2015 
Phasenbudget: CHF 1 432 000.– 
Projektbeginn: November 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 
Partner: Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP); moldavisches Ge-




* Reform der psychosozialen Gesundheitsversorgung Phase 1 
Ausgangslage: 20 Prozent der Krankheiten in der Bevölkerung Moldovas betreffen die 
psychische Gesundheit. Die Suizidrate bei Männern ist in den letzten zehn Jahren ange-
stiegen und war 2010 doppelt so hoch als der europäische Durchschnitt. Das bestehende 
psychosoziale Gesundheitssystem weist grosse Mängel auf, wie zu wenige Spezialisten 
oder ein kleines Budget, das sich zudem lediglich auf einzelne grosse psychiatrische Kli-
niken verteilt. Die DEZA, welche sich zuvor bereits an einem Pilotprojekt für kommunale 
psychosoziale Zentren beteiligt hat, unterstützt nun den Staat bei der Reformierung der 
nationalen Grundversorgung für psychisch Erkrankte. 
Ziele: Der Gesundheitszustand der psychisch Kranken verbessert sich, indem die psy-
chosozialen Dienstleistungen modernisiert und landesweit kommunale Zentren aufgebaut 
werden. 
Umsetzung: Familienärzte werden im Bereich der mentalen Gesundheit weitergebildet. 
Ein Netzwerk kommunaler Zentren wird aufgebaut. Dort arbeiten Psychiater, Psycholo-





Phasendauer: Mai 2013 – April 2014 
Phasenbudget: CHF 200 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: Mai 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 






* Stärkung der Gouvernanz in der Gesundheitspolitik, Phase 1 
Ausgangslage: Seit der Unabhängigkeit reformiert Moldova den Gesundheitssektor. Ei-
nige Gesundheitsindikatoren haben sich verbessert, doch sollte die Qualität der medizini-
schen Versorgung für alle Bevölkerungsgruppen noch gesteigert werden. Die Weltge-
sundheitsorganisation (WHO), die Weltbank und die Europäische Union haben das 
moldavische Gesundheitsministerium bei der Verbesserung der Gesundheitsverwaltung 
bisher dabei unterstützt. Da sich die EU nun mehr dem Wirtschaftssektor zuwendet, 
übernimmt das DEZA eine aktive Rolle auf gesundheitspolitischer Ebene. 
Ziele: Neue politische Massnahmen werden getroffen und schnell und transparent um-
gesetzt. Sie gründen auf realistischen Strategieplänen und einer soliden Datenbasis. 
Umsetzung: Die WHO ist verantwortlich für das Projekt. Studien zu der Finanzierung des 
Gesundheitswesens, Qualität von medizinischen Dienstleistungen und Infrastruktur lie-
fern die nötigen Informationen für gesundheitspolitische Entscheidungen. Die Umsetzung 
der Politik wird überwacht und evaluiert. Transparenz darüber erhält die Bevölkerung 





Phasendauer: September 2013 – August 2015 
Phasenbudget: CHF 1 400 000.– 
Projektbeginn: September 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




* Förderung der Landesentwicklung durch zirkuläre Migration, Phase 1 
Ausgangslage: Mehr als ein Viertel der aktiven Bevölkerung Moldovas lebt im Ausland. 
Die massive Auswanderung hat zur Folge, dass Moldova immer mehr Know-how verliert. 
Die Geldüberweisungen aus dem Ausland in die Heimat machen nur 10 Prozent der In-
vestitionen aus. Es gilt, mit politischen Massnahmen, Finanzprodukten und Dienstleistun-
gen, die speziell auf die Migranten zugeschnitten sind, die qualifizierten Arbeitskräfte 
wieder ins Land zurück zu holen. 
Ziele: Nationale und lokale Behörden entwickeln Praktiken zirkulärer Migration. Das be-
deutet, sie treffen Massnahmen, die ausgewanderte qualifizierte Arbeitskräfte zur Rück-
kehr respektive zu Investitionen in Moldova bewegen. Negative Folgen wegen illegaler 
Migration werden reduziert. 
Umsetzung: Produkte und Dienstleistungen speziell für Migranten werden eingeführt und 
getestet. Es handelt sich dabei etwa um Finanzprodukte wie Internetbanking oder Lang-
zeit-Festgeldanlagen. Des Weiteren begleiten Dienstleistungszentren, sogenannte «One-




Phasendauer: Mai 2013 – Dezember 2015 
Phasenbudget: CHF 650 000.– 
Projektbeginn: Mai 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




* Verbesserung der Gesundheit von Müttern und ihren Kindern, Phase 1 
Ausgangslage: Mehr als doppelt so viele Kinder sterben in Moldova als im europäischen 
Durchschnitt, auch die Müttersterblichkeitsrate ist sehr hoch. Zwei Drittel der neonatalen 
Todesfälle sind auf menschliches Versagen zurückzuführen. Das liegt unter anderem 
auch daran, dass die medizinische Ausbildung zu wenig praktisch ausgelegt ist. Dieses 
Projekt unterstützt das Simulationstrainingszentrum an der medizinischen Universität. 
Das Zentrum ermöglicht es Studierenden und Familienärzten, ihre praktischen Fähigkei-
ten zu trainieren in den Bereichen Geburtshilfe, Neonatologie, Gynäkologie und kinder-
ärztliche Notfälle. 
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Ziele: Das Projekt soll dazu beitragen, dass die Kinder- und Müttersterblichkeitsraten 
sinken, indem ein Simulationstraining zu besseren praktischen Fähigkeiten des medizini-
schen Personals führt. 
Umsetzung: Die Mutter-Kind-Abteilung des Simulationszentrums wird ausgerüstet, bei-




Phasendauer: Mai 2013 – April 2015 
Phasenbudget: CHF 1 200 000.– 
Projektbeginn: Mai 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 





Renovierung des Tuberkulose-Spitals in der Stadt Bălți, Phase 1 
Ausgangslage: Täglich erhalten zehn Menschen in Moldova die Diagnose Tuberkulose, 
einer stirbt sogar an dieser Lungenkrankheit, weltweit sind es schätzungsweise 4500 
Personen. Gerade die multiresistente Tuberkulose, kurz MDR-TB, stellt eine zunehmen-
de Bedrohung dar. Moldova hat darum als eines von 53 europäischen Ländern den Akti-
onsplan gegen die Tuberkulose bis 2015 unterzeichnet. Die Hauptziele sind: 
– 20 Prozent weniger MDR-TB-Fälle 
– 85 Prozent der MDR-TB-Fälle werden korrekt diagnostiziert 
– 75 Prozent der MDR-TB-Patienten werden erfolgreich behandelt 
In Moldova gibt es vier Institutionen, die Tuberkulose behandeln können. Deren Infra-
struktur ist jedoch mangelhaft und veraltet. Das Tuberkulose-Spital in Bălți, das zudem 
stark überbelegt ist, gehört dazu. 
Ziele: Bei 650 Tuberkulose-Patienten des Spitals verbessert sich ihre Gesundheit signifi-
kant. Die Infrastruktur im Spital wird modernisiert. 
Umsetzung: Caritas Moldova überwacht die Sanierung des Tuberkulose-Spitals. Die 
Fenster und Türen werden erneuert, mehr als 170 neue Betten angeschafft, 900 Quad-




Phasendauer: Juni 2012 – August 2013 
Phasenbudget: CHF 200 000.– 
Projektbeginn: Juni 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




Haushaltserfassung 2012/2013, Phase 1 
Ausgangslage: Unicef hat Mitte der 1990-er Jahre erstmals das Instrument der «Multiple 
Indicator Cluster Surveys», kurz MICS, verwendet, um die Situation der Kinder und Frau-
en anhand sozialer Indikatoren und statistischer Daten weltweit miteinander vergleichen 
zu können. Mittlerweile wurden 200 MICS in 100 Ländern durchgeführt – seit 2000 betei-
ligt sich auch Moldova daran. Die DEZA unterstützt die Haushaltserfassung für 
2012/2013, da sie auf diese Weise die Wirksamkeit ihrer Programme in den Bereichen 
Gesundheit von Müttern und Kindern sowie Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
besser ermessen kann. 
Ziele: Die Erfassung der Daten zu Fragen der Gesundheit, Ernährung, Bildung und Si-
cherheit ermöglicht es, die Situation der Kinder und Frauen im Land zu erheben. Auf die-
ser soliden Basis können geeignete politische Entscheidungen zugunsten der Gesund-
heit von Mutter und Kind getroffen werden. 
Umsetzung: Nach der Haushaltserfassung in Moldova, hat sich nun auch Transnistrien 
zu einer Teilnahme entschlossen. Bis Januar 2014 werden die Daten gesammelt, an-





Phasendauer: März 2012 – Oktober 2014 
Phasenbudget: CHF 398 500.– 
Projektbeginn: März 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 180 000.– 
Partner: Unicef Moldova, Gesundheitsministerium, Nationales Zentrum für allgemeine 




Entwicklung von EU-konformen Richtlinien zum Wasserschutz, Phase 1 
Ausgangslage: Im Dezember 2011 hat das moldavische Parlament ein neues Wasser-
gesetz verabschiedet, das die Wasserqualität, die Bewirtschaftung der Flusseinzugsge-
biete und den Schutz der Trinkwasserquellen regelt. Dieses Gesetz ist aber nur teilweise 
auf die europäischen Standards abgestimmt. Das Umweltministerium hat deshalb das 
Kooperationsbüro in Chiᶊinǎu um Unterstützung bei der Entwicklung von EU-konformen 
Richtlinien angefragt. 
Ziele: Die Bevölkerung von Moldova erhält Zugang zu sauberem Trinkwasser und hygie-
nischen Sanitäreinrichtungen. Somit werden durch Wasserverschmutzung verursachte 
Krankheiten reduziert. 
Umsetzung: Es werden Richtlinien zur Wasserqualität entwickelt und von der Regierung 
genehmigt. Diese betreffen Bereiche wie die Umwelt- und Grundwasserqualität, den 
Schutz vor Überschwemmungen, Dürren sowie Verschmutzung durch die Landwirtschaft. 




Phasendauer: Juli 2012 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 338 000.– 
Projektbeginn: Juli 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 300 000.– 
Partner: Swiss Resource Centre and Consultancies for Development (Skat), St. Gallen; 




Verbesserung der sexuellen Gesundheit von Jugendlichen, Phase 1 
Ausgangslage: Die 10- bis 24-Jährigen in Moldova sind wegen weit verbreiteter Armut 
gesundheitlichen Risiken ausgesetzt wie verfrühten Schwangerschaften, ungeschütztem 
Geschlechtsverkehr und sexuellen Krankheiten. Eine zu frühe Schwangerschaft bedeutet 
für die betroffenen Jugendlichen oft der Beginn des sozialen Abstiegs. 
Ziele: Arme Jugendliche sollen leichter Zugang haben zu medizinischen Diensten, die 
auf ihre Probleme zugeschnitten sind. Somit kann die Gesundheit der moldavischen jun-
gen Generation verbessert werden. 
Umsetzung: Neben der Entwicklung von Erziehungsprogrammen in Schulen und dem 
Aufbau jugendspezifischer Gesundheitsdienste in 16 Distrikten werden in 4 Pilotgemein-
den junge Paare über Empfängnisverhütung und Geburtsvorbereitung informiert. Eltern 




Phasendauer: Juni 2011 – Mai 2014 
Phasenbudget: CHF 1 780 000.– 
Projektbeginn: Juni 2011 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 600 000.– 






Sanierung der Wassersysteme im Bezirk Nisporeni, Phase 1 
Ausgangslage: Nisporeni ist ein Bezirk mit ländlichen und städtischen Gebieten im Wes-
ten des Landes an der Grenze zu Rumänien. Seine Wasserinfrastruktur ist marode, die 
Trinkwasserqualität ungenügend, was zu Krankheiten in der Bevölkerung führt. 
Ziele: Die Orte Nisporeni, Vărzărești und Grozești besitzen zukünftig ein Wassersystem, 
das die Zufuhr von sicherem Trinkwasser für 23 000 Menschen ermöglicht. Die Zahl der 
Erkrankungen wegen verunreinigten Wassers soll zurückgehen. 
Umsetzung: Die «Austrian Development Agency» (ADA) verantwortet die Projektumset-
zung. Die DEZA beteiligt sich finanziell und lässt ihre langjährige Erfahrung im dezentrali-
sierten Wassermanagement in die Projektplanung und -umsetzung einfliessen. Das 
kommunale Unternehmen «Nisporeni ApaCanal» soll demnächst autonom den Betrieb 





Phasendauer: November 2010 – Juli 2016 
Phasenbudget: CHF 1 280 000.– 
Projektbeginn: Oktober 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 200 000.– 




Verbesserung der Wasserqualität, Phase 2 
Ausgangslage: Die Wasserqualität in der Republik Moldova ist sehr schlecht. Dies wirkt 
sich verheerend auf die Gesundheit der Bevölkerung aus: 20 Prozent der Darminfektions- 
und Hepatitis-A-Fälle sind auf verunreinigtes Wasser zurückzuführen. Die moldavische 
Regierung hat 2005 das sogenannte «Protocol on Water and Health» (Protokoll zu Was-
ser und Gesundheit) unterzeichnet und sich somit verpflichtet, die Wassersituation im 
Land zu verbessern. Die Schweiz hilft Moldova ihre Ziele zu erreichen. 
Ziele: Moldova setzt die 35 Ziele des Protokolls um. Damit wird Krankheiten vorgebeugt, 
die durch Wasserverschmutzung hervorgerufen werden. Bis 2015 hat mehr als jeder Drit-
te auf dem Land Zugang zu sauberem Wasser und 45 Prozent der Haushalte sind an ei-
nem Abwasserentsorgungssystem angeschlossen. 
Umsetzung: Eine nationale Plattform aus nationalen und lokalen Regierungen, internati-
onalen Gebern und zivilgesellschaftlichen Vertretern erstellt ein Dokument, das die im 
Protokoll angesprochenen Ziele und Termine festlegt. Das Projekt wird von der Wirt-
schaftskommission für Europa der Vereinten Nationen (UNECE) umgesetzt. 
 
Land/Region: Moldova 
Sektor: Wasser; Gesundheit 
Phasendauer: Juli 2012 – Dezember 2015 
Phasenbudget: CHF 766 430.– 
Projektbeginn: August 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 695 000.– 





Aufbau von dezentralen Trink- und Abwassersystemen (ApaSan), Phase 2 
Ausgangslage: Die Trinkwasserversorgung in Moldova ist alarmierend – vor allem auf 
dem Land. Die meisten Dörfer beziehen ihr Wasser aus seichten Brunnen, die sich oft in 
der Nähe von Agrarland oder Latrinen befinden. Alle Dörfer an ein nationales Wasser-
verteilsystem anzuschliessen, wie es die Regierung plante, ist sehr teuer und wenig flexi-
bel. Die DEZA arbeitet deshalb an einem dezentralen Modell, das kosteneffizient und 
umweltfreundlich ist. 37 000 Menschen haben seit Projektbeginn Zugang zu Trinkwasser 
erhalten. 
Ziele: In ländlichen Gebieten werden dezentrale Trink- und Abwassersysteme aufgebaut, 
die zu besseren Gesundheitsbedingungen in den Dörfern beitragen. 
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Umsetzung: Das Projekt wird von Skat umgesetzt. In dieser Phase soll die landesweite 
Dezentralisierung der Trink- und Abwassersysteme den lokalen Akteuren übergeben 
werden. Zu diesem Zweck braucht es Modelle für Wasser- und Abwassersysteme, die 




Phasendauer: Juni 2011 – Mai 2015 
Phasenbudget: CHF 8 300 000.– 
Projektbeginn: Juni 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 11 550 000.– (ApaSan) 
Partner: Swiss Resource Centre and Consultancies for Development (Skat); molda-




Koordination des Schutzes vor Menschenhandel, Phase 2 
Ausgangslage: Hohe Arbeitslosigkeit und Armut, häusliche Gewalt und eine begrenzte 
Infrastruktur im sozialen Bereich tragen dazu bei, dass der Menschenhandel in Moldova 
blüht. Viele der Opfer leben in Russland und der Ukraine. Im Rahmen des Programms 
gegen Menschenhandel CAT engagiert sich die DEZA für dieses Projekt zum Schutz und 
zur Unterstützung der Betroffenen. 
Ziele: Die moldavische Regierung soll in der Koordination des Schutzes und der Unter-
stützung der Betroffenen – insbesondere der Frauen und Kinder – unterstützt werden. 
Den Opfern soll direkt und koordiniert geholfen werden. Eine transnationale Kooperation 
erleichtert den Transit und die Rückkehr in die Heimat. 
Umsetzung: Die Internationale Organisation für Migration (IOM) ist für die Umsetzung 
des Projekts verantwortlich. Sie arbeitet mit den Landesregierungen zusammen. Das Ko-
operationsbüro in Chiᶊinǎu überwacht das Projekt und koordiniert es mit den Büros in 
Kiew und Moskau. 
 
Land/Region: Moldova 
Sektor: Gouvernanz; Migration 
Phasendauer: Juli 2012 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 203 200.– 
Projektbeginn: November 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 695 000.– 




Ausbau der pädiatrischen Notfallversorgung, Phase 2 
Ausgangslage: Die DEZA setzt sich seit 2005 für bessere Dienstleistungen für Mutter 
und Kind in den moldavischen Spitälern ein. Mit ihren Aktivitäten im pränatalen Bereich 
ist sie einer der wichtigsten Partner des Gesundheitsministeriums. Das Ministerium hat 
die DEZA gebeten, ihre Tätigkeit auf die Kinder- und Jugendmedizin auszuweiten. Diese 
befindet sich in Moldova in einem schlechten Zustand. Zudem ist die Organisation der 
Notfallmedizin kompliziert und kaum von nationalen Krankenkassen abgedeckt. Der Re-
formprozess im Pädiatriebereich ist Teil der nationalen Gesundheitsreform, die auch von 
anderen Gebern wie Unicef, WHO, Weltbank und EU unterstützt wird. 
Ziele: Durch eine Reform der nationalen Notfallversorgung soll die Sterblichkeit der mol-
davischen Kinder unter fünf Jahren sinken.  
Umsetzung: Das Projekt wird unter der Leitung des Gesundheitsministeriums erarbeitet. 
Verantwortlich für die Umsetzung ist das «Centre for Health Policies and Services». In-
nerhalb von drei Jahren sollen vier Spitäler 40 Prozent aller schweren Kindernotfälle ab-







Phasendauer: November 2010 – Oktober 2013 
Phasenbudget: CHF 4 470 000.– 
Projektbeginn: April 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 9 100 000.– 




Kommunale Gesundheitszentren für psychisch Kranke, Phase 2 
Ausgangslage: Psychisch kranke Menschen haben in Moldova nur die Möglichkeit, sich 
in spezialisierten Kliniken behandeln zu lassen – ein Überbleibsel der sowjetischen Ver-
gangenheit. Sie werden damit aus ihrer gewohnten Umgebung gerissen, was zu Proble-
men bei der Wiedereingliederung in die Gesellschaft führt und die Kranken stigmatisiert. 
Zudem haben die nationalen Institutionen nicht die Kapazitäten, alle psychisch kranken 
Personen aufzunehmen. 
Ziele: Psychisch Kranke sollen in ihrer alltäglichen Umgebung betreut werden, um so für 
einen besseren Lebensstandard zu sorgen, indem sie Zugang erhalten zu psychosozia-
len Gesundheitszentren in den Gemeinden. 
Umsetzung: Ein städtisches Modellzentrum wurde in Chiᶊinǎu eröffnet. Die Bevölkerung 
wurde für das Thema sensibilisiert. Die Gesundheitsbehörden sollen das Konzept der 
kommunalen psychosozialen Gesundheitszentren kennen und annehmen. Qualitätsstan-




Phasendauer: März 2009 – Mai 2013 
Phasenbudget: CHF 730 000.– 
Projektbeginn: November 2005 





Modernisierung der medizinischen Versorgung von Mutter und Kind, Phase 3 
Ausgangslage: Seit 1997 wird in Moldova das System der Geburtspflege neu organisiert 
und den WHO-Standards angenähert. Bis anhin wurden über 6000 Fachleute in der 
Schwangerschafts- und Kleinkinderpflege weitergebildet. Geburtskliniken, die auf Risiko- 
und Frühgeburten spezialisiert sind, wurden mit modernen Instrumenten ausgestattet. 
Die Sterblichkeitsrate der Neugeborenen ging inzwischen wesentlich zurück, diejenige 
der Mütter schwankt noch stark. 
Ziele: Die Neugeborenen- und Müttersterblichkeit im Land wird weiter reduziert.  
Umsetzung: Die Qualität der medizinischen Ausrüstung und perinatalen Pflege hat sich 
verbessert. In den Vordergrund rücken nun die Kommunikation mit den Familien, die Rol-
le der Hebammen und die Analyse statistischer Daten als Entscheidungshilfe für das Ma-
nagement. Die lokale Organisation «Association for Perinatal Medicine» und das Schwei-
zerische Zentrum für Internationale Gesundheit des Schweizer Tropen- und Public 




Phasendauer: Juni 2011 – Mai 2014 
Phasenbudget: CHF 4 420 000.– 
Bisherige Ausgaben: CHF 10 315 900.– 
Projektbeginn: Juni 2006 
Partner: Schweizerisches Tropen- und Public Health-Institut, Unicef; Association for   








* Verbesserung der Lebensqualität im Rascht-Tal, Phase 1 
Ausgangslage: Nachdem zwischen 1992 und 1997 ein Bürgerkrieg wütete, kam es 2010 
im Rascht-Tal erneut zu blutigen Auseinandersetzungen. Dieses Mal brachen Häftlinge 
aus einem Gefängnis aus, worauf die tadschikische Regierung Truppen entsandte, um 
die Entflohenen wieder einzufangen. Die sehr arme Gebirgsregion, die im Nordosten des 
Landes an der Grenze zu Afghanistan liegt, ist seither von staatlicher und internationaler 
Hilfe weitestgehend abgeschnitten. Um die drohenden islamistischen Tendenzen einzu-
dämmen und weitere politische Unruhen zu vermeiden, brauchen die Menschen dort 
neue Lebensperspektiven. 
Ziele: Die Bevölkerung des Rascht-Tals soll in einer sichereren Umgebung leben kön-
nen. 
Umsetzung: Das Projekt zielt auf eine Verbesserung ab in den Bereichen Landwirt-
schaft, Schutz vor Umweltkatastrophen, Zugang zu Wasser- und Energieressourcen, 
Kampf gegen Drogenhandel, sozialpsychologische Dienste für Opfer von häuslicher Ge-
walt und Infrastruktur von Schulen. Konkrete Massnahmen sind beispielsweise Früh-
warnsysteme, Projekte für alternative Energien oder Motivation von Schulabgängerinnen, 
ihre Ausbildung fortzusetzen. 
 
Land/Region: Tadschikistan 
Sektor: Ländliche Entwicklung 
Phasendauer: Dezember 2012 – Dezember 2015 
Phasenbudget: CHF 320 000.– 
Projektbeginn: Dezember 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




* Nationale Bewirtschaftung der Wasserressourcen, Phase 1 
Ausgangslage: Tadschikistan ist das ärmste Land Zentralasiens: Die Hälfte der Bevöl-
kerung lebt von weniger als zwei US-Dollars pro Tag. 60 Prozent sind direkt oder indirekt 
abhängig von der Landwirtschaft. Klimaveränderungen und ein nicht nachhaltiger Um-
gang mit Wasser und Boden setzen diesem zentralen Wirtschaftssektor zu. 2012 hat die 
tadschikische Regierung eine Landwirtschafts- und Wasserreform angesetzt. Diese sieht 
vor, den Wassersektor effizient zu planen. Die Schweiz konzentriert sich auf das Fergha-
na-Tal. 
Ziele: Das Projekt soll Naturkatastrophen vorbeugen, die Lebenssituation der Bevölke-
rung verbessern und zum Wirtschaftswachstum in den ländlichen Gebieten beitragen. 
Umsetzung: Das Ministerium für Landgewinnung und Wasserressourcen wird die natio-
nale Wasserpolitik umsetzen, koordinieren und überwachen. Wassernutzer- sowie Be-
wässerungs- und Entwässerungsorganisationen bieten den Bauern verbesserte Techno-
logien an. Eine neue Organisation im Flusseinzugsgebiet Syr-Darja setzt die Pläne für die 




Phasendauer: Februar 2013 – Oktober 2013 
Phasenbudget: CHF 400 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: Februar 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 






* Verbesserung der medizinischen Basisversorgung in Gebirgsregionen, Phase 1 
Ausgangslage: Bei 1000 Geburten sterben 52 Kinder in Tadschikistan. Dieses Beispiel 
weist darauf hin, dass der Gesundheitsstatus der Bevölkerung kritisch ist. Die medizini-
sche Versorgung in den Spitälern und bei Fachärzten können sich vor allem die ländli-
chen Bewohner in den Gebirgsregionen Rascht-Tal, Gorno-Badachschan und Chatlon 
nicht leisten. Die Gesundheitsversorgung befindet sich dort aufgrund der politischen Kon-
flikte in der Vergangenheit zudem in einem schlechten Zustand. Die Schweiz trägt mit 
diesem Projekt zur Stabilisierung des Landes bei. 
Ziele: Durch den Wechsel von einem Spezialmedizin- zu einem Familienmedizin-Modell 
sorgt das Projekt dafür, dass in 180 ländlichen Gemeinden 64 800 Menschen von be-
zahlbaren und guten Gesundheitsdiensten direkt profitieren können. 
Umsetzung: 60 medizinische Einrichtungen in den Regionen werden saniert und in fami-
lienmedizinische Zentren verwandelt. Sie erhalten Möbel, Medikamente und Instrumente. 
Vier Distrikt- und Subdistrikt-Spitäler werden ebenfalls neu ausgestattet. Die NGO «Aga 




Phasendauer: Oktober 2012 – September 2013 
Phasenbudget: CHF 900 000.– 
Projektbeginn: Oktober 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




* Verbesserung der Wasserversorgung und Hygiene in Gebirgsregionen, Phase 1 
Ausgangslage: Tadschikistan verfügt über grosse Wasserreservoirs und in den Gross-
städten sind viele Haushalte an ein zentrales Trinkwasserversorgungssystem ange-
schlossen. In den Gebirgsregionen wie dem Rascht-Tal, Gorno-Badachschan und Chat-
lon allerdings ist dies nicht der Fall. Dort greifen die Menschen auf andere, meist 
unhygienische Wasserquellen zurück wie Brunnen mit Handpumpen, Regenwasser, Ka-
näle oder Flüsse. 
Ziele: Für etwa 50 Orte mit insgesamt 45 000 Bewohnern der genannten drei Regionen 
werden sichere Trinkwasserversorgungssysteme installiert. Damit sollen Krankheiten, die 
durch unsauberes Trinkwasser entstehen, reduziert werden. 
Umsetzung: Wie schon bei anderen Wasserversorgungs-Projekten in Tadschikistan ar-
beitet die Schweiz wieder mit der NGO «Aga Khan Foundation» (AKF) zusammen. 40 bis 
50 Wasserversorgungssysteme werden in Zusammenarbeit mit den Gemeinden aufge-
baut. Wassernutzerorganisationen werden gegründet, 500 ihrer Mitglieder in Unterhalt, 
Betrieb, Gesetzgebung sowie Konfliktmanagement ausgebildet und Kontrollsets, um die 
Wasserqualität zu überwachen, verteilt. Hygieneschulungen für 210 Gesundheitsange-




Phasendauer: Oktober 2012 – September 2013 
Phasenbudget: CHF 960 000.– 
Projektbeginn: Oktober 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




* Gesundheits- und Trinkwasser-Programm für das Rascht-Tal, Phase 1 
Ausgangslage: Über 400 000 Einwohner zählt das im Nordosten des Landes gelegene 
Rascht-Tal. Die medizinische Infrastruktur und Trinkwasserversorgung sind in einem 
schlechten Zustand, da die Gebirgsregion in der Vergangenheit häufig von Naturkata-
strophen und politischen Konflikten betroffen war. Um weiteren Auseinandersetzungen 
vorzubeugen, beteiligt sich die Schweiz am Aufbau einer medizinischen Grundversor-
gung durch Familienärzte – wie schon im Rest des Landes praktiziert – und einer nach-
haltigen Wasserbewirtschaftung im Tal. 
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Ziele: Die Lebensqualität für die Menschen im Rascht-Tal soll besser werden. 
Umsetzung: Massnahmen im Gesundheitswesen: Es werden 
ner, -pflegefachkräfte sowie Gesundheitsförderer in den Gemeinden des Tals ausgebil-
det. 50 Einrichtungen mit medizinischer Basisversorgung werden renoviert. 
Massnahmen in der Trinkwasserversorgung: Es werden neue Wasserversorgungsanla-
gen gebaut. Haushalte werden daran angeschlossen und Abwassersysteme in den Ge-
meinden installiert. Ferner entwickeln die Kommunen Pläne zur Bewirtschaftung von 
Wasser, Land und anderen natürlichen Ressourcen sowie zur Vermeidung von Naturka-




Phasendauer: Juli 2013 – Juni 2017 
Phasenbudget: CHF 8 740 000.– 
Projektbeginn: Oktober 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 140 000.– 




* Zugang zur Justiz für die arme Bevölkerung und Randgruppen, Phase 1  
Ausgangslage: Welche rechtlichen Möglichkeiten hat die Frau eines Arbeitsmigranten in 
Tadschikistan, wenn sie von ihm verlassen wird? Dass sie über das Scheidungsprozede-
re und Alimentszahlungen informiert ist, sind konkrete Ziele dieses Justizreform-
Projektes. Denn gerade für die ärmere Bevölkerung und Randgruppen ist es heute 
schwierig, Rechtsberatung zu erhalten oder an die Gerichte zu gelangen. Die tadschiki-
sche Justiz ist auf dem Weg, transparent, unabhängig und für alle zugänglich zu werden. 
Noch stehen Rechtsunsicherheit, begrenzte finanzielle Ressourcen und Kompetenzen 
des Justiz-Personals sowie ein kaum vorhandenes Bewusstsein in der Bevölkerung über 
ihre Rechte der Transition Tadschikistans im Weg. 
Ziele: Die arme tadschikische Bevölkerung sowie Randgruppen erhalten einen besseren 
Zugang zur Justiz. Das Rechtsbewusstsein in der Bevölkerung wird für 80 000 bis 
100 000 Personen mittels Informationsveranstaltungen gestärkt. Die Rechtshilfe für 
20 000 Personen, mehrheitlich Frauen, wird in fünf Regionen verbessert. 
Umsetzung: Das tadschikische UNDP und HELVETAS Swiss Intercooperation (HSI) 
setzen das Projekt gemeinsam um.  
 
Land/Region: Tadschikistan 
Sektor: Justiz, Gouvernanz 
Phasendauer: Dezember 2012 – November 2013 
Phasenbudget: CHF 1 080 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: Dezember 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




Verbesserung der Hilfskoordination, Phase 2 
Ausgangslage: Tadschikistan ist eines der ärmsten Länder der Welt. Mehr als 17 Pro-
zent der Bevölkerung gelten als extrem arm. Das Land kann sich aus eigener Kraft nicht 
ausreichend sozial und wirtschaftlich entwickeln und ist deshalb auf internationale Hilfe 
angewiesen. Es erhielt allein im Jahr 2007 400 Millionen amerikanische Dollar von 80 
Organisationen. Diese Fragmentierung der Entwicklungshilfe erschwert die Verwaltung 
der Finanzen, was Effizienz und Transparenz anbelangt.  
Ziele: Die internationale Hilfe für Tadschikistan soll effizienter koordiniert und die Geld-




Umsetzung: Die Weltbank, die Asiatische Entwicklungsbank und das UNDP haben Tad-
schikistan dabei geholfen, die Koordination der internationalen Hilfe zu verbessern. Im 
Jahr 2006 wurde zu diesem Zweck das «State Commitee on Investment and State Pro-
perty Management», kurz SCISPM, aufgebaut. Die Geberorganisationen haben sich zu 




Phasendauer: März 2012 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 180 000.– 
Projektbeginn: Juli 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 117 000.– 
Partner: UNDP; State Commitee on Investment and State Property Management   




Reform des humanmedizinischen Studiums, Phase 2 
Ausgangslage: 60 Prozent der tadschikischen Bevölkerung leben unter der Armutsgren-
ze. Sie haben kaum Zugang zum Gesundheitssystem, denn der Staat entrichtet lediglich 
1,6 Prozent des Bruttosozialprodukts für die Gesundheitsversorgung. Eine Reform der 
humanmedizinischen Ausbildung mit dem Ziel, mehr Hausärzte auszubilden und damit 
eine für alle erschwingliche Basisversorgung zu schaffen, wurde auf den Weg gebracht. 
Ziele: Das Medizinstudium soll modernisiert und eine Gesundheitsversorgung für die ar-
me Bevölkerung des Landes geschaffen werden. 
Umsetzung: Das Schweizer Tropen und Public-Health-Institut führt das Projekt durch. Es 
arbeitet mit der staatlichen medizinischen Universität (TSMU) zusammen. 180 von 600 
Lehrkräften an der TSMU werden familienmedizinisch weitergebildet. Sie bilden jährlich 
1200 Medizinstudierende aus. 290 Hausärzte und Pflegende werden ebenfalls weiterge-
bildet. Für die Fortbildung wird ein Konzept entwickelt. 
 
Land/Region: Tadschikistan 
Sektor: Gesundheit; Bildung 
Phasendauer: März 2013 – August 2015 
Phasenbudget: CHF 3 050 000.– 
Projektbeginn: Dezember 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 736 000.– 
Partner: Schweizerisches Tropen- und Public Health-Institut, Basel; staatliche medizini-
sche Universität (TSMU) in Duschanbe, Post-Graduate Medical Institute, Republican 




Aufbau eines Wasserleitungssystems, Phase 1 
Ausgangslage: Von allen Staaten der ehemaligen Sowjetunion weist Tadschikistan die 
tiefste Zugangsrate zu sauberem Trinkwasser auf. Auf dem Land bezieht die Hälfte der 
Bevölkerung ihr Wasser aus stehenden Gewässern und Flüssen. Ausserdem haben vor 
allem im Süden des Landes die meisten Haushalte nur Grubenlatrinen. Somit besteht für 
die Bevölkerung ein erhebliches Risiko, an Typhus oder Cholera zu erkranken. Die tad-
schikische Regierung bemüht sich darum, ein funktionierendes Wasserleitungssystem 
aufzubauen. Sie wird dabei auch von der Schweiz unterstützt, die sich seit Jahren in den 
drei zentralasiatischen Ländern Usbekistan, Kirgisistan und Tadschikistan auf dem Ge-
biet der Bewässerung und Trinkwasserversorgung engagiert. 
Ziele: Es sollen die Rahmenbedingungen für ein sicheres und nachhaltiges Trinkwasser-
versorgungs- und Abwasserentsorgungssystem in den ländlichen Kommunen geschaffen 
werden. 
Umsetzung: Oxfam aus England setzt das Projekt um, das vom DEZA-Kooperationsbüro 
in Duschanbe überwacht wird. In zwölf Dörfern werden die Wasserversorgungs- und Ab-
wassersysteme für 23 000 Personen installiert. Für den politischen Dialog auf nationaler 
Ebene ist das UNDP zuständig. Die nationalen und lokalen Regierungen werden in die 





Phasendauer: Juli 2009 – Oktober 2013 
Phasenbudget: CHF 4 100 000.– 
Projektbeginn: Juli 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 145 000.– (Eröffnungskredit) 
Partner: Oxfam, England, UNDP; Ministerium für Wasserressourcen, Gesundheitsminis-




Jugendgerechte Bestrafung und Rehabilitation von straffälligen Kindern und   
Jugendlichen, Phase 1 
Ausgangslage: In den vergangenen Jahren hat die Straffälligkeit von Kindern und Ju-
gendlichen zugenommen, was nicht zuletzt mit der Armut und der hohen Anzahl Alleiner-
ziehender zusammenhängt. Das Justizsystem ahndet oft auch kleine Gesetzesüber-
schreitungen von Kindern und Jugendlichen mit Freiheitsentzug im Gefängnis und in 
geschlossenen Anstalten. Die Rückfälligkeit der entlassenen Delinquenten ist hoch. Die 
jungen Leute sollen deshalb ihrem Alter entsprechende Strafen erhalten. Ein erfolgrei-
ches Pilotprojekt, das in zwei Distrikten durchgeführt wurde, wird nun national ausgewei-
tet.  
Ziele: Straftaten von Kindern und Jugendlichen werden landesweit durch Prävention 
vermindert, die jungen Straffälligen werden angemessen bestraft und für ihre Rehabilita-
tion wird gesorgt. 
Umsetzung: Unicef setzt das Projekt in Zusammenarbeit mit den nationalen und lokalen 
Behörden um. Polizisten, Staatsanwälte, Richter und Verwaltungsbeamte werden ausge-




Phasendauer: Januar 2010 – März 2014 
Phasenbudget: CHF 2 230 000.– 
Projektbeginn: Januar 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 230 000.– 




Gesundheitsprojekt in Gorno-Badachschan und Erweiterung in der Region Chat-
lon, Phase 2 
Ausgangslage: Noch immer lebt in Tadschikistan mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
unter der Armutsgrenze: Ein beschränkter Zugang zu medizinischen Dienstleistungen 
und schlechte hygienische Bedingungen stellen für sie eine konstante Gefahr dar. Seit 
1994 engagiert sich die Schweiz im tadschikischen Gesundheitssektor, vor allem in den 
armen Randregionen Gorno-Badachschan und Chatlon. 
Ziele: Der Gesundheitszustand insbesondere der Kinder unter fünf Jahren und der Frau-
en im gebärfähigen Alter in der Regionen Gorno-Badachschan und Chatlon soll verbes-
sert werden. Eine dauerhafte Versorgung mit Medikamenten soll garantiert werden. 
Umsetzung: Medizinisches Personal und freiwillige Gesundheitsförderer erhalten Wei-
terbildungen. Die Dorfbevölkerung wiederum soll sich aktiv an der Verbesserung ihrer 
Gesundheit beteiligen. Der Erfahrungsaustausch unter den Gemeinden und mit dem Ge-
sundheitsdepartment der Region wird ebenfalls gefördert. In dieser zweiten Phase soll 
das Familienarzt-Modell, das im Bezirk Ruschan entwickelt worden ist, auf die ganze Re-






Phasendauer: Februar 2010 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 2 900 000.– 
Projektbeginn: Januar 1999 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 492 000.– 
Partner: Aga Khan Health Services; Aga Khan Foundation, Duschanbe; Gesundheitsmi-




Verbesserung der medizinischen Grundversorgung, Phase 5 
Ausgangslage: Die Grundpfeiler der Gesundheitsfürsorge in Tadschikistan müssen er-
neuert werden. Die bestehende Basisversorgung ist ineffizient; Pflegepersonal und Ärzte 
sind schlecht bezahlt und daher wenig motiviert. Ihre Ausbildung ist veraltet und unein-
heitlich. Die Weltbank unterhält ein Projekt zur Reform des Gesundheitswesens in mitt-
lerweile sechs Distrikten des Landes, woran sich die DEZA finanziell beteiligt. 
Ziele: Ein Ausbau der medizinischen Grundversorgung und Gesundheitsförderung in 
ländlichen Gemeinden trägt künftig zu einer besseren Gesundheit von Männern, Frauen 
und Kindern bei. 
Umsetzung: Eine umfassende Reform der medizinischen Grundversorgung nach einem 
familienmedizinischen Modell läuft zurzeit. Angesetzt wird bei den Institutionen (Reorga-
nisation der Spitäler, Zusammenarbeit mit den lokalen Behörden und Gemeindegruppen) 





Phasendauer: April 2013 – März 2017 
Phasenbudget: CHF 4 800 000.– 
Projektbeginn: Juli 2002 
Bisherige Ausgaben: CHF 12 700 000.– 
Partner: Schweizerisches Tropen- und Public Health-Institut, Save the Children, Schweiz; 





Eindämmung der Gewalt gegen Frauen in Tadschikistan, Phase 8 
Ausgangslage: Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion hat die Gewalt gegen 
Frauen in Tadschikistan zugenommen. Gemäss einer WHO-Studie hat jede dritte Tad-
schikin als erwachsene Frau schon einmal körperliche Misshandlungen erlitten. Seit 2009 
hat die Sensibilisierung für dieses Thema in der Bevölkerung jedoch um etwa 20 Prozent 
zugenommen. 
Ziele: Das Projekt hat zum Ziel, die Gewalt gegen Frauen in der tadschikischen Gesell-
schaft zu reduzieren. Verschiedene Informationskampagnen sollen bei den Tätern einen 
Gesinnungswandel herbeiführen und die Frauen über ihre Rechte aufklären. Die Opfer 
erhalten einen verbesserten Zugang zu medizinischer, psychologischer und rechtlicher 
Hilfe. Das Projekt stärkt lokale NGOs und staatliche Institutionen, die auf verschiedenen 
Ebenen die häusliche Gewalt vermindern wollen.  
Umsetzung: Die tadschikische Polizeiakademie bildet die Polizisten im Umgang mit 
häuslicher Gewalt aus. Lokale Polizeistationen sollen Familieneinheiten haben, die dafür 







Phasendauer: September 2012 – August 2016 
Phasenbudget: CHF 4 080 000.– 
Projektbeginn: Juni 1999 
Bisherige Ausgaben: CHF 6 372 000.– 








* Prävention von nicht übertragbaren Krankheiten und Gesundheitsförderung,  
Phase 1 
Ausgangslage: 86 Prozent der jährlichen Todesfälle in der Ukraine gehen auf das Konto 
von nicht übertragbaren Krankheiten wie zum Beispiel Herzkreislauferkrankungen. Alko-
holmissbrauch, Rauchen und Bewegungsarmut sind deren Hauptsursache. Bisher gibt es 
noch zu wenige Familienärzte und -krankenpflegende, welche die Bevölkerung vor den 
Risikofaktoren warnen und ein Gesundheitsbewusstsein schaffen. 
Ziele: Es sollen weniger Personen an nicht übertragbaren Krankheiten sterben. Beson-
ders die Jugend soll davor geschützt werden. 
Umsetzung: Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) unterstützt die nationalen Ge-
sundheitsbehörden dabei, einen Aktionsplan fertig zu stellen, um die nicht übertragbaren 
Krankheiten präventiv zu bekämpfen. Familienärzte und -pflegende sollen nicht übertrag-
bare Krankheiten durch Weiterbildung künftig früh erkennen. Die Prävention und Behand-
lung bei Schulkindern und in der gesamten Bevölkerung sowie die Gesundheitsförderung 
an Grund- und Oberstufenschulen werden verbessert. Instrumente dafür sind etwa Auf-





Phasendauer: Oktober 2013 – September 2014 
Phasenbudget: CHF 380 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: Oktober 2013 





* Schulprogramm zur Bürgerbeteiligung, Phase 1 
Ausgangslage: Der Demokratisierungsprozess in der Ukraine stockt, die Bürger nehmen 
am politischen Geschehen nach wie vor zu wenig teil. Dies hat erstens damit zu tun, dass 
die breite Bevölkerung nicht weiss, wie sie sich einbringen kann. Zweitens haben auch 
die Behörden kaum Kenntnisse darüber. Drittens wollen die zentralen Staatsbehörden 
wieder mehr Macht ausüben. An der Lösung der ersten zwei Probleme wirkt das vorlie-
gende Projekt mit. Es zielt darauf ab, die Bürger- und Behördenkompetenzen zu stärken, 
und zwar mittels eines Schulprogramms. 
Ziele: Das Programm für eine Erziehung zur demokratischen Bürgerschaft (Pädagogi-
sche Hochschule Zürich) motiviert Schülerinnen und Schüler und indirekt deren Eltern 
dazu, ihre Schulen aktiv mitzugestalten.  
Umsetzung: Ausbildner für lokale Verwaltungen, Lehrkräfte und Schuldirektoren werden 
in EDC trainiert. Das Projekt konzentriert sich zunächst auf Sewastopol-Stadt und Kiew, 
fünf weitere Regionen werden hinzukommen. Die Pädagogische Hochschule Zürich setzt 
das Projekt um. 
 
Land/Region: Ukraine 
Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: Juli 2013 – Juli 2017 
Phasenbudget: CHF 960 000.– 
Projektbeginn: Juli 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 
Partner: Pädagogische Hochschule Zürich, National Academy of Public Administration of 
Ukraine (NAPA), Sevastopol Municipal Humanitarian University (SMHU), Kyiv Regional 






* Verbesserung der E-Gouvernanz, Phase 1 
Ausgangslage: Das politische System in der Ukraine ist gekennzeichnet durch eine un-
klare Aufgabentrennung der lokal gewählten Verwaltungen und den staatlichen Behör-
den. Daraus resultiert, dass die Zivilbevölkerung ungenügend über den politischen Ent-
scheidungsprozess informiert ist. Ein Mittel, die Situation auf lokaler Ebene zu 
verbessern, könnte es sein, die «E-Gouvernanz» auszubauen. Das heisst, es werden 
mehr digitale Kommunikationstechniken zur Bürgerinformation eingesetzt. Denn die Vo-
raussetzungen dafür sind gut: 45 Prozent der Landesbevölkerung nutzt das Internet und 
praktisch alle Verwaltungen besitzen eine Website. 
Ziele: Lokale und regionale Verwaltungen verbessern ihre E-Gouvernanz, so dass Infor-
mationen zu ihren Dienstleistungen und Tätigkeiten leichter zugänglich sind für die Be-
völkerung. 
Umsetzung: Vier Schwerpunkte werden gesetzt:  
1.Technische Aufrüstung  
2. E-Gouvernanz-Training für ausgewählte Behördemitglieder  
3. Förderung der Interaktivität zwischen Bürgern und Verwaltungen durch NGOs  
4. Vereinheitlichen der Gesetzgebung zur E-Gouvernanz auf nationaler Ebene. 
 
Land/Region: Ukraine 
Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: Juni 2013 – Mai 2014 
Phasenbudget: CHF 300 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: Juni 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




Förderung der sexuellen Gesundheit, Phase 1 
Ausgangslage: Die primäre Gesundheitsversorgung und Präventivmedizin wurden bis-
her von der Regierung vernachlässigt, während sie in hoch spezialisierte Medizin inves-
tiert hat, die für Familien zu teuer ist. Die Landesregierung strebt nun mit einer Gesund-
heitsreform den Wechsel zu einem präventiven Ansatz an. Die gesundheitsfördernden 
Dienste werden ausgebaut, um den oftmals risikoreichen Lebensstil der sexuell aktiven 
Frauen und Männer in einen gesünderen zu wandeln. 
Ziele: Die Gesundheitsförderung wird verbessert. Sexuell aktive Ukrainer sollen die in 
fünf Pilotbezirken ausgebauten Dienste nutzen und vor allem schwangere Ukrainerinnen 
gesundheitsbewusster leben. 
Umsetzung: Die Massnahmen setzen an vier Punkten an: Ein finanzieller und gesetzli-
cher Rahmen auf nationaler Ebene, Ausbau der Gesundheitsförderung und Ausbildung 





Phasendauer: November 2011 – Dezember 2015 
Phasenbudget: CHF 2 833 000.– 
Projektbeginn: November 2011 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 218 000.– 




Begleitung von Heim-Jugendlichen in die Selbständigkeit, Phase 1 
Ausgangslage: Bei Familien in Notlagen ist es in der Ukraine üblich, Kinder aus der Fa-
milie zu nehmen und stationär in Kinderheimen zu platzieren. Sie bleiben in der Regel bis 
zu ihrem 18. Geburtstag dort. Problematisch daran ist, dass die Jugendlichen nach ihrem 
Austritt kaum über die nötigen sozialen und kommunikativen Fähigkeiten verfügen, um 
sich in die ukrainische Gesellschaft zu integrieren. 
Ziele: Kinder und Jugendliche sollen mit Hilfe eines professionellen Pflegedienstes in die 
Unabhängigkeit begleitet werden. Ihr Selbstbewusstsein soll gestärkt und ihre Kommuni-
kations- und Sozialkompetenzen verbessert werden. 
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Umsetzung: Spezielle Agenturen begleiten die Jugendlichen nach dem Austritt aus den 
Heimen und bereiten sie in beruflicher und sozialer Hinsicht für ein unabhängiges Leben 
vor. Ein individueller Plan wird für jede Person erarbeitet. Den jungen Menschen wird be-
treutes Wohnen angeboten. Ein neues Modell für die Agenturen wird entwickelt und 




Phasendauer: Mai 2010 – April 2013 
Phasenbudget: CHF 350 000.– 
Projektbeginn: Mai 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 309 000.– 
Partner: International Social Service (ISS); Partnership for Every Child, Bezirksverwal-




Pflege für ungewollt schwangere Frauen, Phase 2 
Ausgangslage: Mehr als ein Drittel der ukrainischen Frauen im gebärfähigen Alter sind 
unfruchtbar oder haben Fruchtbarkeitsprobleme. Diese Fälle sind zu 80 Prozent die Fol-
ge einer unfachmännischen Abtreibung. Das bereits bestehende Programm zur perinata-
len Medizin und Gesundheitsförderung für Mutter und Kind (siehe Projekt Nummer 7F-
05620) wurde deshalb mit einem Programm für die medizinische Behandlung von uner-
wünschten Schwangerschaften ergänzt. 
Ziele: Die Qualität und Erreichbarkeit der Pflege für ungewollt Schwangere soll verbes-
sert werden. 
Umsetzung: In den zehn bestehenden regionalen Perinatalzentren der Partnerschafts-
Regionen werden Verfahren für die umfassende Versorgung bei ungewollten Schwan-
gerschaften angewendet. Das medizinische Personal wird dafür weitergebildet. Die NGO 
«Women’s Health & Family Planning» (WHFP) arbeitet bei der Umsetzung des Projekts 




Phasendauer: November 2011 – Oktober 2014 
Phasenbudget: CHF 1 267 000.– 
Projektbeginn: August 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 296 000.– 




Ausbau der Dienstleistungen von lokalen Behörden, Phase 1 
Ausgangslage: Die Ukraine ist ein Einheitsstaat mit drei Verwaltungsebenen: 24 Oblaste 
plus die Autonome Republik Krim und die zwei Städte mit Sonderstatus Kiew und Se-
wastopol auf der ersten Ebene, 488 Landkreise und 177 Städte auf der zweiten sowie 
12 000 Landsiedlungen auf der dritten. 
Das heutige öffentliche Verwaltungssystem ist nach wie vor zentralstaatlich ausgerichtet 
hinsichtlich der Entscheidungsprozesse und Verteilung finanzieller Mittel. Die lokalen Be-
hörden haben nur knappe Finanzressourcen, um die Qualität ihrer Dienstleistungen für 
die Bevölkerung auszubauen. Mit diesem Dezentralisierungsprojekt gewinnen die Lokal-
behörden an Kompetenz und Kapazitäten. 
Ziele: Alle Gesellschaftsschichten haben Zugang zu öffentlichen Diensten, die sich an 
den Bedürfnissen der lokalen Bevölkerung orientieren. 
Umsetzung: In den verschiedenen Dienstleistungsbereichen wird die Leistung mittels In-
dikatoren geprüft. Vorbildliche Verwaltungen werden alljährlich ausgezeichnet. Eine Ko-
operationsplattform für die bisher 36 teilnehmenden Verwaltungen sorgt dafür, dass diese 
ausgebildet und beraten werden und darüber hinaus vermehrt ihre Interessen auf natio-







Phasendauer: April 2011 – März 2014 
Phasenbudget: CHF 1 125 000.– 
Projektbeginn: April 2011 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 000 500.– 
Partner: Europarat; Ukrainisches Ministerium für Regionale Entwicklung, Bau und kom-




Präventionsprogramm gegen Menschenhandel, Phase 2 
Ausgangslage: Die Ukraine ist vom Menschenhandel stark betroffen. Menschen werden 
«gekauft», um sie für Zwangsarbeit zu missbrauchen, sexuell auszubeuten oder ihnen il-
legal Organe zu entnehmen. Seit 1991 sind geschätzte 120 000 Menschen in der Ukraine 
so verschleppt worden. Eine der grössten Risikogruppen sind Jugendliche aus schwieri-
gen Verhältnissen zwischen 13 und 18 Jahren. Im Rahmen eines Anti-Menschenhandel-
Programms sollen diese besser vor Menschenhandel beschützt werden, indem Sozial-
werke und Schulen sowie Behörden verstärkt in die Präventionsarbeit eingebunden wer-
den. 
Ziele: Oberstes Ziel ist die Bekämpfung des Menschenhandels in der Ukraine.  
Umsetzung: In dieser zweiten Phase werden die Ursachen angegangen. Das heisst, 
dass die wirtschaftliche Infrastruktur für junge Menschen in 20 ausgewählten Regionen 
verbessert und Informationen über eine sichere Migration verbreitet werden. Pädagogen 
in 112 Berufsschulen werden in Workshops zur Prävention von Menschenhandel in ihren 
Gemeinden geschult. Für die Projektumsetzung ist die Internationale Organisation für 




Phasendauer: März 2012 – Februar 2015 
Phasenbudget: CHF 1 510 000.– 
Projektbeginn: Januar 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 300 000.– 




Gesundheitsprogramm für Mutter und Kind, Phase 2 
Ausgangslage: Das ukrainische Gesundheitssystem kämpft mit Problemen. Die medizi-
nische Grundversorgung und Prävention wurden in den Sowjetzeiten stark vernachläs-
sigt. Die Schweiz unterstützt das ukrainische Gesundheitswesen seit 1996 im Bereich der 
Versorgung von Mutter und Kind. Ein Erfolg ist beispielsweise, dass die Zahl der HIV-
Übertragungen von der Mutter auf das Kind von 27 Prozent im Jahr 2000 auf 6 Prozent 
im Jahr 2009 reduziert werden konnte. 
Ziele: Die Gesundheitsdienste für Mutter und Kind werden verbessert. Konkret sollen 
entwickelte Modelle in perinataler Medizin und Gesundheitsförderung verbreitet und die 
betroffenen Behörden im Gesundheitsmanagement ausgebildet werden. 
Umsetzung: Die Hauptverantwortung für die Umsetzung des Projekts liegt beim Schwei-
zerischen Tropen- und Public Health-Institut. Das Projekt wird auf die restlichen Land-
kreise der vier ausgewählten Oblaste ausgeweitet. Das Projekt arbeitet auf Distrikt- und 
Departementsebene eng mit den Gesundheits- und Sozialbehörden zusammen. 
 
Land/Region: Ukraine 
Sektor: Gesundheit; Bildung 
Phasendauer: Mai 2011 – April 2015 
Phasenbudget: CHF 6 290 000.– 
Projektbeginn: Januar 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 8 900 000.– 




Dezentralisierung in der Ukraine, Phase 3 
Ausgangslage: Die ukrainische Regierung hat 1997 die Europäische Charta für lokale 
Selbstverwaltung unterzeichnet. Sie hat sich dazu verpflichtet, Verantwortung an lokale 
Behörden abzugeben und damit die Bürger stärker in demokratische Entscheidungspro-
zesse einzubinden. Die Schweiz hat mit Projekten zur sozialen Mobilisierung gezeigt, 
dass die Bevölkerung des ehemaligen Sowjetstaates durchaus in der Lage ist, sich zu 
organisieren, Projekte zu planen und erfolgreich durchzuführen.  
Ziele: Die Dienstleistungen der lokalen Behörden sollen dezentral organisiert sein, effi-
zient funktionieren und zu attraktiven Preisen angeboten werden. 
Umsetzung: In vier ausgewählten Regionen wird eine dezentrale Wasserversorgung 
aufgebaut. In enger Zusammenarbeit mit der Regierung setzt die Schweizer NGO Skat 
das Projekt um.  
 
Land/Region: Ukraine 
Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: Mai 2013 – April 2017 
Phasenbudget: CHF 9 330 000.– 
Projektbeginn: August 2006 
Bisherige Ausgaben: CHF 8 970 000.– 
Partner: Swiss Resource Centre and Consultancies for Development (Skat), St. Gallen; 







* Nationale Verwaltung der Wasserressourcen im usbekischen Teil des Ferghana-
Tals, Phase 1 
Ausgangslage: Zwanzig Jahre lang wurde die Wasserinfrastruktur im usbekischen Teil 
des Ferghana-Tals vernachlässigt, Bewässerungssysteme wurden mangelhaft gewartet. 
So ging viel Wasser verloren, das von Bevölkerung, die grösstenteils in der Landwirt-
schaft arbeitet, aber benötigt wird. Der Wassersektor braucht demnach eine strategische 
Planung der Wasserverteilung und effiziente Finanzverwaltung, welche mit diesem Pro-
jekt auf nationaler Ebene angestrengt werden. 
Ziele: Die Bewirtschaftung der Wasserressourcen von der nationale Ebene, über die 
Flusseinzugsgebiete bis hinab zu den Kanalsystemen soll verbessert werden. Auf diese 
Weise werden das Risiko von Überschwemmungen und Dürren reduziert und die Was-
ser- und Nahrungssicherheit erhöht. 
Umsetzung: Ein Gesetzesrahmen wird geschaffen; ein Wasserinformationssystem liefert 
verlässliche Messdaten; das Ministerium für Landwirtschaft und Wasserressourcen, drei 
Flussgebiets- und 13 Bewässerungsorganisationen werden gefördert.  
 
Land/Region: Zentralasien (Usbekistan) 
Sektor: Wasser 
Phasendauer: September 2013 – August 2014 
Phasenbudget: CHF 100 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: September 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




Verbesserung der Wasserversorgung und der sanitären Anlagen, Phase 4 
Ausgangslage: Ein grosser Teil der Bevölkerung des Ferghana-Tals und der Provinz 
Syr-Darja haben weder Zugang zu sauberem Trinkwasser noch zu hygienischen sanitä-
ren Anlagen. Da die bestehende Infrastruktur nicht unterhalten wird und nicht in sie inves-
tiert wird, verschlechtert sich die Situation laufend. Krankheiten nehmen zu. 
Ziele: Das übergeordnete Projektziel ist die Verbesserung der Lebensqualität und der 
Gesundheit in den ländlichen Gemeinden im Ferghana-Tal und der Provinz Syr-Darja. 
Eine nachhaltige und dezentralisierte Bewirtschaftung des Trinkwassers und der Wieder-
aufbau der Trinkwassersysteme sollen gefördert werden.  
Umsetzung: Das Projekt wird durch das Internationale Sekretariat für Wasser umge-
setzt. Das nötige Wissen wird im Lauf des Projekts an bestehende lokale Institutionen 




Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2016 
Phasenbudget: CHF 6 037 000.– 
Projektbeginn: Januar 2007 
Bisherige Ausgaben: CHF 9 400 000.– 





Reform im Berufsbildungssystem, Phase 3 
Ausgangslage: Das Berufsbildungssystem in Usbekistan hinkt der Realität hinterher – 
es hat sich bisher nicht an die Erfordernisse des Arbeitsmarktes angepasst. Dadurch fin-
den viele Jugendliche keine Stelle. 
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Ziele: Mit diesem Projekt wird die Qualität des usbekischen Berufsbildungssystems ver-
bessert und die von den Behörden eingeleitete Reform der Berufsbildung unterstützt. 
Ging es bei bisherigen Projekten im Sektor Berufsbildung meist darum, die Infrastruktur 
zu verbessern, so setzt dieses Projekt bei den Inhalten an, die an Berufsschulen vermit-
telt werden. Es soll verstärkt auf die Bedürfnisse der Wirtschaft eingegangen werden. 
Umsetzung: Die zuständigen Ministerien und Vertreter regionaler Behörden arbeiten zu-
sammen mit Unternehmen neue Lehrgänge aus und setzen diese in den Berufsschulen 
um. Auszubildende können Praktika in den Betrieben absolvieren. In dieser dritten Phase 
ist vorgesehen, die Ausbildung zu erweitern auf das Gebiet des Wassermanagements, 
das Themen wie die Trinkwasserversorgung und Bewässerung beinhaltet. 
 
Land/Region: Usbekistan 
Sektor: Bildung; Wasser 
Phasendauer: Januar 2011 – Juli 2014 
Phasenbudget: CHF 3 860 000.– 
Projektbeginn: Januar 2004 
Bisherige Ausgaben: CHF 6‘500 000.– 
Partner: GOPA Consultants, Deutschland; Zentrum für sekundäre spezialisierte Berufs-





SÜDKAUKASUS (ARMENIEN, ASERBAIDSCHAN, GEORGIEN) 
 
 
* Unterstützung für südkaukasische Regierungen bei Reformen in der Landwirt-
schaft und regionalen Entwicklung, Phase 1 
Ausgangslage: Der grösste Teil der Bevölkerung in Georgien, Armenien und Aserbaid-
schan lebt von der Landwirtschaft. Der Sektor ist aber nicht so produktiv und effizient, wie 
er sein könnte, so dass die soziale Ungleichheit zwischen Stadt und Land angewachsen 
ist. Um die Armut auf dem Land zu bekämpfen, werden die Regierungen der drei Länder 
deshalb von der Schweiz bei der Umsetzung ihrer Reformen in der Landwirtschaft und 
der regionalen Entwicklung unterstützt. 
Ziele: Reformen in der Landwirtschaft respektive der ländlichen und lokalen Entwicklung 
werden vorangebracht. 
Umsetzung: Die Ministerien für Landwirtschaft, regionale und wirtschaftliche Entwicklung 
der drei Länder werden beraten von nationalen und internationalen Experten. Bestands-
aufnahmen und Analysen helfen, die Reformstrategien und Grundlagen für politische 
Entscheidungen auszuarbeiten und die Umsetzung der Reformen zu kontrollieren. Bei 
Bedarf werden Seminare und Trainings abgehalten. Das Kooperationsbüro der DEZA in 
Tiflis führt das Projekt selbst durch. 
 
Land/Region: Südkaukasus 
Sektor: Ländliche Entwicklung 
Phasendauer: August 2013 – Juli 2016 
Phasenbudget: CHF 900 000.– 
Projektbeginn: August 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




* Modernisierung des landwirtschaftlichen Berufsbildungssystems in Georgien,   
Phase 1 
Ausgangslage: In Georgien arbeiten am meisten Menschen in der Landwirtschaft. Um 
die Agrarproduktion anzukurbeln, ist es notwendig, die Berufsbildung zu modernisieren. 
Seit 2007 arbeitet die Schweiz zusammen mit dem Entwicklungsprogramm der Vereinten 
Nationen (UNDP) daran. Verschiedene Verbesserungen wurden bereits erzielt: Marktbe-
dürfnisse ermittelt, Ausbildungsprogramme und Lernmaterial in Berufsbildungszentren 
entwickelt und Beratungsdienste speziell für Landwirte aufgebaut. 
Ziele: Es wird erwartet, dass ein besseres Berufsbildungs- und Beratungssystem im Ag-
rarsektor zu mehr Arbeitsstellen und Einkommen der Landwirte führt. 4000 Bauern kön-
nen von Aus- und Weiterbildungskursen profitieren, 10 000 vom Beratungsservice. 
Umsetzung: Ein nationales Netzwerk aus privaten und öffentlichen Akteuren entsteht, 




Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2018 
Phasenbudget: CHF 6 040 000.– 
Projektbeginn: Januar 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 230 000.– (Eröffnungskredit) 
Partner: UNDP; Bauernorganisationen, Käufer von landwirtschaftlichen Rohprodukten, 






* Regionales Kunst- und Kulturprogramm im Südkaukasus, Phase 1 
Ausgangslage: Nach dem Kollaps der Sowjetunion entstanden neue experimentelle 
Kunstformen, die sich kritisch mit der Politik und Gesellschaft auseinandersetzten – sie 
werden aber von offizieller Seite nicht gefördert. Um aber die Gesellschaft der drei süd-
kaukasischen Länder Georgien, Armenien und Aserbaidschan zu demokratisieren, 
braucht es neue Perspektiven, die in der modernen Kunst und Kultur entwickelt werden. 
Das Schweizer Kooperationsbüro in Tiflis hat schon georgische Kunstprojekte punktuell 
gefördert. 
Ziele: Der Austausch in der Kunst und Kultur in der ganzen Region wird unterstützt, in-
dem Plattformen und Netzwerke moderner Kunst und Kultur aufgebaut werden. 
Umsetzung: Drei Stossrichtungen wurden definiert: Erstens soll Hunderttausenden von 
internen Flüchtlingen in der Region durch Kunst- und Kulturaktivitäten eine neue Lebens-
perspektive geboten werden. Zweitens sollen gemeinsame Kunst- und Kulturplattformen 
der drei Länder geschaffen werden. Drittens wird ein Fonds für Kleinaktionen kulturelle 




Phasendauer: Oktober 2012 – April 2014 
Phasenbudget: CHF 190 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: Oktober 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 
Partner: Culture and Management Lab., Platform for Changes (beides georgische 




* Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung im ländlichen Georgien, Phase 1 
Ausgangslage: Das Bruttoinlandsprodukt Georgiens ist seit 2003 stark angestiegen, in 
den ländlichen Regionen ist die Armut jedoch nach wie vor beträchtlich. Um das Gefälle 
zwischen Stadt und Land auszugleichen, braucht es ein funktionierendes dezentralisier-
tes System lokaler und regionaler Behörden, die gemeinsam die öffentlichen Finanzen 
koordinieren. 
Ziele: In der ersten Phase sollen 150 000 Landbewohner in den vier Regionen Nieder-
kartlien, Mingrelien und Oberswanetien, Ratscha-Letschchumi und Niederswanetien so-
wie Gurien von einer stärkeren wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung profi-
tieren können. 
Umsetzung: Die Gemeinden der vier Regionen arbeiten Strategien für die regionale 
Entwicklung aus und legen dementsprechend die Programmbudgets fest. Ein nationales 
Trainingssystem für Beamte der regionalen und lokalen Behörden wird aufgebaut. Das 
Ministerium für Regionale Entwicklung und Infrastruktur sowie das Parlamentarische Ko-
mitee zur Regionalen Politik und Selbstgouvernanz leiten die Dezentralisierungsreform. 
 
Land/Region: Georgien 
Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: Dezember 2012 – Juli 2017 
Phasenbudget: CHF 4 225 500.– 
Projektbeginn: Dezember 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 140 500.– (Eröffnungskredit) 




Ländliche Entwicklung in Südgeorgien, Phase 1 
Ausgangslage: Die Hälfte der Erwerbstätigen Georgiens arbeitet in der Landwirtschaft. 
Die Bauern betreiben dabei überwiegend Selbstversorgung, ohne an Märkte angeschlos-
sen zu sein. Die Armutsrate beträgt 30 bis 40 Prozent in den ländlichen Gebieten. Priori-
tät bei der Förderung der Entwicklung des Landes hat deshalb die Landwirtschaft. Die im 
Süden gelegenen Regionen Samzche-Dschawachetien und Niederkartlien gehören zu 
den landwirtschaftlich aktivsten Gebieten des Landes. Sie wurden darum für dieses Pro-
jekt ausgewählt. 
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Ziele: Die Löhne von 1600 Kartoffel- und 1200 Viehbauern sollen sich verbessern, die 
Produktionskosten sinken. Zudem sollen Privatinvestitionen zunehmen. 
Umsetzung: Ein internationales Konsortium, geleitet von NIRAS A/S, einer dänischen 
Beratungsfirma, setzt das Projekt um. Bauern und Dienstleistungsbetriebe in der Kartof-
fel- und Milchwirtschaft werden über die neusten Lagerungs- und Produktionstechnolo-
gien sowie Marketinginstrumente informiert. Privatinvestitionen werden durch einen 




Sektor: Ländliche Entwicklung 
Phasendauer: Juni 2012 – Oktober 2016 
Phasenbudget: CHF 3 000 000.– 
Projektbeginn: Juni 2012 
Bisherige Ausgaben: CHF 536 605.– (Eröffnungskredit) 





Ländliche Entwicklung in der Region Kachetien, Phase 1 
Ausgangslage: Kachetien liegt im Nordosten Georgiens und gehört zu den landwirt-
schaftlich am stärksten genutzten Gebieten des Landes. Die Region kennt hohe Armuts- 
und Arbeitslosigkeitsraten und die Bevölkerung ist weithin abhängig von Subsistenzwirt-
schaft. Die Förderung der Viehzucht in dieser Region hat jedoch das Potenzial, die Ein-
kommenssituation von 6500 ländlichen Haushalten respektive 20 000 Menschen zu ver-
bessern. 
Ziele: Die Fleisch- und Milchwirtschaft soll produktiver und profitabler werden und die 
Landwirte in Kachetien sollen ihr Einkommen um 10 bis 20 Prozent steigern können. 
Umsetzung: Partner der DEZA sind das Hilfswerk der Evangelischen Kirchen Schweiz 
(HEKS) und «HELVETAS Swiss Intercooperation» sowie die lokale Nichtregierungsorga-
nisation «ABCO Georgien». Geplant sind Verbesserungen beispielsweise in den folgen-
den Bereichen: Ausbau der Veterinärmedizin, Qualitätsfutter für das Vieh, Aufbau eines 
Netzwerks zwischen Firmen und Bauern sowie Einführung von Hygiene-Standards. 
 
Land/Region: Georgien 
Sektor: ländliche Entwicklung und Beschäftigung 
Phasendauer: November 2011 – Oktober 2015 
Phasenbudget: CHF 4 080 000.– 
Projektbeginn: November 2011 
Bisherige Ausgaben: CHF 565 000.– (Eröffnungskredit) 
Partner: Hilfswerk der Evangelischen Kirchen Schweiz (HEKS), HELVETAS Swiss Inter-




Ländliche Entwicklung in den aserbaidschanischen Regionen Barda, Tartar,  
Ağdam, Phase 1 
Ausgangslage: Die aserbaidschanische Volkswirtschaft ist hauptsächlich abhängig von 
der Ausfuhr von Öl und Gas. Die ländlichen Regionen konnten von diesem wirtschaftli-
chen Wachstum jedoch kaum profitieren. Wie einseitig die Wirtschaftsstruktur des Lan-
des ist, hat die weltweite Finanzkrise offengelegt. Die Regierung ist nun bestrebt, die 
Landwirtschaft in den Regionen zu fördern. 
Ziele: Kleinbauern in den armen und ländlichen Bezirken Zentral-Aserbaidschans – Bar-
da, Tartar und Ağdam – sollen mit Gemüse- und Früchteanbau ein gesichertes Einkom-
men erzielen. 
Umsetzung: Die Organisation «Oxfam Great Britain» ist für das Projekt verantwortlich. 
Dieses konzentriert sich auf Erdbeeren sowie weisse und gelbe Zwiebeln. Erdbeeren 
können selbst in kleinen Gärten profitabel angebaut werden. Gelbe Zwiebeln werden in 
Aserbaidschan traditionell angebaut, die weisse Sorte soll dank des angekündigten Inte-
resses eines internationalen Lebensmittelkonzerns von über 300 Bäuerinnen und Bauern 
im Land neu angepflanzt werden. 
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Land/Region: Aserbaidschan 
Sektor: Ländliche Entwicklung und Beschäftigung 
Phasendauer: November 2010 – Oktober 2013 
Phasenbudget: CHF 2 075 000.– 
Projektbeginn: November 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 350 000.– (Eröffnungskredit) 





Ländliche Entwicklung in den aserbaidschanischen Regionen Aghjabadi und   
Beylagan, Phase 1 
Ausgangslage: Aserbaidschan ist dank dem Öl- und Gassektor wirtschaftlich stark ge-
wachsen. Ländliche Gebiete konnten aber davon kaum profitieren. Die Regierung möchte 
deshalb die Landwirtschaft in den ländlichen Regionen zukünftig fördern.  
Ziele: Indem die ärmeren Bauernfamilien in den zwei Regionen Aghjabadi und Beylagan 
gezielt gefördert werden, trägt die DEZA dazu bei, dass die Armut dort verringert wird 
und die Bauern mehr Einkommen erzielen. 
Umsetzung: Das Schweizer Hilfswerk HEKS setzt das Projekt um und arbeitet dabei mit 
einem lokalen Partner, dem «Agro Information Centre» (AIM), zusammen. Da 90 Prozent 
der Bauern in den beiden Regionen von der Rindviehzucht leben, wird der Schwerpunkt 
auf den Ausbau der Dienstleistungen rund um die Viehwirtschaft gesetzt: Professionali-
sierung der Tierärzte, Beratung über produktive Zucht, Verbesserung der künstlichen Be-
fruchtung, Ausbau der Futterproduktion, mehr Qualitätsraufutter, entsalztes Wasser für 
das Vieh sowie Ausbildung der Bauern durch Molkereien. 
 
Land/Region: Aserbaidschan 
Sektor: Ländliche Entwicklung und Beschäftigung 
Phasendauer: September 2010 – Oktober 2013 
Phasenbudget: CHF 2 145 000.– 
Projektbeginn: September 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 975 000.– 
Partner: Hilfswerk der Evangelischen Kirchen Schweiz (HEKS), Zürich; Agro Information 




Ländliche Entwicklung in der georgischen Region Niederkartlien, Phase 1 
Ausgangslage: Ein grosser Teil der Bevölkerung in der Region Niederkartlien lebt von 
der Landwirtschaft. Kleine Familienhöfe betreiben meist reine Selbstversorgung, weshalb 
viele Bauern an der Armutsgrenze leben. Seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion 
konnten sich keine marktgerechten Strukturen entwickeln. Insbesondere die Viehzucht 
hat in dieser Region nahe der Hauptstadt Tiflis das Potenzial, zu einem profitablen Land-
wirtschaftszweig zu werden. 
Ziele: Die Viehwirtschaft (Milch- sowie Rind- und Schaffleischproduktion) soll professio-
nalisiert werden. Höhere und sichere Erträge für die Kleinbauern sind das Ziel. 
Umsetzung: Die ansässigen Bauern werden darüber informiert, wie sie ihr Vieh einträgli-
cher halten können. Es werden unter anderem folgende Massnahmen ergriffen: Zugang 
für die Kleinbauern zu Veterinärdiensten; Studie über den Nährwert von Gras und Heu; 
Zeitungspublikationen zu Marktpreisen und landwirtschaftlichen Themen; mobile Ban-
kenprodukte; bessere Hygiene in der Milchverarbeitung; Registrierung des Viehbestands; 
Ausbau der Transport- und Betriebsinfrastruktur; Arbeitsgruppen für die Katastrophen-
prävention; Verhinderung der Überweidung. «Mercy Corps» übernimmt zusammen mit 





Sektor: Ländliche Entwicklung und Beschäftigung 
Phasendauer: Februar 2011 – Februar 2014 
Phasenbudget: CHF 2 750 000.– 
Projektbeginn: Februar 2011 
Bisherige Ausgaben: CHF 470 000.– (Eröffnungskredit) 
Partner: Mercy Corps Schottland; International Association for Agricultural Development 




Programm gegen Menschenhandel – Aufklärung für Oberstufenschüler, Phase 3 
Ausgangslage: Georgien, Armenien und Aserbaidschan gehören zu den Ländern, die 
am stärksten von Menschenhandel betroffen sind. Der Kampf gegen Menschenhandel ist 
deshalb ein Schwerpunktthema der DEZA für die GUS-Region. Im Rahmen eines Anti-
Menschenhandel-Programms setzt dieses Projekt an der Aufklärung in den Schulen der 
Oberstufe an, da viele Schulabgänger wegen ihrer schwierigen wirtschaftlichen Situation 
im Ausland Arbeit suchen möchten. 
Ziele: Oberstes Ziel ist die Prävention und Bekämpfung des Menschenhandels im Süd-
kaukasus.  
Umsetzung: Menschenhandel soll als Thema an der Oberstufe in den nationalen Lehr-
plan aufgenommen werden. 1500 Lehrkräfte werden dazu ausgebildet, 14- bis 16-Jährige 
zu sensibilisieren. 1300 Betreuende in Waisenhäusern und Jugendzentren werden ge-
schult, um Jugendliche aufzuklären, die nicht zur Schule gehen. Die Internationale Orga-




Sektor: Bildung; Migration 
Phasendauer: Januar 2012 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 1 000 000.– 
Projektbeginn: November 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 382 305.– 




Ländliche Entwicklung in der georgischen Region Samzche-Dschawachetien,   
Phase 2 
Ausgangslage: Der Grossteil der Bevölkerung in der Region Samzche-Dschawachetien 
lebt von der Landwirtschaft. Die kleinen Familienhöfe betreiben meist Selbstversorgung, 
weshalb viele Bauern an der Armutsgrenze leben. Seit dem Zusammenbruch der Sow-
jetunion konnten sich kaum marktgerechte Strukturen entwickeln, was auch daran liegt, 
dass die abgelegene Gebirgsregion Überschwemmungen und Erdrutschen ausgesetzt 
ist. 
Ziele: Die regionale Fleisch- und Milchproduktion soll gefördert werden, damit sich das 
Einkommen der Bauern in den 127 Gemeinden der Region verbessert. 
Umsetzung: Das Projekt wird von «Mercy Corps» in Zusammenarbeit mit lokalen NGOs 
umgesetzt. Bessere Futtermittel sowie veterinärmedizinische Dienste und Zuchtberatung 
werden den Bauern angeboten. Sie entwickeln demgegenüber mehr Geschäftsaktivitäten 
und halten sich an die Gesetze betreffend Hygiene und Lebensmittelsicherheit. Zwi-
schenhändler unterzeichnen langfristige Verträge mit den Bauern und kaufen ihnen grös-
sere Fleisch- und Milchvolumen ab. Die lokalen Regierungen sollen die Landwirtschafts-





Sektor: Ländliche Entwicklung und Beschäftigung 
Phasendauer: Januar 2012 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 3 050 000.– 
Projektbeginn: Oktober 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 730 000.– 




Ländliche Entwicklung in der georgischen Region Ratscha-Letschchumi, Phase 2 
Ausgangslage: Die meisten Bewohner der ärmlichen Gebirgsregion Ratscha-
Letschchumi leben von der Landwirtschaft. Seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion 
konnten sich jedoch kaum marktgerechte Strukturen entwickeln, was unter anderem auch 
daran liegt, dass die Region anfällig ist für Überschwemmungen und Erdrutsche. Wie 
sich in der ersten Phase gezeigt hat, verspricht die Viehzucht am meisten Potenzial für 
die wirtschaftliche Entwicklung dieser Region. 
Ziele: Die lokalen Marktstrukturen der Fleisch- und Milchwirtschaft in Ratscha-
Letschchumi sollen gefördert werden. Somit verbessert sich das Einkommen für 3000 
Bauernhaushalte in dem Gebiet.  
Umsetzung: Das Projekt wird von «Care International» in Zusammenarbeit mit lokalen 
Partnern umgesetzt. Die Bauern werden bei Gesundheits- und Viehzuchtfragen beraten. 
Sie erhalten gute und zahlbare Produkte, um ihr Vieh zu füttern. Dafür halten sie sich an 
Hygiene- und Sicherheitsbestimmungen und bauen ihre Geschäftsaktivitäten aus. Zwi-
schenhändler kaufen grössere Mengen Milch und Fleisch von den Farmern. 
 
Land/Region: Georgien 
Sektor: Ländliche Entwicklung und Beschäftigung 
Phasendauer: Februar 2012 – Januar 2015 
Phasenbudget: CHF 2 597 000.– 
Projektbeginn: November 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 730 000.– 




Ländliche Entwicklung in der armenischen Region Meghri, Phase 2 
Ausgangslage: Die Landwirtschaft ist einer der wichtigsten Wirtschaftszweige Armeni-
ens. In der Region Sjunik und besonders im südlichsten Distrikt Meghri, an der Grenze 
zum Iran, herrscht aber Armut, weil die Strassenverhältnisse schlecht und die Absatz-
märkte weit entfernt sind. Den Bauern fehlt es zudem an Wasser, um eine ihrer wichtigs-
ten Einkommensquellen, den Obstanbau, auszubauen. Ihre Früchte, zu denen auch sel-
tene Sorten wie Feigen, Granatäpfel und Persimone gehören, geniessen zwar einen 
ausgezeichneten Ruf, decken aber den nationalen Bedarf nicht ab. 
Ziele: Die zweite Phase des Projekts zielt darauf ab, die Einkommen der Bauern im Dis-
trikt Meghri um 50 Prozent zu steigern.  
Umsetzung: Die projektverantwortliche «HELVETAS Swiss Intercooperation» arbeitet 
mit dem lokalen Partner «Centre for Agribusiness and Rural Development» (CARD) zu-
sammen. Diese NGO hat schon einmal erfolgreich Trockenfrüchteproduzenten beraten. 
 
Land/Region: Armenien 
Sektor: Ländliche Entwicklung 
Phasendauer: Dezember 2012 – Juni 2014 
Phasenbudget: CHF 1 371 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: Dezember 2009 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 850 000.– 







Verstärkte Marktorientierung von Projekten der ländlichen Produktion, Phase 4 
Ausgangslage: Der Bereich «Wirtschaftliche Entwicklung und Beschäftigung» ist ein 
zentraler Pfeiler der Kooperationsstrategie der DEZA für den Südkaukasus. Die Projekte 
im Zusammenhang mit der ländlichen Produktion sind in allen drei Ländern verstärkt 
marktorientiert.  
Ziele: Die Mehrheit der Projekte im Bereich «Wirtschaftliche Entwicklung und Beschäfti-
gung» der DEZA im Südkaukasus werden marktorientiert umgesetzt. Die Vorteile des 
Ansatzes werden innerhalb der DEZA, bei den Partnern und Zielgruppen im Kaukasus 
anerkannt. 
Umsetzung: Umgesetzt wird das Projekt durch das britische «Springfield Centre for Bu-
siness in Development», welches direkte technische Unterstützung leistet, der DEZA 
aber auch eine fachlich-konzeptionelle Begleitung anbietet. Auch Lernworkshops im Süd-
kaukasus gehören dazu. In dieser letzten Phase wird das angeeignete Fachwissen in 
den Kooperationsbüros an eine zunehmende Zahl von Projektpartnern weitergegeben. 
 
Land/Region: Südkaukasus 
Sektor: Ländliche Entwicklung und Beschäftigung 
Phasendauer: November 2010 – März 2014 
Phasenbudget: CHF 495 000.–  
Projektbeginn: August 2005 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 115 000.– 




Ausbau der Viehhaltung und Krankheitsprävention im Südosten Armeniens,   
Phase 3 
Ausgangslage: Die Landwirtschaft ist einer der grössten Wirtschaftssektoren Armeni-
ens, vor allem in der stark rückständigen südöstlichen Provinz Sjunik. Infektionskrankhei-
ten wie Brucellose oder Tuberkulose bedrohen jedoch die Viehhaltung und Tier- sowie 
Fleischexporte. Die staatlichen und privaten Veterinärdienste wurden in den letzten Pha-
sen bereits verbessert. Zusätzlich geht es jetzt darum, die Brucellose auszurotten durch 
eine flächendeckende Impfkampagne in den Dörfern der Region.  
Ziele: Die Viehhaltung in der Region soll gefördert werden, indem die Bauern entspre-
chend ausgebildet werden. Zudem wird die Brucellose-Prävention auf regionalem und 
nationalem Niveau verbessert. 
Umsetzung: Die FAO übernimmt die Hauptverantwortung über das Projekt. Die NGO 




Sektor: Ländliche Entwicklung 
Phasendauer: September 2011 – November 2015 
Phasenbudget: CHF 5 412 550.– 
Projektbeginn: September 2006 
Bisherige Ausgaben: CHF 4 695 450.– 





Ausbildung im Bereich «Internationale Beziehungen», Phase 6 
Ausgangslage: Die drei Staaten des Südkaukasus verfügen nicht über die Möglichkei-
ten, junge Staatsangestellte in den Bereichen Internationaler Handel und Internationales 
Völkerrecht auszubilden. 
Ziele: Das Projekt will zur Stärkung der guten Regierungsführung und der Verbesserung 
der öffentlichen Verwaltung im Zusammenhang mit internationalen Themen beitragen. 
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Umsetzung: Das Genfer «Graduate Institute of International Studies and Development» 
(GIISD) setzt das Projekt um. In dieser letzten sechsten Phase wird dieses abgeschlos-
sen. Ziel ist es, die lokalen Akteure stärker einzubinden, besonders die ehemaligen Stu-
dierenden und die lokalen Trainingsinstitutionen. Um dieses Alumni-Netzwerk zu instituti-
onalisieren, soll die finanzielle Unterstützung der Regierungen von Georgien, Armenien 
und Aserbaidschan gewonnen werden.  
 
Land/Region: Südkaukasus 
Sektor: Gouvernanz; Bildung 
Phasendauer: März 2011 – Februar 2014 
Phasenbudget: CHF 1 630 000.–  
Projektbeginn: April 2004 
Bisherige Ausgaben: CHF 4 495 000.– 
Partner: Graduate Institute of International Studies and Development (GIISD), Genf; di-





REGIONAL GUS (BETRIFFT MINDESTENS ZWEI LÄNDER) 
 
 
* Executive Master in Entwicklungspolitik und -praxis für Fachleute Zentralasiens, 
Phase 1 
Ausgangslage: Für mehr als 300 Fachleute weltweit hat die DEZA ein Master-
Programm gegründet, das deren Kompetenz in Entwicklungspolitik fördert. Die Ostzu-
sammenarbeit beteiligt sich neu an dem Programm. Es finanziert die Kursgebühren und 
logistischen Kosten für 16 zentralasiatische Fachleute von NGOs, Regierungsbehörden 
und anderen Kooperationspartnern für zwei Studienjahre. Die meisten Personen kommen 
aus Tadschikistan und Kirgisistan, ein kleiner Teil aus Usbekistan. 
Ziele: Analytische Fähigkeiten, strategisches Vorgehen und Verständnis für die Komple-
xität von Entwicklungsarbeit der Teilnehmenden werden weiterentwickelt. 
Umsetzung: Der Kurs beinhaltet jährlich drei Module: Das erste Modul findet in der Part-
neruniversität in Kasachstan statt, im zweiten wird eine Fallstudie durchgeführt und das 




Phasendauer: Juli 2013 – Juni 2015 
Phasenbudget: CHF 368 000.– 
Projektbeginn: Juli 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 
Partner: Hochschulinstitut für internationale Studien und Entwicklung, Genf; Kasachi-




* Schweizer Beitrag an die europäische Demokratiestiftung, Phase 1 
Ausgangslage: Die europäische Demokratiestiftung «European Endowment for De-
mocracy» (EED) hat zum Ziel, die Demokratie in den Nachbarsländern der EU in Nordaf-
rika und Osteuropa zu fördern. Sie unterstützt die Initiativen von Menschen oder Grup-
pen, die für mehr Rechte und Demokratie in ihren Ländern kämpfen. Die Schweiz ist im 
Obersten Rat der EED vertreten. Sie leistet nun freiwillig einen einmaligen finanziellen 
Beitrag an die Stiftung. 
Ziele: Die Demokratisierung von Ländern, die sich in politischer Transition befinden, ist 
das übergeordnete Ziel der EED. Sie finanziert Projekte von pro-demokratischen Organi-
sationen (nicht registrierte Nichtregierungsorganisationen und soziale Bewegungen) und 
Individuen (Blogger, Journalisten, im Exil lebende Aktivisten). 
Umsetzung: Der Schweizer Beitrag geht direkt an die Projekte, nicht an die laufenden 
Kosten der EED, die von der EU getragen werden. Die ausgewählten Projekte müssen 
einen bedeutenden Beitrag zur Demokratisierung leisten.  
 
Land/Region: Nachbarsstaaten der EU 
Sektor: Demokratisierung 
Phasendauer: Juli 2013 – Dezember 2015 
Phasenbudget: CHF 1 000 000.– 
Projektbeginn: Juli 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




* Förderung der kirgisisch-tadschikischen Zusammenarbeit in der grenzenüber-
schreitenden Wasserverwaltung im Ferghana-Tal, Phase 1 
Ausgangslage: Im Ferghana-Tal, am Oberlauf des Flusses Syr-Darja, grenzen Kirgisis-
tan, Tadschikistan und Usbekistan aneinander. 12 Millionen Menschen leben im Tal, das 
bloss 300 km lang und rund 110 km breit ist, jedoch einen Drittel zur zentralasiatischen 




Die hohe Bevölkerungsdichte und Durchmischung von Kirgisen, Usbeken und Tadschi-
ken steigern das Konfliktrisiko bei der Nutzung von Wasser und Land, zumal die bisheri-
ge Regulierung der Wasserressourcen noch aus Zeiten der Sowjetunion stammt. Eine 
grenzübergreifende kooperative Wasserbewirtschaftung wird erreicht, indem eine kirgi-
sisch-tadschikische Kommission die Verwaltung des Flusseinzugsgebietes koordiniert.  
Ziele: Tadschikistan und Kirgisistan regulieren gemeinsam ihre Wasserressourcen und 
tragen so zu einer besseren Lebensqualität im Ferghana-Tal bei. 
Umsetzung: Die Wasser-Kommission arbeitet mit Wasserorganisationen auf Provinz- 
und Staatsebene zusammen. Sie koordiniert die Unterstützung für die Gemeinden in der 
Wasserbewirtschaftung und Katastrophenprävention. Verwaltungspläne zu den Einzugs-
gebieten zweier grenzübergreifender Flüsse werden erstellt. 
 
Land/Region: Zentralasien (Kirgisistan, Tadschikistan) 
Sektor: Wasser 
Phasendauer: September 2013 – Mai 2014 
Phasenbudget: CHF 150 000.– (Eröffnungskredit) 
Projektbeginn: September 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




Modernisierung der Bewässerungssysteme, Phase 1 
Ausgangslage: Die DEZA unterstützt verschiedene Projekte zu verbesserter Bewässe-
rung, Wasserversorgung der ländlichen Bevölkerung und Wasserressourcen-
Management. Ein wichtiges Pilotprojekt findet beispielsweise im Ferghana-Tal statt, ei-
nem Grenzbereich zwischen Kirgisistan, Tadschikistan und Usbekistan. Dieses Projekt 
hier zielt darauf ab, in Zusammenarbeit mit der Asiatischen Entwicklungsbank (ADB) 
auch in weiteren Regionen Usbekistans tätig zu werden. 
Ziele: Die Landwirtschaft in den ausgewählten Regionen soll finanziell stabiler, produkti-
ver und umweltverträglicher werden. 
Umsetzung: Das Projekt wird in enger Zusammenarbeit mit der Asiatischen Entwick-
lungsbank (ADB) umgesetzt. 
 
Land/Region: Zentralasien 
Sektor: Wasser; Land- und Forstwirtschaft 
Phasendauer: Februar 2010 – Juni 2015 
Phasenbudget: CHF 3 120 000.– 
Projektbeginn: Februar 2010 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




Programm gegen Kinderhandel, Phase 2 
Ausgangslage: Der Kampf gegen den Menschenhandel in Moldova und Russland geht 
weiter. 38 Prozent der dort gemeldeten Fälle von Menschenhandel betreffen Kinder und 
Jugendliche, die oft allein und hilflos in Russland stranden. Der Kampf gegen Menschen-
handel ist ein wichtiges Thema der DEZA für die GUS-Region. Der Fokus dieses Projekts 
liegt auf Standards zum Kinderschutz auf nationaler und transnationaler Ebene. 
Ziele: Die Opferzahlen im Kinderhandel in Moldova und Russland sollen reduziert wer-
den.  
Umsetzung: Terre des Hommes setzt das Projekt in Zusammenarbeit mit den Regierun-
gen der zwei Länder um. Sozialarbeiter identifizieren die von Menschenhandel betroffe-
nen Kinder und schützen diese. Es wird ein Regelwerk gegen Ausbeutung und Men-
schenhandel erstellt, mit den Behörden diskutiert und in die bestehende Koordinations-
plattform von Moldova eingefügt, woraus schliesslich ein transnationales Programm 




Land/Region: Moldova, Russland 
Sektor: Gouvernanz; Migration 
Phasendauer: Juli 2012 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 497 000.– 
Projektbeginn: November 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 110 000.– 





Verbesserte Wasserbewirtschaftung in Zentralasien, Phase 2 
Ausgangslage: Wasser ist ein Schwerpunktthema der DEZA in Zentralasien – einer Re-
gion mit trockenem Klima. Ein Pilotprojekt im Ferghana-Tal, dem Grenzbereich von Kirgi-
sistan, Tadschikistan und Usbekistan, hat die Wasserbewirtschaftung und damit die 
Wasserversorgung der ländlichen Bevölkerung verbessert. Mit dem vorliegenden Projekt 
soll nun in Zusammenarbeit mit der Weltbank der Erfolg auf weitere Regionen Zentralasi-
ens ausgeweitet werden. 
Ziele: Die Landwirtschaft in den betroffenen Regionen soll produktiver, wirtschaftlicher 
und umweltverträglicher produzieren.  
Umsetzung: In dieser zweiten Phase werden die Wassernutzervereinigungen unter-
stützt, die dafür sorgen, dass die Bewässerungsverfahren auf den Feldern angewendet 
werden. Auch eine Verwaltungsorganisation, welche die Wasserzuleitungen regelt, erhält 
finanzielle Hilfe. Zudem werden den Bauern in Feldschulen die Bewässerungs- und 




Sektor: Wasser; Land- und Forstwirtschaft 
Phasendauer: März 2012 – Juni 2015 
Phasenbudget: CHF 4 225 000.– 
Projektbeginn: März 2009 





Programm gegen Menschenhandel in den GUS-Staaten, Phase 2 
Ausgangslage: Der Kampf gegen den Menschenhandel ist einer der thematischen 
Schwerpunkte der DEZA in der GUS. Die GUS-Staaten, für die das Programm bestimmt 
ist, sind Herkunftsländer, aber auch Transit- und Zielländer des Menschenhandels. Die 
Zahl der Opfer wird auf etwa mehrere Millionen geschätzt. Die meisten von ihnen werden 
sexuell ausgebeutet. Davon betroffen sind vor allem Frauen sowie Kinder und Jugendli-
che. 
Ziele: Das Ziel des Programms ist es, die Aktivitäten der DEZA gegen den Menschen-
handel in den GUS-Staaten besser zu koordinieren und so merklich zur Prävention und 
zum Schutz seiner Opfer auf internationaler Ebene beizutragen. Die Opfer sollen auf eine 
gut koordinierte Unterstützung und Schutz zählen können. Die Kompetenzen der Berufs-
gruppen, die mit (potenziellen) Opfern arbeiten, werden verbessert. In dieser Phase liegt 
der Fokus auf Migration und ihre Risiken, es wird also eine breitere Perspektive gewählt. 
Umsetzung: Das Programm setzt sich aus mehreren Projekten zusammen. Verantwort-
lich für die Durchführung sind die Koordinationsbüros in den GUS-Ländern. Das zustän-
dige Büro im Hauptsitz unterstützt die Büros bei der Planung, Koordination und Evaluati-
on der gemeinsamen und regionalen Projekte. Es nimmt zudem aktiv am Netzwerk des 





Sektor: Gouvernanz; Soziales und Infrastruktur; Migration 
Phasendauer: November 2011 – Dezember 2013 
Phasenbudget: CHF 120 000.– 
Projektbeginn: Mai 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 250 000.– 




Verbesserung des Informationsflusses über Wasserverfügbarkeit (Chui und Talas), 
Phase 2 
Ausgangslage: Ein transparenter Gebrauch der Wasserressourcen in den grenzüber-
schreitenden Gebieten ist einer der Schwerpunkte im Regionalprogramm der DEZA in 
Zentralasien. Eine kirgisisch-kasachische Kommission hat bereits zur Koordination der 
gemeinsamen Wassernutzung und zur Verbesserung der Effizienz beigetragen. Aufgrund 
fehlender Kontrollanlagen und Lücken bei der Messung sowie bei der Sicherung und 
Kommunikation der Daten geht aber noch immer Wasser verloren. Zudem wirkt sich das 
Problem negativ auf die Arbeit der Kommission aus, die auf Grundlage der wenig verläss-
lichen Daten Entscheidungen fällen muss. 
Ziele: Das Projekt will den Informationsfluss über die Wasserverfügbarkeit verbessern. 
Erreicht werden soll dies, indem der Entscheidungsprozess der interstaatlichen Kommis-
sion und das Wassermanagement im Allgemeinen erleichtert werden.  
Umsetzung: Ein Überwachungs- und Datenverarbeitungssystem wird eingeführt und das 
Personal im Umgang damit geschult. Die DEZA setzt das Projekt zusammen mit dem kir-
gisischen Departement für Wasserverwaltung um. Ein Komitee überwacht die Ausfüh-
rung zusammen mit dem Kooperationsbüro der DEZA in Bishkek. 
 
Land/Region: Zentralasien, Kirgisistan 
Sektor: Wasser 
Phasendauer: März 2013 – Dezember 2016 
Phasenbudget: CHF 950 000.– 
Projektbeginn: August 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 370 000.– 




Bessere Nutzung des Bewässerungssystems, Phase 3 
Ausgangslage: Die DEZA unterstützt seit einigen Jahren Bewässerungsprojekte in Zent-
ralasien mit dem Ziel, die Bewässerung bis zu den Landwirtschaftsbetrieben sicher zu 
stellen. Die DEZA ist auf gutem Weg, dieses Ziel zu erreichen. Den Bauern fehlt es aber 
nicht nur am Zugang zum Wasser, sondern auch an Wissen, wie dieses am besten ge-
nutzt wird.  
Ziele: Durch ein effektiveres Management der Wasserressourcen soll ein Beitrag zu Ar-
beit, Einkommen und Ertragssicherheit geleistet werden. Zudem trägt das Projekt zur 
Prävention von Konflikten bei. 
Umsetzung: Im Auftrag der DEZA setzt das Konsortium zwischen dem Scientific Infor-
mation Center of the Interstate Commission on Water Coordination (SIC-ICWC) und dem 
International Water Management Institute (IWMI) in Colombo das Projekt um. Es wird 
vom regionalen Wasserprogramm-Berater der DEZA in Taschkent überwacht. Die in den 
letzten Phasen getesteten Beratungsmodule für die Wassernutzer werden leserfreundli-
cher gestaltet und in mehrere Sprachen übersetzt. Ein Workshop schliesst das Projekt 





Sektor: Wasser; landwirtschaftliche Entwicklung 
Phasendauer: März 2012 – Juni 2013 
Phasenbudget: CHF 345 000.– 
Projektbeginn: April 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 400 000.– 
Partner: Konsortium Scientific Information Center of the Interstate Commission on Water 





Regionales Kultur- und Kunstprogramm in Zentralasien, Phase 3 
Ausgangslage: Die politische und wirtschaftliche Situation in den zentralasiatischen 
Ländern schränkt die Entwicklung von Kunst und Kultur, Meinungsäusserungsfreiheit, 
Demokratieprozesse und den Informationsaustausch stark ein. Die kulturelle Stimme der 
Minderheiten und Subkulturen wird vernachlässigt. Aufgrund jahrelanger Erfahrung im 
Bereich Kunst und Kultur in Zentralasien hat die DEZA ein regionales Kunst- und Kultur-
programm unter dem Leitmotto «Diversity in Unity» (Verschiedenheit in Einigkeit) entwi-
ckelt. 
Ziele: Mit Hilfe von kulturellen Aktivitäten sollen die Teilnahme am politischen und gesell-
schaftlichen Leben sowie der Respekt und interkulturelle Dialog zwischen den zentral-
asiatischen Völkern gefördert werden. 
Umsetzung: Das Programm wird von lokalen Projektverantwortlichen unter Aufsicht der 
Kooperationsbüros der DEZA in Duschanbe, Bishkek und Taschkent umgesetzt. Sie ar-
beiten eng mit lokalen Kulturschaffenden und Partnerorganisationen zusammen. Das us-
bekische Kooperationsbüro trägt die Verantwortung für die thematische Programmkoor-
dination, das tadschikische Büro koordiniert die Finanzen. 
 
Land/Region: Zentralasien 
Sektor: Gouvernanz, Kultur 
Phasendauer: März 2012 – Dezember 2015 
Phasenbudget: CHF 2 497 000.– 
Projektbeginn: 1999 (Vorgängerprojekte auf bilateraler Basis) 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 000 000.– 




GESAMTER BEREICH (OSTZUSAMMENARBEIT) 
 
 
REGIONAL (BETRIFFT MINDESTENS ZWEI LÄNDER) 
 
 
* Globalkredit für Projektfinanzierungen im Zusammenhang des Schweizer OSZE-
Vorsitzes, Phase 1 
Ausgangslage: Die Schweiz präsidiert im Jahr 2014 die Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE). Zudem ist sie von 2013 bis 2015 Mitglied der soge-
nannten «OSZE-Troika», die aus dem aktuellen, zukünftigen und ehemaligen Vorsitzland 
besteht. In diesem Zeitraum soll ein Kredit den Schweizer Botschaften im Einzugsgebiet 
der Schweizer Ostzusammenarbeit ermöglichen, vor Ort auf Initiativen der OSZE und ih-
rer Partner einzugehen. Darüber hinaus können sie lokale und länderübergreifende Pro-
jekte finanzieren. 
Ziele: Die OSZE und die Schweiz als Vorsitzland werden durch die Projekte in den Be-
reichen Konfliktprävention, Sicherheit und Vertrauensbildung in den Regionen Westbal-
kan, Südkaukasus und Zentralasien stärker wahrgenommen. 
Umsetzung: Die Botschaften wählen die Projekte der OSZE-Missionen, ihrer Institutio-
nen und Partner vor Ort aus.  
 
Land/Region: Westbalkan, Südkaukasus, Zentralasien 
Sektor: Konfliktprävention, Sicherheit, Vertrauensbildung 
Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2015 
Phasenbudget: CHF 4 000 000.– 
Projektbeginn: Januar 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 





* Beitragskredit für Projekte der DCAF im Zusammenhang des Schweizer OSZE-
Vorsitzes, Phase 1 
Ausgangslage: Die Schweiz präsidiert im Jahr 2014 die Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) und ist von 2013 bis 2015 Mitglied der OSZE-Troika. 
Sie möchte sich in ihrer Arbeit von strategischen Partnern unterstützen lassen. Ein sol-
cher Partner ist das Genfer Zentrum für die Demokratische Kontrolle der Streitkräfte 
(DCAF). Der Beitragskredit gibt dem DCAF die Möglichkeit, Projekte zu initiieren, welche 
die Sicherheit, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte im Westbalkan, Südkaukasus 
und in Zentralasien fördern. 
Ziele: Der Schweizer OSZE-Vorsitz leistet einen Beitrag zur Stabilität in den genannten 
Regionen. Gleichzeitig wird auch die OSZE gestärkt. 
Umsetzung: Die im Eidgenössischen Departement für auswärtige Angelegenheiten 
(EDA) eingesetzte OSZE Task Force entscheidet jährlich über das Paket von fünf bis 
zehn Projekten der DCAF. Das DCAF selbst trägt jeweils mindestens 50 Prozent der Pro-
jektkosten. 
 
Land/Region: Westbalkan, Südkaukasus, Zentralasien 
Sektor: Demokratisierung / Dezentralisierung / Lokale Gouvernanz 
Phasendauer: Juni 2013 – Dezember 2015 
Phasenbudget: CHF 1 500 000.– 
Projektbeginn: Juni 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 
Partner: Genfer Zentrum für die Demokratische Kontrolle der Streitkräfte (DCAF), diver-






* Programmbeitrag an die Stiftung Brot für alle, Phase 1 
Ausgangslage: Die DEZA hat mit schweizerischen Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) Vereinbarungen über mehrjährige Programmbeiträge abgeschlossen. Diese be-
ruhen auf langjährigen Erfahrungen der Zusammenarbeit. Neun der NGOs sind in Osteu-
ropa und der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) tätig. Dazu gehört auch die 
Stiftung Brot für alle, der Entwicklungsdienst der Evangelischen Kirchen der Schweiz. Sie 
erhält einen sogenannten Programmbeitrag. Das heisst, die DEZA verpflichtet sich zu ei-
nem Beitrag an das Gesamtprogramm. Die Kontrolle über die Projekte liegt dabei gänz-
lich bei der NGO. 
Ziele: Die Stiftung Brot für alle (BFA) konzentriert sich auf vier Themen: Recht auf Nah-
rung; Bewältigung des Klimawandels; Unternehmungsverantwortung und fairer Handel; 
Anti-Korruption und gerechte Finanzpolitik. Ziel ist eine demokratische, gerechte und 
ganzheitliche globale Entwicklung. 
Umsetzung: Die BFA setzt ihr Programm in eigener Verantwortung um. In einzelnen 
Projekten arbeitet sie mit Schweizer, lokalen und internationalen Partnern zusammen. 
Für die Länder Bosnien und Herzegowina und Kosovo gehen die Mittel der NGO an den 
Christlichen Friedensdienst (CFD), der ein Partnerwerk der BFA ist. 
 
Land/Region: Osteuropa und GUS 
Sektor: Ernährungssicherheit, Klimatische Veränderungen 
Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 600 000.– 
Projektbeginn: Januar 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




* Programmbeitrag an das Schweizerische Rote Kreuz, Phase 1 
Ausgangslage: Die DEZA hat mit schweizerischen NGOs Vereinbarungen über mehr-
jährige Programmbeiträge abgeschlossen. Diese beruhen auf langjährigen Erfahrungen 
der Zusammenarbeit. Neun der NGOs sind in Osteuropa und der GUS tätig. Dazu gehört 
auch das Schweizerische Rote Kreuz (SRK). 
Ziele: Dass für alle stark benachteiligten und randständigen Gesellschaftsgruppen – 
Frauen, Jugendliche, ältere Menschen, Kriegs- und Katastrophenopfer – eine gute Ge-
sundheitsversorgung gewährleistet ist, strebt das SRK als übergeordnetes Ziel an. 
Umsetzung: In den Ländern Bosnien und Herzegowina, Moldova und Kirgisistan wird die 
medizinische und sanitäre Infrastruktur verbessert und freiwilliges medizinisches Perso-
nal ausgebildet. Aufklärungskampagnen über Infektionskrankheiten und sexuelle Ge-
sundheit werden lanciert. Katastrophenanfällige Regionen sollen geeignete Schutzmass-
nahmen einführen. Das SRK arbeitet mit internationalen und lokalen Partnern zusammen 
und setzt das Programm in eigener Verantwortung um. 
 
Land/Region: Osteuropa und GUS 
Sektor: Gesundheit 
Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 1 300 000.– 
Projektbeginn: Januar 2013 
Bisherige Ausgaben: CHF 0.– 




* Programmbeitrag an das «Forum of Federations» (FoF), Phase 5 
Ausgangslage: Das Forum of Federations (FoF) ist eine internationale Organisation mit 
Sitz in Ottawa, Kanada, die sich auf Demokratieförderung und Föderalismus spezialisiert 
hat. Es setzt Entwicklungsprojekte in sich neu bildenden Demokratien um und organisiert 
Konferenzen zu föderalistischen Themen. Die Schweiz ist eines von zehn Partnerländern 
des FoF.  
Ziele: Die DEZA fördert mit dem Beitrag die Erforschung und die weltweite Verbreitung 
des Föderalismus. Gleichzeitig steht die internationale Sichtbarkeit der Schweiz im Vor-
dergrund. 
 86 
Umsetzung: Bei Vergleichsstudien zu Themen wie die Integration von Immigranten, 
Benchmarking, föderalistische Finanz-, Justiz- und Gesundheitssysteme fliessen die Er-
fahrungen des schweizerischen Föderalismus ein. Experten aus der Schweiz nehmen an 
den vom FoF organisierten Konferenzen teil. 
 
Land/Region: Diverse 
Sektor: Staatsreform, Dezentralisierung 
Phasendauer: April 2013 – März 2017 
Phasenbudget: CHF 1 000 000.– 
Bisherige Ausgaben: CHF 200 000.– 




* Programmbeitrag an das Institut für Föderalismus (IFF), Phase 1 
Ausgangslage: Seit 1997 unterstützt die Ostzusammenarbeit die Arbeit des Institutes für 
Föderalismus (IFF), das zu der Schweizer Universität Freiburg gehört. Es bearbeitet Fra-
gen zur Staatsorganisation, Demokratisierung und zu Menschenrechten. Das internatio-
nale Zentrum des IFF, worauf sich der Beitrag und das Hauptinteresse der DEZA bezieht, 
will mit Weiterbildungskursen zu guter Regierungsführung in Transitions- und Entwick-
lungsländern beitragen und konzentriert sich geografisch neben Lateinamerika, Afrika, 
Asien auch auf Osteuropa. 
Ziele: 180 Personen sollen von den Weiterbildungskursen profitieren, die von der DEZA 
voll finanziert werden. 8 Personen können am Gastforschendenprogramm teilnehmen, 
woran das DEZA einen Teilbeitrag leistet. 
Umsetzung: Die Weiterbildung gestaltet sich in Form von Sommeruniversitäten, Praktika 
und einem Kurs für Praktikerinnen und Praktiker.  
 
Land/Region: Diverse 
Sektor: Staatsreform, Dezentralisierung 
Phasendauer: April 2013 – März 2016 
Phasenbudget: CHF 2 100 000.– 
Projektbeginn: 1997 
Bisherige Ausgaben: CHF 1 850 000.– 




Programmbeitrag an die Stiftung Kinderdorf Pestalozzi, Phase 2 
Ausgangslage: Die DEZA hat mit schweizerischen NGOs Vereinbarungen über mehr-
jährige Programmbeiträge abgeschlossen. Diese beruhen auf langjährigen Erfahrungen 
der Zusammenarbeit. Neun der NGOs sind in Osteuropa und der GUS tätig. Dazu gehört 
auch die Stiftung Kinderdorf Pestalozzi. 
Ziele: Die Stiftung Kinderdorf Pestalozzi stärkt die Kompetenzen und Rechte von be-
nachteiligten Kindern und Jugendlichen. Sie setzt Bildung als Mittel ein, um alle anderen 
Rechte verwirklichen zu können. Damit fördert sie das friedliche Zusammenleben in Ser-
bien, Mazedonien und Moldova. 
Umsetzung: Die Stiftung Kinderdorf Pestalozzi setzt ihr Programm in eigener Verantwor-
tung um. In einzelnen Projekten arbeitet sie mit lokalen und internationalen Partnern zu-
sammen. 
 
Land/Region: Osteuropa und GUS 
Sektor: Erziehung 
Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 2 000 000.– 
Bisherige Ausgaben: 1 875 000.– 






Programmbeitrag an Solidar Suisse, Phase 2 
Ausgangslage: Die DEZA hat mit schweizerischen NGOs Vereinbarungen über mehr-
jährige Programmbeiträge abgeschlossen. Diese beruhen auf langjährigen Erfahrungen 
der Zusammenarbeit. Neun der NGOs sind in Osteuropa und der GUS tätig. Dazu gehört 
auch Solidar Suisse. 
Ziele: In Serbien und Kosovo will Solidar Suisse die Beziehungen und den Dialog zwi-
schen Arbeitnehmern und Arbeitgebern verbessern und Jugendlichen der Berufseinstieg 
erleichtert werden. In Kosovo werden die Sozialpartner dazu angeregt, sich für eine breit 
abgestützte Krankenversicherung und eine verstärkte Zusammenarbeit in der Nah-
rungsmittelbranche, insbesondere der Milchwirtschaft, einzusetzen. 
Umsetzung: Solidar Suisse setzt seine Programme in eigener Verantwortung um. In den 
einzelnen Projekten arbeitet es mit lokalen und internationalen Partnern zusammen. 
 
Land/Region: Serbien, Kosovo  
Sektor: Staatsreform, Demokratisierung 
Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 800 000.– 
Projektbeginn: Januar 2008 
Bisherige Ausgaben: CHF 2 250 000.– 




Programmbeitrag an die HELVETAS Swiss Intercooperation, Phase 2 
Ausgangslage: Die DEZA hat mit schweizerischen NGOs Vereinbarungen über mehr-
jährige Programmbeiträge abgeschlossen. Diese beruhen auf langjährigen Erfahrungen 
der Zusammenarbeit. Neun der NGOs sind in Osteuropa und der GUS tätig. Dazu gehört 
auch die «HELVETAS Swiss Intercooperation» (HSI). 
Ziele: HSI unterstützt Menschen in ländlichen Gebieten der GUS. Dabei hat sie drei Zie-
le: Die Landbevölkerung soll durch einen nachhaltigen Umgang mit natürlichen Ressour-
cen die Nahrungsversorgung dauerhaft sicherstellen; sie soll eine marktorientierte Land-
wirtschaft betreiben und eine berufliche Ausbildung erhalten; zudem will HSI ein 
dezentrales Regierungssystem stärken. 
Umsetzung: HSI setzt ihr Programm in eigener Verantwortung um. In ihren Projekten ar-
beitet sie mit lokalen und internationalen Partnern zusammen. 
 
Land/Region: Osteuropa und GUS 
Sektor: Ernährungssicherheit, Landwirtschaft 
Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 1 400 000.– 
Bisherige Ausgaben: CHF 3 500 000.– 




Programmbeitrag an das Hilfswerk der Evangelischen Kirchen Schweiz (HEKS), 
Phase 2 
Ausgangslage: Die DEZA hat mit schweizerischen NGOs Vereinbarungen über mehr-
jährige Programmbeiträge abgeschlossen. Diese beruhen auf langjährigen Erfahrungen 
der Zusammenarbeit. Neun der NGOs sind in Osteuropa und der GUS tätig. Dazu gehört 
auch das Hilfswerk der Evangelischen Kirchen Schweiz (HEKS). 
Ziele: Die Arbeit von HEKS hat folgende Schwerpunkte: die Einkommensförderung durch 
Integration in den Arbeitsmarkt, der Zugang zu Ressourcen, die Verbesserung der Pro-
duktion und des Marktzugangs sowie die Konfliktbearbeitung und Förderung der Zivilge-
sellschaft in den ländlichen Regionen. 
Umsetzung: HEKS setzt das Programm in eigener Verantwortung um. In einzelnen Pro-




Land/Region: Osteuropa und GUS 
Sektor: Privatsektor, Gouvernanz 
Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 1 400 000.– 




Programmbeitrag an die Caritas Schweiz, Phase 2 
Ausgangslage: Die DEZA hat mit schweizerischen NGOs Vereinbarungen über mehr-
jährige Programmbeiträge abgeschlossen. Diese beruhen auf langjährigen Erfahrungen 
der Zusammenarbeit. Neun der NGOs sind in Osteuropa und der GUS tätig. Dazu gehört 
auch die Caritas Schweiz. 
Ziele: Die Caritas Schweiz engagiert sich in folgenden Bereichen: Sicherung der Le-
bensgrundlagen, Menschenrechtsarbeit und soziale Gerechtigkeit, Friedensarbeit, huma-
nitäre Krisenprävention und -vorsorge, Überlebenshilfe, Rehabilitation. Wichtig sind zu-
dem die Gleichberechtigung von Mann und Frau, die Deeskalation oder Verhinderung 
von Konflikten, die Stärkung von Partnerorganisationen sowie HIV und AIDS. Profitieren 
sollen benachteiligte ländliche Bevölkerungsgruppen und marginalisierte Gruppen in den 
Städten. Dazu gehören Kinder, körperlich und geistig Behinderte sowie alte Menschen. 
Umsetzung: Caritas Schweiz setzt ihre Programme in eigener Verantwortung um. In ein-
zelnen Projekten arbeitet sie mit lokalen und internationalen Partnern zusammen. 
 
Land/Region: Osteuropa und GUS 
Sektor: Menschenrechte, Gesundheit 
Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 2 100 000.– 




Programmbeitrag an IAMANEH, Phase 1 
Ausgangslage: Die DEZA hat mit Schweizer NGOs Vereinbarungen über mehrjährige 
Programmbeiträge abgeschlossen. Diese beruhen auf langjährigen Erfahrungen der Zu-
sammenarbeit. Neun der NGOs sind in Osteuropa und der GUS tätig. Dazu gehört auch 
die «International Association for Maternal and Neonatal Health» (IAMANEH). 
Ziele: IAMANEH Schweiz setzt sich dafür ein, dass Frauen und Kinder ein Leben in Ge-
sundheit und Würde führen können. Frauen und Kinder, die Opfer von Gewalt und Aus-
beutung sind, erhalten Schutz, professionelle Betreuung und Rechtsbeistand. Sie sollen 
ihre körperliche und seelische Unversehrtheit zurückgewinnen und alternative Lebens-
perspektiven entwickeln können. Ein weiteres Ziel ist es, dass Frauen, Männer und Kin-
der die Gefahren der Gewalt von Männern an Frauen und Kindern kennen und aktiv an 
deren Reduktion mitarbeiten. Zudem werden Jugendliche mit Beratungsangeboten in 
Schulen erreicht. 
Umsetzung: IAMANEH setzt ihr Programm in eigener Verantwortung um. In den einzel-
nen Projekten arbeitet die Organisation mit lokalen Partnern zusammen. 
 
Land/Region: Bosnien und Herzegowina, Albanien 
Sektor: Gesundheit, Migration, Humanitäre Prinzipien 
Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 1 000 000.– 
Projektbeginn: Januar 2008 
Bisherige Ausgaben: 1 800 000.– 




Programmbeitrag an die Stiftung Terre des Hommes, Phase 2 
Ausgangslage: Die DEZA hat mit schweizerischen NGOs Vereinbarungen über mehr-
jährige Programmbeiträge abgeschlossen. Diese beruhen auf langjährigen Erfahrungen 
der Zusammenarbeit. Neun der NGOs sind in Osteuropa und der GUS tätig. Dazu gehört 
auch die Stiftung Terre des Hommes. 
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Ziele: Terre des Hommes engagiert sich vor allem im Kampf gegen die Unterernährung 
von Kindern, gegen deren Ausbeutung sowie für die Verbesserung des Jugendstraf-
rechts. 
Umsetzung: Die Stiftung Terre des Hommes setzt ihr Programm in eigener Verantwor-
tung um. In einzelnen Projekten arbeitet sie mit lokalen und internationalen Partnern zu-
sammen. 
 
Land/Region: Osteuropa und GUS 
Sektor: Ernährungssicherheit, Humanitäre Prinzipien 
Phasendauer: Januar 2013 – Dezember 2014 
Phasenbudget: CHF 1 000 000.– 
Partner: Terre des Hommes, Lausanne 
Projektnummer: 7F-06025.02 
